
1 Workshop City Nord  (1991), vergriffen

2 Workshop City Süd (1992)

3 Workshop Ostraum Leipzig (1991)

4 Workshop Leipzig-Stötteritz (1992)

5 Workshop Leipzig-Plagwitz (1992) 

6 Städtebaulicher Ideenwettbewerb 

„Wohngebiet Kiebitzmark 2“ (1992)

7 Workshop Bayrischer Platz (1992), vergriffen

8 Workshop Leipzig-Probstheida (1993)

9 Planungswerkstatt Westraum Leipzig (1992) 

10 Neue Ideen für die ALTE MESSE (1993), vergriffen

11 Rahmenplanung ALTE MESSE (1993), vergriffen

12 Planungswerkstatt Alte Salzstraße (1996)

13 Leipzig als Messe- und Handelsstadt 

im Laufe der Jahrhunderte (1997), vergriffen

14 Gestaltungskonzept für den öffentlichen Raum 

der Innenstadt (1997)

15 Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 

Leipzig-West / Kaserne Schönau (1996), vergriffen

16 Stadtentwicklungsplan Wohnbauflächen (1997)

17 Kostenreduzierung im 

innerstädtischen Wohnungsbau (1997), vergriffen

18 Planungsschwerpunkte seit 1990 (1997), vergriffen

19 Museum der bildenden Künste Leipzig, 

Realisierungswettbewerb (1998), vergriffen

20 Bericht zur Stadtentwicklung Leipzig 1998 (1998)

21 Gutachterverfahren zum Wettbewerb 

„Stadtteilpark Plagwitz“ (1998), vergriffen

22 City-Tunnel Leipzig, Dokumentation der 

Wettbewerbe für die S-Bahn-Stationen (1998), 

vergriffen

23 Leitlinien der Stadtsanierung und Stadterneuerung 

(1998), vergriffen

24 Nahverkehrsplan der Stadt Leipzig (1998)

25 Stadtentwicklungsplan 

Gewerbliche Bauflächen (1999)

26 Gutachterverfahren zum Wettbewerb „Wohnen für

junge Leute in Leipzig-Connewitz“ (2000)

27 Gutachterverfahren 

Stadtplatz Gohlis und Umfeld (1999)

28 Stadtentwicklungsplan Zentren (2000)

29 Studentischer Ideenwettbewerb „Baulücke“ (2000)

30 Stadtentwicklungsplan Wohnungsbau 

und Stadterneuerung, 

Teilplan Wohnungsbau, Teilplan Stadterneuerung – 

Stadtteilpässe Nord / Ost / Süd / West (2000)

31 „Trautes Heim“ – Eigenheimkonzepte (2001)

32 Konzeption für die Entwicklung der Ortsteile 

Knautkleeberg, Knauthain, Hartmannsdorf, 

Knautnaundorf und Rehbach bis 2010 (2002)

33 3. Leipziger Messeakademie „Blau trifft Grün“ 

(2002)

34 Stadtentwicklungsplan Wohnungsbau und 

Stadterneuerung – Teilplan Großsiedlung (2002)

35 Kulturdenkmale der Stadt Leipzig (2002)

36 Wohnungspolitisches Konzept der Stadt Leipzig – 

Neufassung 2002 (2002)

37 Stadthäuser in Leipzig – 

Standorte für den Neubau von Stadthäusern (2003)

38 Konzeptioneller Stadtteilplan 

Leipziger Osten – Stadt umbauen ! (2003)

39 Bahnflächen als Potentiale der Stadtentwicklung 

(2003) 

Die Beiträge zur Stadtentwicklung sind – teils gegen

Gebühr – beim Stadtplanungsamt der Stadt Leipzig

(Bürgerinformation, Neues Rathaus, Zi. 499) erhältlich.

Bestellungen sind möglich. 
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Verkehr und öffentlicher Raum 
als Gestaltungsaufgabe

Im Dezember 1992 beschloss die Ratsver-
sammlung „Verkehrspolitische Leitlinien für
Leipzig“, die seither die wesentliche Grund-
lage für Entscheidungen und Maßnahmen im
Bereich der städtischen Verkehrsplanung und 
-politik bilden. Schwerpunkte, die weiterhin
Gültigkeit haben, sind die Stärkung der Wirt-
schaftskraft der Stadt, die Förderung der
umweltfreundlichen Verkehrsarten, u. a. durch
Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes, sowie
die schrittweise Verlagerung der Ströme des
motorisierten Individualverkehrs von den Ra-
dialstraßen auf Ringe und Tangenten. Die Leit-
linien haben u.a. Eingang gefunden in den Flä-
chennutzungsplan, in die Straßenbauprogram-
me und in den Nahverkehrsplan der Stadt, in
das kürzlich erarbeitete Konzept zur Förderung
des Radverkehrs sowie in die Planung und
Umsetzung einer Vielzahl von Einzelmaß-
nahmen.

Nach zehn Jahren intensiver Entwicklungsan-
strengungen und weitreichender Veränderun-
gen auch im Verkehrssektor gilt es nun, diese
Leitlinien auf ihre Aktualität zu überprüfen.
Dabei zeigen die Erfolge des letzten Jahrzehnts
und die Prognosen für das kommende, dass die
seinerzeit gewählte Strategie grundsätzlich
weiterhin sinnvoll und den Problemen ange-
messen ist. Diese Einschätzung wurde bestä-
tigt durch die vierte Stadtwerkstatt „Den Stau
vermeiden“ im Frühjahr 2000, auf der Ver-
kehrsexperten und Stadtplaner sowie Politiker
und Vertreter verschiedener Gruppen und
Initiativen aktuelle Fragen des Verkehrs in Leip-
zig diskutierten. Die Veranstaltung zeigte aber
auch die Notwendigkeit auf, die Verkehrspoliti-
schen Leitlinien weiterzuentwickeln. Der hier-
mit vorgelegte Stadtentwicklungsplan „Ver-
kehr und Öffentlicher Raum“ setzt dabei
ergänzend zur Fortschreibung der bisherigen
Leitlinien die folgenden neuen Schwerpunkte:

1. Verkehrspolitik ist Stadtpolitik: Die Ver-
kehrsentwicklungsplanung ist in Beziehung zu
setzen zu den komplexen Zielen der Stadtent-
wicklung insgesamt, wie sie u.a. in den Stadt-
entwicklungsplänen „Zentren“, „Wohnungs-
bau und Stadterneuerung“ und „Gewerbe“
sowie in den Umweltqualitätszielen der Stadt
formuliert sind. Dieser Ansatz zieht sich als
„roter Faden“ durch den Stadtentwicklungs-
plan „Verkehr und Öffentlicher Raum“.

2. Verkehr ist Teil des öffentlichen Systems der
Stadt: Straßen und Plätze müssen neben ihren
vielfältigen Verkehrsfunktionen auch städte-
baulich-gestalterischen, wirtschaftlichen, sozia-
len und ökologischen Anforderungen genügen.
Erst in der Abwägung zwischen diesen unter-
schiedlichen Ansprüchen können Lösungen
gefunden werden, die auf einem breiten Kon-
sens gründen und so zur Identifikation der
Menschen mit ihrer Stadt beitragen. Ein
Schwerpunkt dieses Stadtentwicklungsplans
neben der Fortschreibung der Verkehrspoliti-
schen Leitlinien liegt deshalb bei der Entwick-
lung von Leitlinien zum Öffentlichen Raum.

3. Prioritäten setzen: Knappe Finanzmittel
zwingen mehr denn je dazu, im Hinblick auf
die Realisierung der notwendigen Investitio-
nen Prioritäten festzulegen. Ein weiterer
Schwerpunkt des Stadtentwicklungsplans ist
deshalb die Strukturierung derjenigen Vor-
haben im Straßen- und Brückenbau sowie im
Bereich des öffentlichen Nahverkehrs, die
unter Berücksichtigung der finanziellen Rah-
menbedingungen und Förderprogramme
mittelfristig bzw. langfristig begonnen werden
sollen; erstmals werden dabei auch Vorhaben
mit städtebaulicher Priorität hervorgehoben.
Wegen der knappen finanziellen Mittel ist es
heute nicht mehr möglich, genau zu bestim-
men, wann und in welchem Umfang die Groß-
projekte des Straßenbaus und des öffentlichen
Nahverkehrs abgeschlossen werden können.
Gegenüber idealtypischen Netzmodellen erhal-
ten deshalb maßnahmebezogene Einzelfall-
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prüfungen anstehender Verkehrsprojekte ein
höheres Gewicht; dabei sind verkehrliche und
städtebauliche Kriterien sowie der Zustand der
vorhandenen Verkehrsanlagen und das jewei-
lige Umfeld gleichermaßen zu berücksichtigen.

4. Intensive Nutzung des Bestandes: Vor dem
Hintergrund knapper Ressourcen gewinnen die
laufende Instandhaltung der vorhandenen Ver-
kehrsinfrastruktur und die optimale Ausschöp-
fung ihrer Kapazitäten immer mehr an Bedeu-
tung. Ein Schwerpunktthema des Stadtent-
wicklungsplans ist deshalb die Ergänzung des
Ausbaus der „harten“, technischen Infrastruk-
tur durch „weiche“ Maßnahmen der Verkehrs-
organisation, des Verkehrsmanagements und
der Kommunikation. Der begonnene Aufbau
des Parkleitsystems für die Innenstadt und die
modernen rechnergestützten Betriebsleitzen-
tralen der Stadt und der Leipziger Verkehrsbe-
triebe sind wichtige Ansätze, die es im Rahmen
eines integrierten Verkehrsmanagement nach-
drücklich auszubauen gilt.

5. Information und Kommunikation: Die ver-
kehrspolitischen und städtebaulichen Konzep-
te, die in diesem Stadtentwicklungsplan darge-
stellt werden, haben direkte oder indirekte
Auswirkungen auf das Leben der Bewohner
der Stadt und bedürfen deshalb ihrer breiten
Unterstützung. Nicht zuletzt soll der Stadtent-
wicklungsplan „Verkehr und Öffentlicher
Raum“ deshalb Grundlage sein für eine um-
fassende Diskussion verkehrspolitischer und
städtebaulicher Themen in den politischen 
Gremien sowie mit den interessierten Verei-
nen, Verbänden und Bürgern.

Der Stadtentwicklungsplan „Verkehr und
Öffentlicher Raum“ formuliert für das gesamte
Stadtgebiet übergeordnete Leitlinien und Prio-
ritäten zur Abwicklung des Verkehrs und zur
Gestaltung der Straßen und Plätze in Leipzig.
Die Leitlinien sind bei allen Entscheidungen zu
Einzelaspekten und Einzelprojekten zu berück-
sichtigen. Sie legen diese jedoch nicht im

Detail fest, sondern bedürfen regelmäßig noch
der Konkretisierung und weiteren Ausformung.
Dabei müssen die unterschiedlichen Anforde-
rungen an die Verkehrssysteme und an den
öffentlichen Raum einzelfallbezogen ermittelt
und gerecht und nachvollziehbar gegeneinan-
der abgewogen werden. Dafür gibt es keine
Patentlösungen, Konflikte hinsichtlich der Ver-
teilung des begrenzten Verkehrsraumes sowie
knapper Ressourcen sind oft unvermeidbar.
Der Stadtentwicklungsplan „Verkehr und
Öffentlicher Raum“ soll durch Vereinbarung
einer Ausgangsbasis von konsensfähigen Leit-
linien dazu beitragen, diese Prozesse konstruk-
tiver zu gestalten, Konflikte auflösbar zu
machen und von einer breiten Mehrheit der
Bürger und von der Wirtschaft getragene
Lösungen zu entwickeln.

Stadtbaurat Dr. Engelbert Lütke Daldrup
Beigeordneter für Stadtentwicklung und Bau
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat
ihrer Sitzung vom 15. Oktober 2003 zum
Stadtentwicklungsplan Verkehr und Öffent-
licher Raum den folgenden Beschluss gefasst
(Beschluss Nr. RB III – 1440 / 03):

1.
Der Stadtentwicklungsplan „Verkehr und
öffentlicher Raum“ wird als Fortschreibung
und Ergänzung der „Verkehrspolitischen Leit-
linien“ zur Kenntnis genommen.

2.
Die Planungsgrundsätze des Stadtentwick-
lungsplanes:
a) Attraktivität Leipzigs als Wirtschafts-

standort verbessern
b) Gleichwertige Mobilitätschancen

sichern
c) Stadt- und umweltverträgliche 

Organisation des Verkehrs fördern
d) Öffentlichen Raum als Gestaltungs-

aufgabe begreifen
e) Knappe Ressourcen effektiv einsetzen
f) Verkehrsplanung als offenen Prozess

gestalten
werden beschlossen.
Darüber hinaus werden außerdem folgende
allgemeine Planungsgrundsätze beschlossen:

g) Die Mobilität ist eine wesentliche Vo-
raussetzung für Lebensqualität und
persönliche Freiheit für alle Einwohner
der Stadt Leipzig. Grundsätzlich dienen
alle Verkehrsplanungen im öffentlichen
Raum diesem Ziel. Dabei sind mög-
lichst alle öffentlichen Verkehrsmittel
auch für behinderte Einwohner nutzbar
zu machen.

h) Das Verkehrsnetz der Stadt Leipzig, be-
stehend aus Straßen, Bahnanlagen und
Flughafen, soll künftig so leistungs-
fähig sein, dass sowohl der umgebene
Wirtschaftsraum als auch das gesamte
Bundesgebiet und darüber hinaus alle
Teile Europas gut zu erreichen sind.

i) Stadt- und umweltverträgliche Ver-
kehrsmittel, wie der öffentliche Per-
sonennahverkehr, sind besonders zu 
fördern. Die Rahmenbedingungen für
Fußgänger und Radfahrer sind attrak-
tiv zu gestalten. Es soll ein durchgän-
giges Radverkehrssystem geschaffen
werden.

j) Im Vordergrund aller Verkehrsplanun-
gen steht das Bestreben, den öffent-
lichen Raum schonend und sparsam zu
nutzen, die Sicherheit aller Verkehrs-
teilnehmer als oberstes Gebot zu
betrachten und die Anwohner soweit
wie möglich vor größeren Belastungen
zu schützen.

k) Um unnötige Verkehrsbewegungen
weitgehend zu vermeiden, sind zielfüh-
rende Leiteinrichtungen zu entwickeln.
Auf diese Weise sind attraktive Ziele
ohne Umwege zu erreichen und es kön-
nen nahe gelegene Parkmöglichkeiten
benutzt werden.

l) Die Leipziger Innenstadt sollte weitge-
hend vom motorisierten Individualver-
kehr entlastet werden und nur zeitlich
begrenztem Wirtschaftsverkehr vorbe-
halten bleiben. Busparkplätze für Be-
suchergruppen sind auszubauen und in
der Nähe des Promenadenringes bereit-
zuhalten.

3.
Die Leitlinien zur Verkehrsplanung und zum
öffentlichen Raum sind als integrative Planungs-
grundlagen von der generellen Verkehrsplanung
bis zum Straßenentwurf des Hauptnetzes an-
zuwenden.

4.
Die Bedeutung der Straßenräume für die Stadt-
gestalt und ihre Funktion im Verkehrsnetz sind
in Einklang zu bringen.Verkehrliche und städte-
bauliche Ziele sind gerecht und nachvoll-
ziehbar abzuwägen, dabei ist insbesondere im
Hauptnetz die Verkehrsfunktion zu gewähr-
leisten.

5.
An der schrittweisen Verlagerung von Ver-
kehrsströmen auf Tangenten und Ringverbin-
dungen wird nicht nur aus verkehrlichen Grün-
den festgehalten. Damit verbessern sich auch
die Chancen für lebenswerte Stadtstraßen im
vorhandenen Straßennetz.

6.
Entsprechend der Darstellung in der Karte
„Straßen- und Brückenbauvorhaben 2002 –
2015“ und in Abhängigkeit von der Entschei-
dung über die Olympiabewerbung ist das
Mittelfristige Straßen- und Brückenbaupro-
gramm der Stadt Leipzig zu aktualisieren und
in den Folgejahren regelmäßig fortzuschrei-
ben.
Bei Aus- und Umbaumaßnahmen ist auf eine
zeitliche Ausgewogenheit zwischen Neubau
von Straßen und Umgestaltung vorhandener
Trassen zu achten.
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Die folgenden allgemeinen Planungsgrundsät-
ze des Stadtentwicklungsplans „Verkehr und
öffentlicher Raum“ schreiben die „Hauptziele“
der 1992 beschlossenen Verkehrspolitischen
Leitlinien fort und ergänzen sie.Weitergehende
Leitlinien zu einzelnen Planungsthemen sind
den entsprechenden inhaltlichen Abschnitten
des Stadtentwicklungsplans zugeordnet. (Die
Leitlinien sind im Text jeweils durch Fettdruck 
hervorgehoben).

Verkehrspolitik 
ist Stadtpolitik

Die Planung der Verkehrsnetze und der
öffentlichen Räume der Stadt ist einzubin-
den in ein umfassendes stadtentwick-
lungspolitisches Konzept. Der Stadtent-
wicklungsplan „Verkehr und öffentlicher
Raum“ muss sich insofern in eine Gesamt-
strategie für die zukünftige Entwicklung
der Stadt einordnen.

Attraktivität Leipzigs als Wirt-
schaftsstandort verbessern

Die Attraktivität und Funktionsfähigkeit
der Stadt als Wirtschaftsstandort hat auch
in Zukunft hohe Priorität. Eine der Grund-
voraussetzungen dafür ist ein Verkehrs-
netz, das sowohl attraktive Verbindungen
mit dem gesamten Bundesgebiet und dar-
über hinaus als auch schnelle und effekti-
ve Verknüpfungen im engeren Wirtschafts-
raum und innerhalb der Stadt selbst
gewährleistet.

Dazu gehören eine störungsfreie und
kosteneffektive Abwicklung des Güterver-
kehrs und des Personenwirtschaftsver-
kehrs ebenso wie die Erreichbarkeit der
Arbeitsplätze und der zentralen Handels-

und Dienstleistungsstandorte. Vorhandene
und neue Arbeitsplatzgebiete bedürfen
einer leistungsfähigen Erschließung.

Nicht zuletzt ist auch das Image der Stadt,
das in erheblichem Maße durch ihre
öffentlichen Räume geprägt wird, ein
wesentlicher Standortfaktor.

Gleichwertige 
Mobilitätschancen sichern

Mobilität bedeutet ein hohes Maß an Frei-
heit und Lebensqualität. Ziel ist die Mo-
bilität aller Bürger, unabhängig von
Geschlecht, Familiengröße, Einkommens-
verhältnissen, Wohnort oder Autobesitz.

Der zur Umsetzung der Mobilitätsbedürf-
nisse notwendige Verkehrsaufwand soll
durch verkehrssparsame Raumstrukturen
begrenzt werden.

Bei der Aufteilung der Verkehrsräume und
der Zuteilung von knappen Ressourcen
müssen unterschiedliche Mobilitätsbe-
dürfnisse ausgewogen und differenziert
berücksichtigt werden.

Menschen, die aus den unterschiedlich-
sten Gründen dauerhaft oder temporär in
ihrer Mobilität behindert sind, sollen eine
Verkehrssituation vorfinden, die ihren
Möglichkeiten angepasst ist.

Stadt- und umweltverträgliche
Organisation des Verkehrs
fördern

Die Verkehrsbedürfnisse der Stadt und
ihrer Bewohner sind so zu bedienen, dass
die Beeinträchtigung anderer städtischer
Funktionen, die Gefährdung der Verkehrs-
teilnehmer und die Belastung der Umwelt
minimiert werden.

Die stadtverträglichen und umweltfreund-
lichen Verkehrsarten sind besonders zu
fördern: durch kundenorientierte Organi-
sation und Ausbau des öffentlichen Nah-
verkehrs, durch die Herstellung attraktiver
Rahmenbedingungen für Fußgänger und
Radfahrer, aber auch durch Kommunika-
tions- und Informationsstrategien, die die
Fähigkeit und Bereitschaft zur Nutzung
dieser Verkehrsarten erhöhen. In diesem
Sinne wird eine Zielvorstellung zum Anteil
der Verkehrsarten am Wegeaufkommen
(Modal-Split) formuliert (siehe Tabelle
unten).

Durch Straßenneubau mit Augenmaß, ins-
besondere durch differenzierten Ausbau
des Tangentenvierecks, schrittweise Her-
stellung eines leistungsfähigen Mittleren
Ringes und Neutrassierung einiger ausge-
wählter Radialstraßen sollen innerstädti-
sche Quartiere vom Kraftfahrzeugverkehr
entlastet werden. Die stadtstrukturelle
Verträglichkeit der neuen Verkehrswege
muss gewährleistet werden.

1. Allgemeine Planungsgrundsätze

Zielvorstellung zum Anteil der Verkehrsarten am Wegeaufkommen (Modal-Split)

Verkehrsarten Analyse 1998 Prognose 2006 Prognose 2015

zu Fuß 32 % 29 % 28 %
Rad 13 % 15 % 17 %
ÖPNV 19 % 21 % 23 %
PKW-Mitfahrer 9 % 8 % 8 %
MIV 27 % 27 % 24 %

Summe 100 % 100 % 100 %
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Die Chance der Entlastung der Wohnge-
biete ist zur Aufwertung der Wohn- und
Umweltbedingungen, zur Erhöhung der
Verkehrssicherheit, insbesondere zur
Schulwegsicherung, und zur Förderung
der stadtverträglichen Verkehrsarten
gezielt zu nutzen. Die Beruhigung des Ver-
kehrs ermöglicht mehr Lebensqualität in
den Quartieren.

Die Innenstadt ist durch Förderung des
Umweltverbundes, Parkraummanagement,
zielgerichteten Straßenaus- und -umbau
sowie verkehrsberuhigende Maßnahmen
weiter vom Kraftfahrzeugverkehr zu ent-
lasten, ohne dabei die Zugänglichkeit ein-
zuschränken.

Den öffentlichen Raum als
Gestaltungsaufgabe begreifen

Verkehr findet überwiegend in öffent-
lichen Räumen statt, die neben der
Abwicklung der unterschiedlichen Ver-
kehrsarten eine Vielzahl anderer wirt-
schaftlicher, sozialer und ökologischer
Anforderungen erfüllen. Die Gestaltung
der öffentlichen Räume muss diese Anfor-
derungen ausgewogen berücksichtigen.

Qualitätvoll gestaltete öffentliche Räume
leisten darüber hinaus einen Beitrag zum
„Image“ der Stadt und zum Wohlbefinden
ihrer Bewohner und Besucher.

Knappe Ressourcen 
effektiv einsetzen

Die finanziellen Mittel, die für den Ver-
kehrssektor zur Verfügung stehen, sind
knapp bemessen. Die Werterhaltung der
vorhandenen Verkehrsinfrastruktur durch
Instandhaltung darf nicht vernachlässigt
werden und wird einen zunehmenden
Anteil dieser Mittel binden.

Eine optimale Nutzung der vorhandenen
Verkehrsinfrastruktur und die Ausschöp-
fung ihrer Kapazitäten ist daher unab-
dingbar. Maßnahmen der Verkehrsorgani-
sation, des Verkehrsmanagements und der
Kommunikation werden an Bedeutung zu-
nehmen.

Der Einsatz knapper Mittel muss durch
Prioritäten im Sinne der übergeordneten
stadtentwicklungspolitischen Ziele ge-
steuert werden. Wirkungsanalysen jeder
Einzelmaßnahme in den Zielfeldern Ver-
kehr, Umwelt und Städtebau erhöhen die
Zielgenauigkeit des Mitteleinsatzes.

Verkehrsplanung als 
offenen Prozess gestalten

Information und Beteiligung vermindern
Konflikte und erleichtern Konsenslösun-
gen, die mit Zeit und Geduld ausgehandelt
werden müssen. Eine konsensorientierte
Entscheidungsfindung verbessert die Ak-
zeptanz beschlossener Maßnahmen.

Allgemeine Planungsgrundsätze 
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2. Leitlinien 
zur Verkehrsplanung

2.1 Entwicklung 
einer verkehrssparsamen 
Stadtstruktur

Leitlinie

Durch Erhaltung und Förderung einer aus-
gewogenen Zentrenstruktur, Erhalt von
Nutzungsmischungen und kleinräumliche
Zuordnung einander ergänzender Nutzun-
gen, durch Förderung der Siedlungsent-
wicklung an Achsen schienengebundener
Verkehrsmittel und durch Reaktivierung
von ungenutzten oder untergenutzten
Siedlungsflächen vor Inanspruchnahme
neuer Freiflächen im Außenraum ist un-
nötiger Verkehr zu vermeiden.

Ausgangssituation

Problemlage und Handlungsfelder
Die Stadt Leipzig weist aufgrund ihrer relativ
hohen Siedlungsdichte, ihrer nutzungsge-
mischten Altbauquartiere, ihres differenzierten
Zentrengefüges und ihrer Entwicklung als
„Straßenbahnstadt“ traditionell eine verkehrs-
sparsame Raumstruktur auf. In den vergange-
nen Jahren haben die Stadt und ihr Verflech-
tungsraum jedoch Veränderungen erlebt, die
zu einem starken Anstieg der Verkehrsnach-
frage geführt haben:

Der massive wirtschaftliche Strukturwandel
der 90er Jahre war begleitet vom Abbau woh-
nungsnaher Arbeitsplätze in den inneren
Stadtgebieten, während neue Betriebe sich
eher am Stadtrand und im Umland ansiedel-
ten. Auch die Schwerpunkte des Wohnungs-
baus lagen an der Peripherie. Durch Stadt-
Umland-Wanderungen verlor die Kernstadt
Leipzig (in den Grenzen von 1990) etwa fünf-
zigtausend Einwohner, während das Umland
(einschließlich der zwischenzeitlich nach Leip-
zig eingemeindeten Ortsteile) etwa ebenso
hohe Zuwanderungen verzeichnete. Neue
großflächige Einzelhandelsbetriebe siedelten
sich vorzugsweise im Bereich des Autobahnrin-
ges an, die wohnungsnahe Versorgung ging
dagegen zurück.

Die Ausdünnung der gemischten innerstäd-
tischen Siedlungsstrukturen, das Auseinander-
fallen von Arbeitsplätzen, Wohnungen, Ein-
kaufsgelegenheiten und anderen Daseinsfunk-
tionen, eine verbesserte Verkehrsinfrastruktur
und veränderte Verkehrsgewohnheiten waren
ursächlich für eine Verlängerung der durch-
schnittlich zurückgelegten Wege, mit der Folge
eines Verkehrswachstums trotz rückläufiger
Stadtbevölkerung. Trotz der Bemühungen zur
Begrenzung der Suburbanisierung hält diese
Dynamik, wenn auch in abgeschwächter Form,
weiterhin an, so dass sich das Verkehrsauf-
kommen in der Region bis 2015 voraussichtlich
nochmals um etwa 10 % erhöhen wird.

Zentren, die den Wohngebieten und den Haltestellen

der öffentlichen Verkehrsmittel zugeordnet sind,

helfen Verkehr zu vermeiden; Moritzhof.

Großflächige Einkaufszentren vor der Stadt erzeugen

ein sehr hohes Aufkommen an Neuverkehr; Projekt

„Nova Eventis“, vormals Saalepark, in Günthersdorf.



Bisherige Planungen und Maßnahmen
Das Ziel einer verkehrssparsamen Raumstruk-
tur war bereits Gegenstand der Verkehrspoliti-
schen Leitlinien von 1992 und wurde durch
eine Vielzahl von Planungen auf allen Ebenen
weiter verfolgt. Durch Konzentration auf die
Innenentwicklung, Sicherung einer wohnungs-
nahen Einzelhandelsversorgung und Entwick-
lung neuer Wohnbauflächen an gut erschlosse-
nen innenstadtnahen Standorten sollte der
notwendige Verkehrsaufwand begrenzt wer-
den. Hinzu kamen die vielfältigen Bemühun-
gen um die Aufwertung der Leipziger Innen-
stadt und der Stadtteilzentren sowie um die
Wieder-Inwertsetzung der dicht bebauten und
nutzungsgemischten Innenstadtquartiere. Auch
auf der Ebene der Regionalplanung ist das Pla-
nungsziel der Verkehrsvermeidung und der
Konzentration auf die Korridore des Schienen-
verkehrs inzwischen fest verankert.

Konzept

Die Stadt Leipzig nimmt als Oberzentrum eine
Motorenrolle für die Region ein. Als Bildungs-,
Dienstleistungs-, Kultur-, Gesundheits-, Sozial-
und Verwaltungszentrum besitzt Leipzig eine
weit über das Stadtgebiet hinaus wirkende
Funktion. Dieser Bedeutung gilt es auch ver-
kehrlich gerecht zu werden.

Angesichts der immer noch starken Suburbani-
sierungstendenzen soll das Ziel der Entwick-
lung verkehrssparsamer Siedlungsstrukturen
auf allen Ebenen von Planung und Politik wei-
ter verfolgt werden, um die Verkehrszunahme
auf ein stadtverträgliches Maß zu begrenzen.
Dies ist nicht allein Gegenstand der Verkehrs-
planung, sondern der Stadtplanung insgesamt
und insbesondere auch der Regionalplanung.

Die kleinräumliche Zuordnung einander er-
gänzender Nutzungen ist weiterhin Leitlinie für
die Überarbeitung des Flächennutzungsplans
und die Aufstellung von Bebauungsplänen.
Mischnutzungen sollen erhalten und stadtver-
träglich weiter entwickelt werden, neue Wohn-

gebiete vorrangig an Standorten entstehen,
von denen aus vorhandene Zentren, Arbeits-
stättengebiete und Infrastruktureinrichtungen
zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mit öffentlichen
Verkehrsmitteln gut erreicht werden können.
Neue Arbeitsstätten sollen aus den großen
Wohnquartieren gut erreichbar sein.

Zur Sicherung einer wohnungsnahen Versor-
gung der Bevölkerung mit Waren und Dienst-
leistungen sollen die im Stadtentwicklungs-
plan „Zentren“ aufgeführten Maßnahmen zur
Stärkung der Stadtteilzentren und der Innen-
stadt eingesetzt werden. Auch Standorte, die
sich nicht ohne weiteres in Zentrumslagen
integrieren lassen, sollen verkehrssparend den
Wohngebieten und den Haltestellen der öf-
fentlichen Verkehrsmittel zugeordnet werden.

Die Sicherung einer hohen Attraktivität im
Nahbereich durch qualitätvolle öffentliche
Räume, Grünflächen und Freizeitangebote
wirkt tendenziell ebenfalls dem Trend zum Auf-
suchen immer weiter entfernter Ziele entgegen.

Die Anstrengungen zur Wiedernutzung brach-
gefallener innerstädtischer Bauflächen und
leergezogener Bausubstanz werden fortge-
setzt. Wo die Perspektive einer Wiedernutzung
langfristig unrealistisch ist, sollen solche Flä-
chen im Sinne einer Stabilisierung ihres Umfel-
des neu bewertet und genutzt werden, um die
Lebensqualität in der inneren Stadt zu verbes-
sern und damit der verkehrserzeugenden
Abwanderung von Bevölkerung und Arbeits-
stätten entgegenzuwirken.

Die Stadt wird sich in den für die Regional-
planung zuständigen Gremien auch weiterhin
dafür einsetzen, dass sich neue Entwicklungen
auf die Kernstadt oder zumindest auf die Korri-
dore des Schienenverkehrs konzentrieren, die
Ausweisung von Wohnbauland in weiter ent-
fernten Gemeinden auf den Eigenbedarf
begrenzt wird und großflächige Einzelhandels-
betriebe und andere „zentrenfähige“ Nutzun-
gen dort in ihren Neuansiedlungs- und Er-
weiterungsmöglichkeiten beschränkt werden.

Verkehrssparsame StadtstrukturLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Relative Verkehrsbedeutung der Teilräume Leipzigs

nach der Verteilung der Bevölkerung, der Arbeits-

stätten, der Schul- und Ausbildungsplätze sowie der

Einkaufsgelegenheiten im Stadtgebiet.



2.2 Leipzig im 
übergeordneten Verkehrsnetz

Die Einbindung Leipzigs in das großräumige
und regionale Verkehrsnetz ist Gegenstand des
Bundesverkehrswegeplans, des Fachlichen Ent-
wicklungsplans Verkehr des Freistaates Sach-
sen sowie anderer übergeordneter Planungen,
deren für Leipzig relevante Aussagen im Fol-
genden kurz zusammengestellt sind. Der
Gestaltungsspielraum der städtischen Ver-
kehrspolitik ist hier vergleichsweise gering und
wird sich im Wesentlichen auf den Nachweis
der besonderen Dringlichkeit bestimmter Maß-
nahmen und auf eine entsprechende Einfluss-
nahme in den relevanten Planungsprozessen
und Entscheidungsgremien konzentrieren.

Leitlinien

Der Ausbau des Flughafens Leipzig / Halle
ist fertigzustellen; der Flughafen ist
bedarfsgerecht an den Fern- und Regio-
nalverkehr der Eisenbahn sowie an das
Güterverkehrszentrum Leipzig anzubin-
den. Das Flughafenkonzept der Bundesre-
gierung wird begrüßt; dementsprechend
wird der Ausbau von Regionalflughäfen
(z.B. Altenburg) zu internationalen Flug-
häfen abgelehnt.

Die Anschlüsse der Wirtschaftsregion an
die großräumigen Ost-West- und Nord-
Süd-Relationen im deutschen und europä-
ischen Eisenbahnnetz sind weiter auszu-
bauen. Dabei soll der Hauptbahnhof auch
im Fernverkehr von Süden her angefahren
werden können.

Der Ausbau der Autobahnen A 9 und A 14
mit den Zuführungen in das innere Stadt-
gebiet ist abzuschließen. Die Südtangente
(A 38) und die Autobahn nach Chemnitz 
(A 72) sind zügig fertigzustellen.

Die Funktion und Bedeutung Leipzigs als
Oberzentrum in der Region ist durch den
Ausbau des S-Bahn- und Regionalver-
kehrssystems unter Einbeziehung des
City-Tunnels, durch ein ergänzendes regio-
nales Bussystem sowie durch Beseitigung
von Engpässen im regionalen Straßennetz
weiter zu stärken.

Die Beeinträchtigung von Orts- und Stadt-
teilzentren, Wohngebieten und Nahver-
kehrskorridoren durch überregionale und
regionale Verkehrsströme ist durch Neu-
trassierung, Orts(teil)umgehungen und
andere geeignete Maßnahmen soweit wie
möglich zu reduzieren. Die damit verbun-
denen Eingriffe in Natur und Landschaft
sind – soweit nicht vermeidbar – zu mini-
mieren und auszugleichen.

Flughafen

Der Flughafen Leipzig / Halle gehört zu den
zehn größten Verkehrsflughäfen in Deutsch-
land und ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor für
Stadt und Region. Betreiber ist die „Flughafen
Leipzig / Halle GmbH“, eine Tochtergesellschaft
der „Mitteldeutsche Verkehrsflughäfen AG“,
an der neben dem Freistaat Sachsen als Mehr-
heitseigner auch die Stadt Leipzig (mit einem
Anteil von knapp 8 %) beteiligt ist. Nach einem
steilen Anstieg der Fluggastzahlen in der
ersten Hälfte der 90er Jahre werden auf dem
Flughafen jährlich etwa zwei Millionen Passa-

giere abgefertigt. Prognosen halten längerfris-
tig einen Zuwachs auf bis zu 6 Millionen Pas-
sagiere für möglich.
Im März 2000 wurde die Norderweiterung des
Flughafens mit einer zweiten Start- und Lande-
bahn in Betrieb genommen. Damit besteht die
Möglichkeit interkontinentaler Nonstop-Ver-
bindungen. Das neue Terminalgebäude inte-
griert einen neuen Regional- und Fernbahnhof
sowie ein Parkhaus und ermöglicht damit
kurze Wege zwischen Auto, Bahn und Flug-
zeug. Die Kapazität ist auf 4,5 Mio. Passagiere
im Jahr ausgelegt.

Freie Kapazitäten, eine 24-Stunden-Betriebs-
erlaubnis ohne Nutzlastbeschränkungen, die
zentrale Lage in einem Einzugsbereich mit 
sieben Millionen Einwohnern sowie die gute
Anbindung an das Eisenbahn- und Autobahn-
netz bieten hervorragende Voraussetzungen
für die weitere Entwicklung; ein besonderes
Potential wird im Luftfrachtsektor, insbesonde-
re mit Osteuropa und Zentralasien gesehen.
Schwerpunktaufgabe der kommenden Jahre
wird es sein, die neue Infrastruktur im Sinne
der Wirtschaftsregion optimal zu nutzen.
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Luftverkehr am Flughafen Leipzig-Halle 1996 bis 2002

Einheit 1996 1998 2000 2001 2002

Flugzeugbewegungen Anzahl 50 298 43 778 47 030 42 408 41 209
Fluggäste Personen 2 186 649 2 108 779 2 288 931 2 185 130 1 988 854
Frachtaufkommen Tonnen 4 500 6 521 11 273 9 252 9 675
Postaufkommen Tonnen 17 910 6 345 5 813 6 547 7 207

Quelle: Flughafen Leipzig-Halle GmbH



Eisenbahn

Der Leipziger Hauptbahnhof ist traditionell
einer der wichtigsten Knotenpunkte im deut-
schen Eisenbahnnetz. Nach seiner grundlegen-
den Modernisierung in den Jahren 1995 – 99
wird er auch äußerlich dieser herausgehobe-
nen Rolle gerecht. In den kommenden Jahren
erfolgt schrittweise die Umstellung auf elektro-
nische Stellwerkstechnik. Mit dem Bau des
City-Tunnels wird der Hauptbahnhof voraus-
sichtlich ab 2009 auch von Süden her erreich-
bar. Dadurch entfallen betriebliche Einschrän-
kungen, die durch die bisherige Situation als
Kopfbahnhof bedingt sind. Auf vielen Verbin-
dungen verkürzen sich die Reisezeiten.

Die Erreichbarkeit Leipzigs im Eisenbahn-Fern-
verkehr hat sich in den letzten Jahren mit
Umsetzung der „Verkehrsprojekte Deutsche
Einheit“ erheblich verbessert. Mit der Fortfüh-
rung dieser Projekte werden in den kommen-
den Jahren weitere Reisezeitverkürzungen
erreicht.

Das Verkehrsprojekt Nr. 8 umfasst den Neu-
und Ausbau der Strecke Nürnberg – Erfurt –
Leipzig / Halle – Berlin als leistungsfähige
Nord-Süd-Magistrale. Die Fahrtzeit Leipzig –
Berlin konnte bereits um etwa 45 Minuten
reduziert werden; nach Abschluss der Arbeiten
am Knoten Berlin soll sie ab 2007 nur noch
eine gute Stunde betragen. Auf der Strecke
Leipzig – Halle entstand ein 23 km langer Neu-
bauabschnitt, der den Flughafen und die Leip-
ziger Messe an das Hochleistungsnetz der
Bahn anschließt. Damit wurde auch ein erster
Schritt zur Reduzierung der Fahrtzeiten in Rich-
tung Nordwesten getan. Die Strecke über
Erfurt in Richtung Frankfurt wurde abschnitts-
weise deutlich beschleunigt. Der Bau der Neu-
baustrecke von Erfurt in Richtung Süddeutsch-
land ist für die nächsten Jahre vorgesehen.

Die Verbindung Leipzig – Dresden wird für eine
Geschwindigkeit von 200 km / h ausgebaut.
Der Abschnitt Leipzig – Riesa ist bereits fertig-
gestellt, das Gesamtprojekt soll bis 2006 abge-
schlossen werden. Die Fahrtzeit wird sich dann
auf weniger als eine Stunde verkürzen.

Das Projekt „Sachsenmagistrale“ umfasst den
Ausbau der Strecken Leipzig / Dresden – Plau-
en-Hof für Neigetechnik-Züge mit bis zu 160
km/h, auf Teilabschnitten bis zu 200 km / h. Die
Reisezeit zwischen Leipzig und Hof soll sich
von 2,5 Stunden auf unter 1 Stunde 45 Minu-
ten verkürzen. Die Strecke Dresden – Plauen ist
in Bau, der Abzweig nach Leipzig, der über den
geplanten City-Tunnel in den Hauptbahnhof
eingeführt werden soll, ist noch nicht termi-
niert.

Die Bahnstrecke Leipzig – Chemnitz wird bis
2004 für eine Geschwindigkeit von 120 km / h
(160 km / h für Neigetechnikzüge) ertüchtigt.
Die Nachbarstadt wird dann in deutlich unter
einer Stunde erreicht. Längerfristig sollen auch
die für den Verkehr mit Polen und Osteuropa
wichtige Strecke in Richtung Cottbus (voraus-
sichtlich bis 2007) sowie die Strecken nach
Meißen (voraussichtlich 2005 / 2006) und nach
Gera (Ausbau für Neigetechnik-Betrieb wird
untersucht) weiter ausgebaut werden.

Durch den seit Sommer 2001 wirksamen Ver-
kehrsverbund und den weiteren Ausbau des
Regionalverkehrs der Bahn (s. Abschnitt 2.4)
wird die Rolle Leipzigs als Oberzentrum der
Region, aber auch die Vernetzung und Wirt-
schaftskraft der Region insgesamt nachhaltig
gestärkt.

Die seit Mitte der 90er Jahre nicht mehr
genutzten Bahntrassen in Richtung Merseburg
und Lützen sollen freigehalten werden; eine
Nutzung als regionale Radrouten steht diesem
Ziel nicht entgegen.

Fernstraßen

Leipzig ist durch die Autobahnen A 9 (Ber-
lin – Leipzig – Nürnberg) und A 14 (Magde-
burg – Leipzig – Dresden) an zentraler Stelle in
das Netz der Bundesautobahnen eingebunden.
Die A 14 ist bis zur Anschlussstelle Leipzig-
Messe bereits auf sechs Fahrstreifen ausge-
baut, der entsprechende Ausbau der A 9 im
Leipziger Raum mit dem Neubau des Schkeu-
ditzer Kreuzes soll bis 2004 abgeschlossen
werden. Im Südwesten erreicht die neue Auto-
bahn A 38 (Leipzig – Göttingen) das Stadtge-
biet bei Knautnaundorf; mit ihrer Verlängerung
bis zur A 14 bei Kleinpösna wird bis 2006 der
äußere Autobahnring um Leipzig geschlossen
und ein Großteil des Durchgangsverkehrs in
Ost-West-Richtung auf die neue Verbindung
verlagert. Im Zusammenhang damit ist ein
weiterer Ausbau der A 14 bis zur A 38 (Auto-
bahndreieck Parthenaue) auf sechs Fahrstrei-
fen vorgesehen.

Die Autobahn A 72 Leipzig – Chemnitz als 
zentrale Infrastrukturmaßnahme im „Sachsen-
Dreieck“ Leipzig – Dresden – Chemnitz soll
nach gegenwärtigem Planungsstand bis 2006
zwischen Borna und Chemnitz fertiggestellt
werden. Längerfristig soll auch die für den Ver-
kehr mit Osteuropa wichtige Verbindung in
Richtung Cottbus als Autobahn A 16 ausge-
baut werden.

Im Netz der Bundes- und Landesstraßen, die
Leipzig in das überregionale und regionale 
Verkehrsnetz einbinden, sind Neubau- bzw.
Ausbaumaßnahmen u.a. im Zuge der Bundes-
straßen B 6 (Anschluss Mittlerer Ring und
Umgehung Borsdorf), B 181 (Stadtgrenze bis
Autobahn A 9) und B 186 (Umgehung Liebert-
wolkwitz und Wachau) sowie der Staatsstra-
ßen S 1 (A 14 – Mittlerer Ring), S 8 (Flughafen-
zubringer), S 9a (Industriepark Nord) und S 46
(„Südwestzubringer“) vorgesehen und teil-
weise bereits im Bau oder fertiggestellt.

Übergeordnetes VerkehrsnetzLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Der Leipziger Hauptbahnhof ist traditionell einer der wichtigsten Knotenpunkte im deutschen Eisenbahnnetz.

Sechsstreifiger Ausbau der Autobahn A14.



Leitlinien

Das radial ausgerichtete Straßenhaupt-
netz ist schrittweise in ein leistungs-
fähiges Tangenten-Ring-System umzu-
strukturieren, um das Stadtzentrum und
die Straßenbahntrassen zu entlasten, Ver-
kehrsberuhigung in den Wohngebieten
sowie eine stadtgerechte, kommunika-
tionsfördernde Straßen- und Platzgestal-
tung zu ermöglichen. Mit jedem Straßen-
ausbau bzw. Neubau sind die dadurch be-
wirkten Entlastungseffekte nachzuweisen.

Das zukünftige Straßenhauptnetz besteht
aus dem äußeren Autobahndreieck, dem
schrittweise zu entwickelnden Mittleren
Ring, einem inneren Tangentenviereck mit
unterschiedlichen Ausbaustandards, sowie
Verbindungsstraßen zwischen diesen Rin-
gen. Der Promenadenring wird zur Haupt-
sammelstraße für den zentralen Bereich
der Stadt und soll stadträumlich aufge-
wertet werden.

Innerhalb des Tangentenvierecks ist durch
organisatorische Maßnahmen der Durch-
gangsverkehr zu minimieren. Die künftige
Gestaltung ist auf den dann noch ver-
bleibenden Verkehr auszurichten.

Der Mittlere Ring soll den Verkehr der
Bundesstraßen aufnehmen und ist ent-
sprechend leistungsfähig auszubauen.

Als Verbindungen zwischen den Ringen
bzw. Tangenten werden einige ausgewähl-
te Straßen aus- bzw. neugebaut, von de-
nen eine wesentliche Entlastung sensibler
Stadträume oder von stark frequentierten
Korridoren des öffentlichen Verkehrs er-
wartet wird. Daneben sind Straßenbau-
maßnahmen im Rahmen der Neuerschlie-
ßung bzw. Umgestaltung von Baugebieten
erforderlich.

Der notwendige ruhende Verkehr soll
durch ebenerdige und geschossige Anla-
gen mit geeigneten Bewirtschaftungsfor-
men gewährleistet werden. Am Rand des
Stadtzentrums sind als Ersatz für verloren-
gehende Parkmöglichkeiten im Straßen-
raum schrittweise neue Stellplatzanlagen
zu errichten. Parkraumangebot und Preis-
gestaltung werden zur Steuerung des Ver-
kehrsaufkommens eingesetzt.

Ausgangslage

Problemanalyse und Handlungsfelder
In Leipzig waren am 1.1.2002 rund 194.000
Kraftfahrzeuge zugelassen. Die Motorisierung
der Bevölkerung ist seit 1995 wieder leicht
rückläufig und lag 2002 bei 386 PKW je 1000
Einwohner. Sie liegt damit unter dem Durch-
schnitt vergleichbarer Städte und erheblich
unter dem Wert für das Leipziger Umland.
Knapp 60 % der Haushalte besitzen mindes-
tens einen PKW. Der PKW wurde an einem

mittleren Werktag des Jahres 1998 im Durch-
schnitt etwa 1,5 Std. lang genutzt, die zurück-
gelegte Entfernung betrug gut 40 km, der Be-
setzungsgrad lag bei 1,2 Personen je Fahrzeug.
Die Verteilung des Kfz-Verkehrs über den Werk-
tag hat sich in den letzten Jahren verstetigt.

Aufgrund von Veränderungen der Verteilung
von Wohnungen, Arbeitsplätzen, Einkaufsgele-
genheiten und Freizeitangeboten in der Region
und veränderten Verkehrsgewohnheiten ist
auch zukünftig noch mit einer Zunahme des
Kfz-Verkehrs zu rechnen. Die Zunahme betrifft
in besonderem Maße tangentiale Wegebe-
ziehungen zwischen den Stadtteilen und den
neuen Wohn- und Arbeitsplatzgebieten, Ein-
kaufs- und Freizeitzielen an der Peripherie.

Das öffentliche Straßennetz in der Stadt Leip-
zig umfasst knapp 1.500 km. Ein Großteil des
Kfz-Verkehrs wird auf den etwa 266 km Haupt-
verkehrsstraßen und 207 km Haupterschlie-
ßungsstraßen abgewickelt. Das Straßennetz ist
historisch gewachsen als Radialnetz mit Orien-
tierung auf das Zentrum. Leistungsfähige
Ringe oder Tangenten fehlen fast völlig. Ein
Großteil der großräumigen wie der stadtteil-
verbindenden Verkehrsbeziehungen wird über
den Promenadenring geführt, der zugleich als
wichtigster Verteiler für den Binnenverkehr der
Innenstadt dient und entsprechend hoch be-
lastet ist. Die meisten Radialstraßen sind zu-
gleich wichtige Straßenbahnkorridore und
auch Wohn- und Geschäftsstraßen mit
Erschließungs- und Aufenthaltsfunktionen.
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2.3 Motorisierter Individualverkehr
Die neu ausgebaute B 6 entlastet die parallel 

verlaufende „alte Radiale“ Riesaer Straße.



Tagesganglinie motorisierter Individualverkehr 1991 / 1994 / 1998
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Folgen dieser Netzstruktur sind eine hohe
Anfälligkeit für Stauerscheinungen, die „Ab-
schnürung“ der Innenstadt von ihren Ergän-
zungsgebieten sowie die Behinderung des
öffentlichen Verkehrs und die Entwertung von
Wohn- und Geschäftsgebieten entlang der
Radialstraßen. Verkehrliche Engpässe entste-
hen darüber hinaus durch die geringe Zahl und
begrenzte Leistungsfähigkeit der Straßenver-
bindungen über die Elsteraue und über andere
„Barrieren“ hinweg.

Bisherige Maßnahmen
Als Antwort auf die spezifischen Probleme des
Leipziger Straßennetzes formulierten die 1992
beschlossenen Verkehrspolitischen Leitlinien
das Ziel seiner Ergänzung durch ein Ring- und
Tangentensystem sowie durch den Bau einiger
neuer Zubringerstraßen zur Entlastung von
Stadtteilzentren, Wohngebieten und Straßen-
bahntrassen.

Nachdem der Straßenbau sich in der ersten
Hälfte der 90er Jahre auf die Erschließung
neuer Baugebiete konzentriert hatte (u.a. Neue
Messe mit Neubau der Bundesstraße B 2 bis
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Kraftfahrzeuge je Einwohner (Motorisierung) 1994 bis 2000

1994 1998 2002

Einwohner mit Hauptwohnsitz 476 232 437 101 494 795
alle PKW / 1000 EW 396 362 386
Kfz / 1000 EW 437 408 439

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Statistik und Wahlen

Kfz-Verkehrsbelastung der Leipziger Auequerungen 1994 bis 1999

Analysejahr Kfz / 24h Kfz / Spitzenstunde

1994 182 150 14 840
1995 192 550 14 870
1996 201 800 16 555
1997 189 200 16 220
1998 186 590 15 470
1999 178 400 13 305

1994 1995 1996 1997 1998 1999

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Verkehrsplanung

Tagesganglinie motorisierter Individualverkehr 1991 / 1994 / 1998

Quelle: System repräsentativer Verkehrsbefragungen (SrV)

Straßennetz

Straßenklassen Länge in km 1997 Länge in km 2002

Straßen insgesamt (einschl. Autobahn) 1 050,2 1 609,7
darunter …

… Autobahn 7,0 24,0
… Bundesstraßen 53,6 87,0
… Staatsstraßen 19,3 46,5

… Kreisstraßen 16,4 68,9
… Gemeindestraßen 903,4 1 197,7

Quelle: Stadt Leipzig, Tiefbauamt
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Die neu gebaute Staatsstraße 1 umgeht 

den Ortskern von Lindenthal (oben).

Die als Teil der B2 ausgebaute Maximilianallee 

mit der Berliner Brücke dient als Verbindung zur

Neuen Messe und zur Autobahn (unten).



zur Berliner Brücke; Gewerbegebiet Nordost
mit Teilstück des Mittleren Ringes), hat das seit
1995 regelmäßig fortgeschriebene „Mittelfris-
tige Straßen- und Brückenbauprogramm“ sei-
nen Schwerpunkt in der Umsetzung des Ring-
und Tangentensystems. Im Rahmen dieses Pro-
gramms erfolgte bis 2002 der Ausbau der Ost-
tangente, die mit den anschließenden, eben-
falls erneuerten Abschnitten der Rackwitzer
und der Prager Straße zugleich den Verkehr der
Bundesstraße 2 aufnimmt, der somit nicht mehr
den Promenadenring belastet. Im Westen
schließt die neue Straße „Am Sportforum“ eine
Lücke im Tangentenviereck.

Wichtige Maßnahmen auf den Radialstraßen
im Osten der Stadt waren der Ausbau der Tor-
gauer Straße (B 87), der eine wesentliche
Beschleunigung der Straßenbahn gebracht
hat, sowie der Ausbau bzw. Neubau der Per-
moserstraße, die als neue Bundesstraße B 6 die
Riesaer Straße entlastet; die Fortführung über
die Nordtangente Schönefeld wurde 2003 fer-
tiggestellt. Im Nordwesten wird die Bundes-
straße 6 in neuer Trassenlage entlang der Bahn-
strecke nach Halle geführt. Die Staatsstraße 46
stellt eine neue Verbindung der südwestlichen
Stadtgebiete mit dem Autobahnnetz (A 38) her.

Schwerpunkte bei der Erschließung neuer Bau-
gebiete lagen bzw. liegen weiterhin in den
Bereichen Güterverkehrszentrum / Porsche-
Gelände im Nordwesten sowie im Industrie-
park Nord (BMW).

Eingeleitete Planungen
Weitere Baumaßnahmen, die für eine kurz-
oder mittelfristige Realisierung vorgesehen
sind, wurden durch Voruntersuchungen zur
Linienführung sowie durch Beauftragung von
Planungsarbeiten bereits soweit vorbereitet,
dass die notwendigen Schritte zur Finanzie-
rung, zum Grunderwerb und zur Schaffung von
Planungsrecht rechtzeitig eingeleitet werden
können. Klärungsbedarf besteht jedoch viel-
fach noch hinsichtlich der städtebaulichen
Gestaltung und Einfügung der Maßnahmen.

Um die Kosten des Straßenbaus zu begrenzen,
wurden auf der Grundlage der einschlägigen
Richtlinien und Empfehlungen als Arbeitsgrund-
lage für die Verwaltung Ausbaustandards für
Verkehrsanlagen festgelegt. Grundsätzlich sind
die darin festgelegten unteren Regelwerte
anzusetzen. Ausnahmen sind städtebaulich zu
begründen.

Konzept

Zielplanung Straßenhauptnetz
Auf der Grundlage der verkehrspolitischen
Leitlinien und Planungsgrundsätze wurde un-
ter Berücksichtigung der erwarteten Verkehrs-
entwicklung und der voraussichtlichen finan-
ziellen Rahmenbedingungen eine Zielplanung
für das Straßenhauptnetz 2015 entwickelt.
Darin werden die vorhandenen Straßen sowie
vorgesehene Netzergänzungen nach ihrer
zukünftigen Verkehrsbedeutung klassifiziert
(Karte 2). Das Planbild zeigt die angestrebte
Ringstruktur der großräumigen, überregiona-
len und regionalen Verbindungen, mit dem
äußeren Autobahnring, vervollständigt durch
die A 38 im Süden der Stadt, und dem in wei-
ten Teilabschnitten noch auszubauenden Mitt-
leren Ring, der die äußeren Radialstraßen mit-
einander verbindet. Um die Quartiere entlang
der alten Ausfallstraßen – zugleich oft wichti-
ge Straßenbahnkorridore – zu entlasten, sind
eine Reihe von Neutrassierungen vorgesehen;
die alten Radialen können entsprechend in
ihrer Verkehrsfunktion zurückgestuft werden.

Die Bundesstraßen sollen künftig über den
Mittleren Ring verknüpft werden; lediglich die
Bundesstraße 2 wird über den östlichen Teil
des Tangentenvierecks durch die innere Stadt
hindurchgeführt. Durch Ausbau und Lücken-
schlüsse werden die Tangenten in die Lage ver-
setzt, wichtige Verteilungsfunktionen in der
inneren Stadt zu übernehmen und den Kernbe-
reich zu entlasten. Im Raum zwischen Tangen-
tenviereck und Mittlerem Ring sollen Ausbau-
maßnahmen und Netzergänzungen die Ver-
kehrsverteilungsfunktion der Tangenten unter-
stützen und sensible Stadträume sowie Stra-
ßenbahnkorridore vom Kraftfahrzeugverkehr
entlasten. Dem stehen Rückstufungen in der
Verkehrsbedeutung vorhandener Straßen ge-
genüber, einzelne Straßen werden aus dem
Hauptnetz herausgenommen.

Die durch den Straßenausbau und -neubau
gewonnenen Gestaltungsspielräume in den
vom Verkehr entlasteten Straßenzügen sollen
genutzt werden, um deren Attraktivität zu
erhöhen. Mit dieser Zielrichtung umfasst das
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Verkehrskennwerte 1999 / 2006 / 2015

Kennwert Analyse 1999 Prognose 2006 Prognose 2015
(Arbeitsstand) (Arbeitsstand)

Motorisierung Stadt (PKW / 1000 Ew) 366 401 409
Motorisierung Umland (PKW / 1000 Ew) 491 533 540

mittlere Fahrweite Leipzig und Umland (km) 5,9 6,1 6,4
mittlere Fahrweite Binnenverkehr Leipzig (km) 4,6 4,8 4,8

mittlere Verkehrsarbeit Leipzig und Umland
(km / Pers und Tag) 20,9 21,6 22,8

Besetzungsgrad Stadt (Pers / PKW) 1,29 1,25 1,25
Besetztungsgrad Umland (Pers / PKW) 1,28 1,24 1,25

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Verkehrsplanung
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Als erster Teil des Tangentenvierecks wurde 2001 die

Osttangente fertiggestellt; Ludwig-Erhard-Straße.



Straßenbauprogramm eine Reihe von Umbau-
maßnahmen bestehender innerstädtischer
Straßen und Knoten. Die Umgestaltung der
Straßen des Stadtzentrums im Sinne des 1997
beschlossenen „Gestaltungskonzeptes für den
öffentlichen Raum der Innenstadt“ wird fort-
gesetzt und hat weiterhin Priorität.

Es ist Ziel der Stadt Leipzig, das Planungsnetz
größtenteils bis zum Jahr 2015 umzusetzen.
Soweit die darin enthaltenen Netzergänzun-
gen in der Baulast des Bundes bzw. des Landes
liegen (i.d.R. bei Autobahnen sowie Bundes-
straßen und Staatsstraßen außerhalb des Mitt-
leren Ringes) erfolgt die Darstellung im Stadt-
entwicklungsplan nachrichtlich. Für die Straßen
in der Baulast der Stadt wird ein städtisches
Straßen- und Brückenbauprogramm aufgestellt
und jährlich fortgeschrieben. Dieses ging bis-
her von einer Ausschöpfung der Fördermög-
lichkeiten auf dem Niveau der letzten fünf

Jahre und von einem Eigenanteil der Stadt
ebenfalls in der Größenordnung der Jahre
1998 bis 2002 (25 Mio. Euro) aus. Da jedoch
die Grenzen der Finanzierbarkeit erreicht sind,
bemüht sich die Stadt um eine Erhöhung der
Förderquote, und es werden Möglichkeiten ei-
ner Reduzierung von Ausbaustandards geprüft.
Nötigenfalls müssen die Maßnahmen über
einen längeren Zeitraum gestreckt werden.

Wegen der knappen Mittel wird es zukünftig
schwieriger, zusammenhängende Netzab-
schnitte in kurzen Zeiträumen zu realisieren.
Deshalb werden maßnahmebezogene Einzel-
fallbewertungen bei der Auswahl von Projek-
ten an Bedeutung gewinnen. Neben der ver-
kehrlichen Bedeutung sind dabei auch städte-
bauliche und Umweltkriterien sowie der Stra-
ßenzustand im Bestandsnetz in die Abwägung
einzustellen.

Für die Realisierung der Bauprojekte werden
Lösungen gesucht, die eine hohe verkehrliche
Wirksamkeit bei möglichst geringem techni-
schem und finanziellem Aufwand versprechen.
Kostenintensive Durchbrüche und Tunnelab-
schnitte, aber auch Lösungen, die mit hohen
Belastungen für das städtische Umfeld verbun-
den wären, werden weitestgehend vermieden.
Die stadtgestalterische Einfügung der neuen
Straßen hat eine hohe Priorität.

Tangentenviereck
Kurzfristige Maßnahmen im Tangentenviereck
sind der Ausbau der Knoten Leutzscher Allee /
Waldstraße, Leutzscher Allee / Friedrich-Ebert-
Straße und Marschnerstraße / Jahnallee, die im
Umfeld der Fußball-Weltmeisterschaft 2006
die verkehrsableitende Funktion der Tangenten
sicherstellen sollen. Um mit dem Knoten an der
Marschnerstraße eine verträgliche Verkehrsab-
wicklung auf der Jahnallee und der Gustav-
Adolf-Straße zu erreichen und Verzögerungen
auf dem stark frequentierten Straßenbahn-
korridor zu vermeiden, soll dort ein ebenerdi-
ger Knoten in Verbindung mit einem Straßen-
bahntunnel realisiert werden.

Der nördliche Tangentenabschnitt zwischen
Roscherstraße und Pfaffendorfer Straße soll in
einem Teilabschnitt neu trassiert und so ausge-
baut werden, dass er seiner Entlastungsfunk-
tion für das innerstädtische Straßennetz
gerecht werden kann. Bei der Entwurfsplanung
hat die städtebauliche Einfügung der Straße
zur Vermeidung einer übermäßigen Barriere-
wirkung und mit Bezug auf die Ufersituation
an der Parthe einen hohen Stellenwert.

Motorisierter IndividualverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Kfz-Verkehr – Querschnittsbelastungen 2015 

1 Millimeter entspricht 30.000 Kfz pro Tag

Belastungen unter 2000 Kfz sind nicht dargestellt

Die Straße „Am Sportforum“ ergänzt das Tangenten-

viereck im Westen und erschließt das Sportforum.











Bei dem Lückenschluss im Süden des Tangen-
tenvierecks besteht ein enger Zusammenhang
mit der S-Bahn-Planung im Bereich des
geplanten Haltepunkts Semmelweisstraße.
Durch den Bahnhof und die boulevardartig
auszugestaltende Verbindung bisher getrenn-
ter Stadtteile über Kurt-Eisner-Straße und Sem-
melweisstraße erhält der Bereich zwischen
MDR und Altem Messegelände eine neue
Lagegunst. Darüber hinaus ergeben sich
Entlastungseffekte für Teile der Südvorstadt
und im Umfeld des Bayerischen Bahnhofs.

Mit den genannten Maßnahmen wird
mittelfristig die Funktionsfähigkeit des Tangen-
tenvierecks erreicht. Teilabschnitte im Norden
und im Westen können ohne größere Umbau-
maßnahmen im Profil der vorhandenen Stadt-
straßen geführt werden.

Innerer Stadtraum
Innerhalb des Tangentenvierecks wird der
Schwerpunkt künftiger Maßnahmen darin lie-
gen, die durch Verkehrsentlastung gewonne-
nen Gestaltungsspielräume zu nutzen und die
Attraktivität für den Durchgangsverkehr zu
verringern. Signifikante Entlastungswirkungen
ergeben sich insbesondere für die Waldstraße,
die Friedrich-Ebert-Straße und die östliche
Karl-Tauchnitz-Straße sowie für den nördlichen
Promenadenring. Auf dem übrigen Promena-
denring sind bei unverändertem Ausbaustan-
dard allenfalls Teilentlastungen – teilweise
sogar Mehrbelastungen – zu erwarten, so dass
hier Möglichkeiten einer Unterstützung der
verkehrlichen Herabstufung durch bauliche
Maßnahmen gesucht werden müssen.

Im Stadtraum zwischen Tangentenviereck und
Mittlerem Ring sind einzelne  Netzergänzun-
gen zur Entlastung von Zentrumsbereichen,
Wohnlagen und Straßenbahnkorridoren vorge-
sehen. Dazu gehört insbesondere die Nord-
tangente Schönefeld, deren Fertigstellung eine
Aufwertung der Eisenbahnstraße ermöglicht;
auch die Gorkistraße, die Volksgartenstraße
und die Ossietzkystraße werden deutlich ent-
lastet und es ergeben sich neue Möglichkeiten

für die Umgestaltung des Stannebeinplatzes.
Durch den Ausbau der Rückmarsdorfer Straße
und die Verlängerung der Erich-Köhn-Straße
werden starke Verkehrsströme am Kernbereich
von Lindenau vorbeigeleitet, wo die Funktion
als Stadtteilzentrum und der Straßenbahnver-
kehr Vorrang erhalten. Im Nordwesten trägt
der Ausbau der Slevogtstraße als Zubringer
zum Mittleren Ring zur Beruhigung des Ver-
kehrs in Möckern und Wahren bei.

In einigen Bereichen erfordert der Ausbau der
Straßenbahn zur Stadtbahn einen Gesamtum-
bau der Straße. Damit ist meist die Chance
einer gestalterischen und funktionalen Aufwer-
tung verbunden.

Motorisierter Individualverkehr
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Die Semmelweisstraße wurde bereits für ihre künftige

Funktion als Teil des Tangentenvierecks ausgebaut

Regelquerschnitt der im Jahr 2003 fertiggestellten

Nordtangente Schönefeld mit Straßenbäumen und

Schallschutzwänden (Illustration).

Mit der Nordtangente Schönefeld (unten Mitte) 

wurden die Voraussetzungen für den Umbau der

Eisenbahnstraße (unten rechts) als Quartiersstraße

und zur Beschleunigung der Straßenbahn geschaffen.



Mittlerer Ring
Der Ausbau des Mittleren Ringes beginnt im
Nordwesten mit der Verlängerung der Max-
Liebermann-Straße bis zur Pittlerstraße in
Wahren, wo sie Anschluss an die bereits fertig-
gestellte neue Bundesstraße B 6 findet.
Dadurch kann der dicht bebaute Korridor der
Georg-Schumann-Straße in den Ortskernen
Wahren und Möckern entlastet und dort der
notwendige Spielraum für eine Neugestaltung
des Straßenraumes unter Beschleunigung der
Straßenbahn gewonnen werden.

Mittelfristig ist der Ausbau des anschließenden
nordwestlichen Ringabschnittes von der Pittler-
straße über die Auensee- und Gustav-Esche-
Straße (dort zunächst nur Erneuerung der Brü-
cken) bis zur Merseburger Straße vorgesehen.
Im Nordosten ist nach 2006 der Lückenschluss
von der Essener Straße zum Gewerbegebiet
Nordost geplant; die Straße ist hier sensibel in
das landschaftliche Umfeld der Parthenaue
einzufügen.

Mit den genannten Maßnahmen könnte noch
in diesem Jahrzehnt ein in sich geschlossener,
überwiegend vierstreifig ausgebauter Teilring
entstehen, der die von Westen zulaufenden
Bundesstraßen B 87, B 181 und B 6, die Staats-
straße S 1 und die Bundesstraße B 2 im Norden

sowie die Bundesstraßen B 87 und B 6 im
Osten miteinander verknüpft und die entspre-
chenden Verkehrsströme nördlich um die inne-
re Stadt herumführt.

Die Schließung des Mittleren Ringes im Süd-
westen, im Süden und im Osten wird sich
dagegen erst längerfristig realisieren lassen.
Im Abschnitt Paunsdorf – Mölkau – Stötteritz
steht neben dem Ausbau vorhandener Straßen
eine Variante entlang der Eisenbahn zur
Diskussion. Die Weiterführung bis zur Bundes-
straße B 2 (Süd) liegt im Grundsatz fest, ist im
Detail jedoch ebenfalls noch Gegenstand der
Untersuchung. Im sensiblen Naturraum der
südlichen Elsteraue sind im Zusammenhang
mit dem EU-Status als Fauna-Flora-Habitat-
Gebiet noch intensive Prüfungen hinsichtlich
der Realisierbarkeit der Trasse erforderlich.
Dabei gilt es auch, alternative Trassen zu unter-
suchen, die sich enger am Bestandsnetz orien-
tieren.

Äußerer Stadtraum
Im äußeren Stadtraum liegen vor allem Neu-
und Ausbaumaßnahmen an Straßen in der Trä-
gerschaft des Landes, die den Mittleren Ring
mit dem regionalen und überregionalen Stra-
ßennetz verbinden und zur Entlastung der gro-
ßen Ausfallkorridore beitragen. Eine Reihe von
Maßnahmen sind bereits fertiggestellt, weitere
sollen bis 2007 im wesentlichen abgeschlossen
sein. Dazu gehören die Staatsstraße S 1 zum
Autobahnanschluss Leipzig-Nord, mit Entlas-
tungen in Lindenthal und entlang der Lands-
berger Straße, die Staatsstraße S 8a zum Flug-
hafen, die Südumgehung des Stadtgebietes
durch die Autobahn A 38 und die Staatsstraße
S 38a zur Umgehung von Liebertwolkwitz.

Im Straßen- und Brückenbauprogramm der
Stadt sind – überwiegend längerfristig – Aus-
baumaßnahmen an der äußeren Merseburger
Straße und an der Lützner Straße im Westen,
an der äußeren Prager Straße im Südosten
sowie im Zuge der Ortsdurchfahrten der
Bundesstraße B 186 im Osten enthalten. Ziel
ist hier i.d.R. die Grundinstandsetzung vorhan-
dener Straßen und ihre Ergänzung um Geh-
und Radwege. Weitere Positionen des Pro-
gramms stehen im Zusammenhang mit der
Erschließung neuer Baugebiete (Russenstraße,
Gerhard-Ellrodt-Straße, Industriepark Nord).

Leitlinien zur Verkehrsplanung
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In der Essener Straße und in der Ludwig-Hupfeld-

Straße werden vorhandene Straßen als Teilabschnitte

des Mittleren Rings ausgebaut (Fotos oben).

Die Gustav-Esche-Straße ist zukünftig Teil des Mittle-

ren Rings. Hier sollen zunächst die Brücken erneuert

werden (unten links).

Der Ausbau der äußeren Merseburger Straße ist als

längerfristige Maßnahme im Straßen- und Brücken-

bauprogramm enthalten (unten rechts).



Instandhaltung der Verkehrsinfrastruktur
Bei beschränkten Finanzierungsspielräumen
wird zukünftig der Werterhaltung der vorhan-
denen Verkehrsinfrastruktur eine wachsende
Bedeutung zukommen und große Anteile des
verfügbaren Etats binden, zumal aufgeschobe-
ne Instandhaltungsaufwendungen hohe Folge-
kosten nach sich ziehen können.

Im Jahr 2000 wies fast jede zehnte der 260
Brücken in der Trägerschaft der Stadt Schäden
auf, die die Standsicherheit und / oder die Ver-
kehrssicherheit beeinträchtigen, die Dauerhaf-
tigkeit des Bauwerks in Frage stellen und
sofortige umfangreiche Maßnahmen erfor-
dern. Ein weiteres Drittel wies Schäden auf, die
in absehbarer Zeit solche Probleme erwarten
lassen. Deshalb wurde ein Brückeninstandset-
zungsprogramm aufgestellt, das die technische
Dringlichkeit von Maßnahmen, das verkehrs-
politische Konzept der Stadt, die Planungen
der Deutschen Bahn sowie sonstige Planungen
ebenso berücksichtigt, wie die Finanzierungs-
möglichkeiten. In ähnlicher Form werden auf
der Grundlage einer Analyse des Bestandes
Prioritäten für Maßnahmen der Straßeninstand-
setzung und -unterhaltung auszuarbeiten und
fortzuschreiben sein.

Verkehrsmanagement und 
stadtverträgliche Verkehrsabwicklung
Das komplexe System der Lichtsignalanlagen
trägt wesentlich zur zügigen Abwicklung des
motorisierten Individualverkehrs bei. Ergän-
zend soll ein integriertes Verkehrsmanage-
ment, das frühzeitig auf Überlastungserschei-
nungen und Störungen reagiert, die Kapazitä-
ten der vorhandenen Infrastruktur besser nut-
zen. Da diese Handlungsfelder alle Verkehrs-
arten gleichermaßen betreffen, ist ihnen ein
gesonderter Abschnitt gewidmet (Abschn. 2.9).
Aussagen zur Verkehrsberuhigung finden sich
im Abschnitt 2.6, weitere Aussagen zur stadt-
verträglichen Organisation des Kfz-Verkehrs
auch in Abschnitt 4.

Parken in der Innenstadt
Ziel der Stadtentwicklungspolitik ist es, die
Attraktivität der Innenstadt zu stärken. Grund-
lagen dafür sind u.a. das Konzept „Autoarme
Innenstadt“ sowie das „Gestaltungskonzept
für die Straßen und Plätze der Innenstadt“.
Einer der Standortvorteile der Innenstadt ist
ihre gute Erreichbarkeit, die sich durch den

City-Tunnel der Eisenbahn weiter verbessern
wird. Da die Innenstadt in Konkurrenz mit stra-
ßenseitig gut erschlossenen Standorten am
Stadtrand und in der Region steht, wo Park-
raum meist fast unbeschränkt verfügbar ist, ist
darüber hinaus auch eine gute Erreichbarkeit
mit dem Auto erforderlich.

Um einerseits das Stadtzentrum von parken-
den Fahrzeugen zu entlasten, andererseits dem
Besucher, der das Angebot des öffentlichen
Verkehrs nicht wahrnehmen kann oder will, die
Wahlfreiheit der Nutzung des Autos zu erhal-
ten, verfolgt die Stadt seit Jahren die Politik,
die Stellplätze im Straßenraum maßvoll zu
reduzieren, gleichzeitig jedoch das Angebot in
Tiefgaragen und Parkhäusern deutlich zu ver-
größern. Neue öffentlich zugängliche Stell-
platzanlagen entstanden unter dem Augustus-
platz, beiderseits des Hauptbahnhofs, im
Bereich Zoo (Löhrs Carree) und am Burgplatz.
Weitere konkrete Planungen bestehen u.a. für
die Investitionsvorhaben Marktgalerie, Kar-
stadt, Brühl (LWB-Komplex) und IHK sowie für
den Raum Wilhelm-Leuschner Platz und in
Erweiterung der Parkhäuser am Hauptbahnhof.

Damit stehen heute gut 5.000 und in der Per-
spektive 2010 etwa 8.000 Stellplätze in öffent-
lich zugänglichen Stellplatzanlagen innerhalb
und am Rand des Stadtzentrums zur Verfü-
gung. Gleichzeitig wird die Zahl der Besucher-
stellplätze im öffentlichen Straßenraum, die
1998 noch bei gut 2000 lag, durch Maßnah-
men der Straßengestaltung und Einführung
von Anwohnerbevorrechtigungen auf langfris-

tig etwa 600 verringert. Dieser verbleibende
Parkraum soll konsequent bewirtschaftet wer-
den. Mit gut 10 % des an einem durchschnitt-
lichen Werktag auf die Innenstadt gerichteten
Zielverkehrs ist damit ein ausreichendes Park-
raumangebot gegeben, dessen effektive Nut-
zung durch ein Parkleitsystem gewährleistet
werden soll.

Ergänzend sollen die Möglichkeiten der Aus-
weisung von Busparkplätzen für Besucher-
gruppen in der Nähe des Promenadenrings
untersucht werden.
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Die Tiefgarage unter dem Augustusplatz mit 

1250 Stellplätzen ist in das Parkleitsystem für 

die Innenstadt einbezogen (oben).

Die Instandhaltung von vorhandenen Straßen 

und Brücken ist eine wichtige Zukunftsaufgabe;

Könneritzbrücke (unten).



2.4 Öffentlicher Nahverkehr

Leitlinien

Der öffentliche Personennahverkehr ist in
seinen Funktionen als mobilitätssichernde
Grundversorgung und als umweltfreund-
liche Alternative zum motorisierten Indivi-
dualverkehr unter Einbeziehung flexibler
Bedienungsmodelle und mit dem Ziel der
barrierefreien Nutzung für alle Bevölke-
rungsgruppen auszubauen. Es wird ein
Anteil von 25 % an allen in der Stadt
zurückgelegten Wegen angestrebt.

Ein leistungsfähiges S- und Regionalver-
kehrssystem soll über den City-Tunnel die
Kernbereiche der Leipziger Innenstadt
sowie optional auch das Sportforum
erschließen und mit Schwerpunkten des
Verkehrsaufkommens in der Stadt und der
Region verbinden.

Das radial orientierte Straßenbahnnetz ist
unter Beachtung wirtschaftlicher Aspekte
zu erhalten und bedarfsorientiert auszu-
bauen. Stark frequentierte Straßenbahn-
strecken sind als Stadtbahn mit weitge-
hend flächenhafter oder zeitlicher Sepa-
rierung vom Kfz-Verkehr zu führen.

Im Interesse einer Erhöhung der Beförde-
rungsqualität und zur Sicherung einer effi-
zienten Betriebsdurchführung sind alle

Möglichkeiten zur Beschleunigung der
öffentlichen Verkehrsmittel zu nutzen. Bei
Konflikten mit anderen Verkehrsarten sind
die Belange des öffentlichen Verkehrs mit
besonderem Gewicht in die Abwägung
einzustellen.

Im Rahmen des Verkehrsverbundes sind
alle Verkehrsträger durch ein regionsüber-
greifendes Nahverkehrskonzept zu einem
integrierten Verkehrssystem zu verknüp-
fen. Dazu gehören eine übersichtliche
Tarifgestaltung und eine nutzerfreundli-
che Informations- und Kommunikations-
strategie ebenso wie eine Verbesserung
der Umsteigebeziehungen durch abge-
stimmte Fahrpläne und attraktive Umstei-
geknoten mit kurzen Wegen.

Der Ausbau des Nahverkehrs ist auf das im
Stadtentwicklungsplan Zentren festgeleg-
te Gefüge der Stadtteilzentren auszurich-
ten. Bei der Realisierung neuer Wohn-
standorte und Gewerbegebiete haben
Standorte in guter Zuordnung zu vorhan-
denen bzw. geplanten Haltepunkten des
Schienenverkehrs Vorrang. Das Nahver-
kehrssystem soll darüber hinaus die Ab-
wicklung von Großveranstaltungen er-
möglichen.

Ausgangssituation

Problemanalyse und Handlungsbedarf
1998 wurden in Leipzig knapp 20 % aller Wege
mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurückgelegt.
Der Anteil des öffentlichen Verkehrs hat sich
nach dem dramatischen Rückgang zwischen
1989 und 1991 in den letzten Jahren, an-
nähernd stabilisiert. Die Anzahl der Beförde-
rungsfälle (LVB) ging von etwa 250 Millionen
Fahrgästen 1989 auf nur noch 80 Millionen im
Jahr 1998 zurück. Seitdem konnte durch eine
Vielzahl von Maßnahmen eine Trendumkehr
erreicht und die 100-Millionen-Marke wieder
überschritten werden.

Die Ausnutzung der öffentlichen Verkehrsmittel
über den Tagesverlauf hat sich in den letzten
Jahren verstetigt. Sie zeigt weiterhin erheb-
liche kleinräumliche Unterschiede, abhängig
von Alter und Geschlecht, vom Verkehrsange-
bot, von der Infrastrukturausstattung im Nah-
bereich usw.. Im Einkaufsverkehr der Innen-
stadt wird fast jede zweite Fahrt mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln unternommen.

Das Liniennetz des Stadtverkehrs Leipzig weist
eine hohe Netzdichte und einen hohen
Erschließungsgrad auf. Die Grunderschließung
wird durch die radial auf das Stadtzentrum
gerichteten Straßenbahnlinien realisiert, die
mehr als drei Viertel der Verkehrsleistung er-
bringen; mit dem Ausbau von drei Linien für
den Betrieb als Stadtbahn mit höheren Bedie-
nungsstandards wurde begonnen. Die S-Bahn
hat demgegenüber eine geringere Bedeutung,
bei allerdings erheblichem Entwicklungspoten-
tial. Der Stadtbus ergänzt die schienengebun-
denen Verkehrsmittel als Zubringer sowie auf
einigen weniger frequentierten Radialen und
auf tangentialen Verbindungen.
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In der Prager Straße erhielt die Straßenbahn einen

eigenen Gleiskörper in Straßenmitte.



Während innerhalb der LVB und der Deutschen
Bahn bei der Fahrplanabstimmung und der
Anschlusssicherung bereits wesentliche Fort-
schritte erzielt wurden, sind deren separat
gewachsene Netze noch nicht ausreichend
aufeinander bezogen und miteinander ver-
knüpft. Noch vorhandene Erschließungsdefi-
zite konnten durch Ergänzungen im Busnetz in
den letzten Jahren bereits abgebaut werden.
Wesentliche Angebotslücken bestehen noch in
einigen peripheren Ortsteilen sowie einzelnen
Wohnsiedlungen und Gewerbegebieten.
Durch Verlagerung des Kraftfahrzeugverkehrs
auf parallele Neubaustrecken (Maximilian-
allee, Permoserstraße) sowie durch Herstellung
eines eigenen Gleiskörpers (Prager Straße,
Georg-Schumann-Straße, Delitzscher Straße,
Eutritzscher Straße) wurde eine deutliche
Beschleunigung des Straßenbahn- und Busver-
kehrs erreicht. Hinzu kam eine Vielzahl weite-
rer baulicher und organisatorischer Maßnah-
men auf der Grundlage der Arbeit der
Beschleunigungskommission seit 1991 (Gleis-
freimarkierungen, Beeinflussung von Lichtsig-
nalanlagen, kleinere bauliche Veränderungen).
Dennoch kommt es weiterhin an einer Reihe
von stauanfälligen Straßenabschnitten und
Knoten zu erheblichen Behinderungen der
öffentlichen Verkehrsmittel.

Öffentlicher NahverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Quelle: System repräsentativer Verkehrsbefragungen (SrV)

Nutzung der ÖV-Systeme in Leipzig 1999 / 2006 / 2015 (in %)

Verkehrsarten Analyse 1999 Prognose 2006 Prognose 2015
Arbeitsstand Arbeitsstand

Straßenbahn 58,6 56,0 47,8
Bus - Stadt 18,3 20,1 16,2
S-Bahn 7,9 10,4 21,3
Bus – Region 3,8 4,2 3,5
DB – Regionalverkehr 11,4 9,3 11,2

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Verkehrsplanung

Organisationseinheiten im öffentlichen Nahverkehr im Raum Leipzig

1993 101 100 000
1994 94 900 000
1995 92 900 000
1996 86 600 000
1997 87 200 000
1998 79 300 000
1999 91 300 000
2000 96 200 000
2001 99 700 000
2002 105 100 000

Fahrgäste pro Jahr

Mitteldeutscher
Verkehrsbund
(MDV)

Erweiterungs-
gebiet des MDV
ab voraussicht-
lich 2004

Zweckverband
Nahverkehrsraum
(ZVNL)

Bedienungsge-
biet der Leipziger
Verkehrsbetriebe
(LVB), einschl.
Regionalverkehr
Leipzig (RVL)

Das im Nahverkehrsplan von 1998 beschlossene Kon-

zept für den öffentlichen Nahverkehr sowie die darin

festgelegten Mindeststandards für das Leistungsan-

gebot sollen 2004 fortgeschrieben werden.



Organisationsformen und 
Zuständigkeiten
Aufgabenträger für den Schienenpersonennah-
verkehr ist der „Zweckverband für den Nah-
verkehrsraum Leipzig“ (ZVNL). Ihm gehören
die Stadt Leipzig sowie die Landkreise
Delitzsch, Leipziger Land, Muldentalkreis,
Döbeln und Torgau-Oschatz an. Der im Februar
2001 mit Gültigkeit bis Ende 2002 beschlosse-
ne erste Nahverkehrsplan des Zweckverbandes
enthält neben der Bestandsanalyse und -be-
wertung ein Angebotskonzept für den Schienen-
personennahverkehr sowie ein darauf abge-
stimmtes Konzept für den regional bedeut-
samen straßengebundenen Verkehr.

Die DB Regio AG erbringt die konkreten Ver-
kehrsleistungen im S-Bahn- und Regionalver-
kehr der Bahn. Besteller und Bezahler dieser
Leistungen ist der Zweckverband, eine Aus-
schreibung in geeigneten Teilabschnitten ist
beabsichtigt. Seitens der Stadt wird auch für
die Zukunft das Ziel verfolgt, diese Verkehrs-
leistungen ohne städtische Mitfinanzierung zu
erbringen.

Der Mitteldeutsche Verkehrsverbund
(MDV) hat im Bereich der Städte Leipzig und
Halle sowie in den Kreisen Leipziger Land,
Delitzsch, Saalkreis und Merseburg-Querfurt
die Verantwortung für den Verbundtarif, die
Herausgabe des Verbundfahrplans, die Erfas-
sung der Einnahmen und ihre Aufteilung auf
die Verkehrsunternehmen sowie Marketing
und Öffentlichkeitsarbeit. Die Einführung des
Verbundtarifs für die Region Leipzig-Halle zum
1.8.2001 war ein wichtiger Schritt auf dem
Weg zu einem integrierten regionalen Nahver-
kehrssystem. Ohne Zusatzkosten ist seitdem
ein Übergang von Stadtbus und Straßenbahn
zur S- Bahn und zum Regionalverkehr von
Bahn und Bus möglich.

Die Stadt Leipzig ist unmittelbar zuständig
für den straßengebundenen öffentlichen Per-
sonennahverkehr (Bus und Straßenbahn) im
Stadtgebiet. Sie ist verpflichtet, in regelmäßi-
gen Abständen einen Nahverkehrsplan aufzu-
stellen. Der erste Nahverkehrsplan wurde im
November 1998 vom Stadtrat beschlossen. Im
Mai 2000 hat der Stadtrat eine Reihe von
zwischenzeitlich notwendigen Modifizierun-
gen des Plans zur Kenntnis genommen. Eine
Fortschreibung ist in Arbeit. Gegenstände des
Nahverkehrsplans sind die Mindeststandards
für das Leistungsangebot, die Konzeption eines
integrierten Verkehrsnetzes sowie die Finanzie-
rung der Verkehrsleistungen.

Die Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) erbrin-
gen die konkreten Verkehrsleistungen im Stra-
ßenbahn- und Busverkehr im Stadtgebiet
sowie in einigen angrenzenden Gemeinden.
Die Unternehmensgruppe operiert als GmbH
grundsätzlich eigenwirtschaftlich.

Die Finanzierung der Verkehrsleistungen der
LVB im Stadtgebiet ist in dem 1998 zwischen
der Stadt und den Verkehrsbetrieben geschlos-
senen Verkehrsleistungsfinanzierungsvertrag
geregelt. Da die Tarifeinnahmen wegen der
vielfältigen gemeinwirtschaftlichen Aufgaben
des Nahverkehrs allein nicht kostendeckend
sein können, erhalten die Verkehrsbetriebe
einen festen jährlichen Zuschussbetrag für die
Infrastrukturkosten, degressiv von Jahr zu Jahr
abnehmende Investitionsmittel für Fahrzeug-
park und bauliche Anlagen sowie einen variab-
len Betriebskostenzuschuss, der sich aus den
gefahrenen Personenkilometern berechnet.
Grundgedanke dabei ist es, nicht in erster Linie
das Angebot einer Betriebsleistung zu finanzie-
ren, sondern deren erfolgreichen Absatz beim
Kunden. Die Betriebskostenfinanzierung wird
an die Einhaltung vorgegebener Qualitätsziele
gekoppelt, insbesondere im Hinblick auf eine
Mindestbedienung zur Sicherung der Grund-
mobilität. Im übrigen ist der Vertrag auf die
unternehmerische Eigenständigkeit der LVB aus-
gerichtet, die innerhalb eines kalkulierbaren
finanziellen Rahmens zu einer sparsamen und
optimierten Betriebsführung angehalten ist.

Im Regionalbusverkehr sind neben der LVB und
ihrer Tochtergesellschaft RVL weitere private
und kommunale Omnibusunternehmen tätig.
Die Finanzierung erfolgt durch die jeweiligen
Aufgabenträger.

Standards für das Leistungsangebot
Der Nahverkehrsplan der Stadt Leipzig defi-
niert Mindeststandards für das Leistungsange-
bot der öffentlichen Verkehrsmittel im Hinblick
auf die Erschließung aller Teilflächen des Stadt-
gebietes und die angemessene Bedienung der
Zentren, sowie auf Fahrtenhäufigkeit, Verknüp-
fungsqualität, Ausbaustandards und Service.
Die zurzeit gültigen Mindeststandards werden
in Kürze mit der Fortschreibung des Nahver-
kehrsplans überarbeitet und an das größer
gewordene Stadtgebiet angepasst. Sie werden
deshalb an dieser Stelle nicht näher ausge-
führt, auf den Nahverkehrsplan wird verwie-
sen.

Das „Neue Netz“ der LVB
Auf der Grundlage des Nahverkehrsplans und
des Verkehrsleistungsfinanzierungsvertrages
hat die LVB ihr Angebot zum Fahrplanwechsel
2001 grundlegend überarbeitet. Ziele waren
ein übersichtlicheres und stärker auf die verän-
derten Nachfragestrukturen zugeschnittenes
Liniennetz, sowie die Reduzierung der Kosten
durch Abbau von Überkapazitäten, gleich-
mäßigere Auslastung der Linienäste und
Umstellung von wenig genutzten Straßen-
bahnstrecken auf Busbetrieb. Fast alle Straßen-
bahnlinien sowie die wichtigeren Buslinien im
Stadtgebiet fahren jetzt im Tagesverkehr alle
10, im Abend- und Wochenendverkehr alle 15
Minuten.

Die Einführung dieses „Neuen Netzes“ wurde
durch eine umfassende Informationskam-
pagne begleitet. Im März 2001 wurde die 
neue Moblitätszentrale der LVB gegenüber
dem Hauptbahnhof eröffnet.

Vor allem aufgrund der besseren Übersichtlich-
keit des Angebotes durch Netzvereinfachung
und leicht merkbare, in vielen Fällen auch häu-
figere Abfahrtszeiten wurde eine Erhöhung der
Nachfrage um jährlich etwa eine Millionen
Kunden-Fahrten errechnet. Gestiegene Fahr-
gastzahlen bestätigen dies.

Öffentlicher NahverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Konzept für ein 
integriertes Verkehrsnetz

Die im Nahverkehrsplan dargestellten und seit-
dem fortgeschriebenen Planungen für ein inte-
griertes Gesamtverkehrssystem in Leipzig
beziehen sich auf einen mittelfristigen Pla-
nungshorizont bis zur Eröffnung des geplanten
City-Tunnels und einen längerfristigen Pla-
nungshorizont für einen Zeitraum bis über das
Jahr 2010 hinaus. Kurz- bis mittelfristig hat der
Umbau von ausgewählten Straßenbahn- zu
Stadtbahnstrecken sowie der weitere Abbau
von Behinderungen durch Beschleunigungs-
maßnahmen Priorität. Längerfristig wird die
Neukonzeption des S-Bahn- und Regionalver-
kehrs, die durch den City-Tunnel ermöglicht
wird, zu erheblichen Veränderungen der
Erreichbarkeitsverhältnisse in Stadt und
Region führen. Auch muss das übrige Nahver-
kehrsangebot darauf abgestimmt werden.

S-Bahn und Regionalverkehr
Ein erster Schritt zur Qualifizierung des S-
Bahnnetzes ist der Bau der S-Bahnstrecke Leip-
zig – Halle, der im Jahr 2004 abgeschlossen
wird. Mit Haltestellen in Lützschena und Wah-
ren, an der Slevogtstraße, an der Olbrichtstra-
ße (Sozialversicherungszentrum) und in Gohlis
erhalten die nordwestlichen Stadtteile eine
zusätzliche schnelle und leistungsfähige Ver-
bindung, zunächst zum Hauptbahnhof. Die
Strecke soll im 20-Minuten-Takt bedient wer-
den, der in den schwächeren Verkehrszeiten
auf 30 Minuten reduziert wird. Parallel dazu
wurde die neue Strecke für den Fernverkehr
und den schnellen Regionalverkehr in Richtung
Halle fertiggestellt, die auch das Messegelände
und den Flughafen bedient.

Der nächste Schritt ist der Bau des City-Tun-
nels, der die Außenäste der Eisenbahnstrecken
unter dem Stadtzentrum hindurch verbinden
und dadurch einen besseren Betriebsablauf
und eine dichtere Taktfolge ermöglichen soll.
Der Baubeginn ist im Jahr 2003, die Inbetrieb-
nahme für 2009 vorgesehen.
Der Kern der Innenstadt erhält durch die neuen
Haltestellen am Markt und am Wilhelm-
Leuschner-Platz schnelle Direktverbindungen
mit wichtigen Zielen in der Stadt und in der
Region. Neue Haltestellen sind darüber hinaus
in den Räumen südlich und nördlich der Innen-
stadt vorgesehen (Bayerischer Bahnhof und

Semmelweisstraße sowie Theresienstraße,
Essener Straße und Mockau). Die Option einer
Verlängerung der Grünauer Linie nach Mark-
ranstädt mit einem Halt am Kulkwitzer See
wird offengehalten.

Das Linienkonzept für die S-Bahn nach Fertig-
stellung des Tunnels sieht vier Durchmesserli-
nen durch die Leipziger Innenstadt vor:
S1 Miltitzer Allee – Innenstadt – Wurzen
S2 Dessau / Wittenberg – Delitzsch – Innen-

stadt – Borna / Altenburg – Zwickau
S3 Halle – Schkeuditz – Innenstadt – Leipzig-

Connewitz
S4 Falkenberg – Torgau – Eilenburg – Taucha

– Innenstadt – Gaschwitz 
Die Strecken sollen zwischen Miltitzer Allee
und Stötteritz alle 15, zwischen Halle und Con-
newitz alle 20, im übrigen stadtnahen Netz
alle 30 Minuten verkehren. Durch Linienüber-
lagerung ergibt sich auf nachfragestarken
Abschnitten, insbesondere zwischen Leipziger
Messe und Markkleeberg, eine weitere Takt-
verdichtung.

Auch im Regionalverkehr der Bahn wird für
drei Linien eine Durchbindung durch die Innen-
stadt vorgesehen, und dadurch die Erreichbar-
keit insbesondere des Flughafens, der Messe
und der Innenstadt aus Richtung Süden und
Osten erheblich verbessert. Der Bedienungs-
takt, der durch den ZVNL festgelegt wird, wird
sich teilweise deutlich verbessern.

Die Bahn wird durch diese Maßnahmen zu
einem hochleistungsfähigen Verkehrsträger
auch im innerstädtischen Verkehr. Es wird
damit gerechnet, dass die neuen schnellen Ver-
bindungen einen Zuwachs von täglich über
30.000 Beförderungsfällen auslösen; der Anteil
der öffentlichen Verkehrsmittel am Gesamtver-
kehr des Einzugsgebietes würde sich damit um
3 % erhöhen, täglich könnten etwa 300.000
Kfz-Kilometer vermieden werden. Im Bereich
des City-Tunnels werden täglich mehr als
50.000 Fahrgäste erwartet.

Trotz der erheblichen Investitionskosten, die in
der Größenordnung von 500 Mio. € liegen,
ergibt sich daher ein hoher volkswirtschaft-
licher Nutzen des Tunnelprojekts. Die Leipziger
Innenstadt wird durch die Ausweitung des Ein-
zugsbereiches, die kürzeren Fahrzeiten und die
zusätzlichen Haltestellen in ihren oberzentra-

len Funktionen gestärkt. Im Umfeld der vor-
handenen und der neuen S-Bahn-Haltepunkte
ergeben sich neue städtebauliche Perspekti-
ven. Nicht zuletzt erhalten die Verkehrsträger
zusätzliche Einnahmen sowie Kostenvorteile
durch die Möglichkeit einer effizienteren
Betriebsorganisation.

Stadtbahn und Straßenbahn
In den kommenden Jahren wird der Ausbau
zunächst der Straßenbahnlinien 15 (Miltitz –
Innenstadt – Meusdorf) und 11 (Lützschena –
Innenstadt – Dölitz) auf Stadtbahnniveau fort-
gesetzt, um diese Linien zu beschleunigen und
für einen leistungsfähigen und schnellen Stadt-
bahnverkehr mit breiteren und behinderten-
freundlichen Niederflurfahrzeugen nutzen zu
können; auf der Linie 16 (Messe – Innenstadt –
Lößnig) ist dieses Ziel bereits erreicht. Der
stadtbahngerechte Ausbau soll danach mit der
Strecke nach Sommerfeld fortgesetzt werden;
längerfristig ist auch ein Stadtbahnausbau
nach Lausen, Gohlis und Taucha vorgesehen.
Bei anstehenden Straßenbaumaßnahmen bzw.
Gleiserneuerungen wird dieses Ziel soweit wie
möglich bereits berücksichtigt.

Die Stadtbahnstrecken erhalten in der Regel
einen eigenen Gleiskörper; wo dies stadtver-
träglich nicht realisierbar oder mit anderen
Ansprüchen an den Straßenraum nicht verein-
bar ist, wird die teilweise Verlagerung des
Kraftfahrzeugverkehrs angestrebt und durch
Signalisierung zu Gunsten der Stadtbahn eine
dynamische Separierung gewährleistet. Auch
im übrigen Straßenbahnnetz sind weiterhin
Beschleunigungsmaßnahmen vorgesehen.
Dabei werden im Rahmen anstehender Gleis-
oder Straßenbaumaßnahmen Verbesserungen
für den Fahrweg, die Haltestellengestaltung
sowie die Lichtsignalsteuerung angestrebt.
Eine vollständige Umsetzung des Beschleuni-
gungsprogramms ist jedoch erst längerfristig
erreichbar.

Öffentlicher NahverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Durch schrittweise Umsetzung des Straßen-
und Brückenbauprogramms werden wichtige
Teilabschnitte des Stadtbahn- und Straßen-
bahnnetzes von Behinderungen durch den Kfz-
Verkehr entlastet. Insbesondere in der Eisen-
bahnstraße (durch die Nordtangente Schöne-
feld), in der Georg-Schumann-Straße (durch
die parallel geführte neue B 6) sowie in der
Philipp-Rosenthal-Straße (durch Verlagerung
des Kfz-Verkehrs auf die Straße des 18. Okto-
ber) ergeben sich neue Rahmenbedingungen
für eine attraktivere Gestaltung der Straßen-
räume unter Berücksichtigung der Belange des
öffentlichen Verkehrs.

Untersuchungen zum Neubau von Straßen-
bahnstrecken werden für Linienverlänge-
rungen nach Thekla und Liebertwolkwitz,
längerfristig auch nach Lindenthal, in das
Industriegebiet Nordost und zum Herzklinikum
durchgeführt. Weiterhin wird die Möglichkeit
einer neuen Tangentialverbindung südlich der
Innenstadt aus Richtung Grünau über den
Schleußiger Weg und die Kurt-Eisner-Straße
zum geplanten S-Bahn-Haltepunkt Semmel-
weisstraße und weiter zur Zwickauer Straße
gesichert. Bei Aufnahme des S-Bahnbetriebs ist
hier vorerst eine leistungsfähige Busbedienung
sicherzustellen.

Für einige Straßenbahnstrecken, auf denen das
Verkehrsaufkommen gering ist, mit dem Bus
eine bessere Erschließung erreicht werden
kann oder in den nächsten Jahren Investitions-
entscheidungen anstehen, wird eine mögliche
Umstellung auf Busbetrieb untersucht. Dies

Durch die Verknüpfung der B6 mit dem Mittleren

Ring werden in der Georg-Schumann-Straße 

Maßnahmen zur Beschleunigung der Straßenbahn

möglich (oben).

Die Linie 16 – hier am Eutritzscher Markt – wurde als

erste im Stadtbahnstandard ausgebaut (links).

Linienkonzept für S-Bahn- und Regionalverkehr nach

Fertigstellung des City-Tunnels, Stand 2003 (oben).

Das neue Mobilitätszentrum der Leipziger Verkehrs-

betriebe am Hauptbahnhof (rechts).

Projekt Bayerischer Bahnhof







gilt u. a. für das Bedienungsgebiet Markklee-
berg, wo sich nach Fertigstellung des City-Tun-
nels neue Ausgangsbedingungen für eine
Bedienung durch S-Bahn und Bus ergeben,
aber auch für einige weniger frequentierte
Linien und Parallelangebote im Stadtgebiet.
Die Straßenbahn zwischen Großzschocher und
Knautkleeberg kann inzwischen als gesichert
gelten, obwohl der Status als „Untersuchungs-
strecke“ formal bis zur Fortschreibung des
Nahverkehrsplans weiter besteht.

Stadtverkehr Bus
Das Busnetz erfordert erheblich geringere
infrastrukturelle Vorleistungen, als die schie-
nengebundenen Verkehrsmittel. Auf Verände-
rungen der Verkehrsbedürfnisse kann daher
relativ flexibel reagiert werden, der Zwang zu
langfristigen Planungskonzepten als Grundlage
für Investitionsentscheidungen ist geringer.

Kurzfristige Überlegungen zum Busverkehr set-
zen u. a. bei Verbesserungen der Bedienung
bisher schlecht erschlossener Gebiete an.
Wegen des relativ geringen Fahrgastpotentials

Öffentlicher NahverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Mögliche Verlängerung der Straßenbahnlinie 15 nach Liebertwolkwitz als Beispiel 

für eine „Untersuchungsstrecke Neubau“ (LVB).

Auf der Untersuchungsstrecke zwischen Rathaus und

Bahnhof Leutzsch wurde die Straßenbahn durch einen

Kleinbuszubringer ersetzt (Mitte, Foto: LVB).

Über die Max-Liebermann-Straße verkehrt die stark

frequentierte tangentiale Buslinie 80 (unten).

Querschnittsbelastungen ÖV, Prognose 2015 

(1 mm = 30.000 Fahrgästen / Werktag)
rot: Regionalbahn, S-Bahn
grün: Stadtbahn, Straßenbahn, Bus
Querschnittsbelastungen bis zu 2000 Fahrgästen pro Tag
werden nicht dargestellt.



ist ein wirtschaftlicher Linienbetrieb jedoch
meist nicht realisierbar, so dass die Prüfung
alternativer Bedienungsformen (Rufbus, Anruf-
Sammel-Taxi) empfohlen wird, und zwar
sowohl unter Gesichtspunkten der Kosten-
effektivität als auch der Angebotsverbesserung
durch Verringerung der Wartezeiten und
Haustür-Service.

Änderungen im Busverkehr können sich
weiterhin als Folge der Umstellung von Stra-
ßenbahnstrecken ergeben. Dabei sollen Mög-
lichkeiten der Angebotsverbesserung durch 
flexiblere Linienführung und zusätzliche Halte-
stellen genutzt werden.

Längerfristig ergibt sich die Notwendigkeit
einer grundsätzlichen Überprüfung des Bus-
netzes nach Fertigstellung des City-Tunnels,
der damit verbundenen Neuordnung des 
S-Bahn- und Regionalverkehrs der Bahn, und
der durchgehenden Realisierung der ersten
drei Stadtbahnstrecken. Als Zubringer zu die-
sen schnellen und hochleistungsfähigen Schie-
nenverkehrskorridoren werden die Buslinien
neue Funktionen übernehmen müssen. Die
Untersuchung der dafür erforderlichen Netz-
anpassungen ist rechtzeitig einzuleiten.

Taxi, Car Sharing
Derzeit fahren im Stadtgebiet 790 Taxis, für die
insgesamt 78 Taxihalteplätze eingerichtet sind.
Die Verfügbarkeit von Taxis ist fast ausnahms-
los gegeben, im Vergleich mit anderen 
deutschen Großstädten weist Leipzig ein Über-
angebot auf. Bei allen Planungen im öffent-
lichen Straßenraum sind die Anforderungen
des Taxigewerbes, insbesondere die Notwen-
digkeit ausreichend dimensionierter Taxistände
an den Schwerpunkten des Bedarfs, zu berück-
sichtigen.

Der Taxiverkehr ist insbesondere in den Abend-
und Nachtstunden noch stärker mit dem
normalen Angebot an öffentlichen Verkehrs-
mitteln zu vernetzen, da Linientaxi, Anruf-
Sammel-Taxi oder Taxi-Shuttle-Dienste in Zei-
ten geringer Nachfrage unter Umständen wirt-
schaftlicher sind, als Straßenbahn oder Bus.

Auch das sogenannte „car sharing“ kann
einen Beitrag zur Begrenzung des Autover-
kehrs und zur Verlagerung geeigneter Wege
auf die öffentlichen Verkehrsmittel leisten.

Dabei handelt es sich im wesentlichen um eine
private Dienstleistung, wobei die Stadt nach
Möglichkeit Unterstützung gewährt.

Verknüpfung der Verkehrsträger
Ziel der Planung ist ein integriertes Gesamt-
verkehrssystem, in dem die Angebote der
unterschiedlichen Verkehrsträger sich sinnvoll
und kundenfreundlich, jedoch ohne unwirt-
schaftliche Leistungsüberlagerungen ergän-
zen. Der Mitteldeutsche Verkehrsverbund mit
seinem einheitlichen Verbundtarif und seiner
betreiber-übergreifenden Organisationsstruk-
tur ist hierfür eine wichtige Voraussetzung.

Wesentliche Aufgabe bleibt die Optimierung
der Übergangsmöglichkeiten zwischen den
unterschiedlichen Verkehrsträgern, und zwar
sowohl in zeitlicher Hinsicht (Fahrplankoordi-
nierung, Anschlusssicherung) als auch in ihrer
räumlichen Dimension (Linienverknüpfung an
attraktiven Umsteigepunkten). Diese Aufgabe
wird nach Fertigstellung des City-Tunnels noch
wichtiger werden, auch kurzfristig sind jedoch
deutliche Verbesserungen möglich, die
zugleich auf die längerfristige Netzumstellung
vorbereiten.

Eine zweckmäßige und attraktive Gestaltung
der Bahnhofsgebäude als Schnittstelle zwi-
schen Eisenbahn und anderen Verkehrsträgern
wird u.a. im Rahmen des Zugangsstellenpro-
gramms des Zweckverbandes für den Nahver-
kehrsraum verfolgt, das eine Reihe von Bahn-

höfen im Stadtgebiet von Leipzig beinhaltet.
Dies geschieht jeweils im Zusammenwirken
mit den Planungen der Stadt für das Bahn-
hofsumfeld.

Bei der Finanzierung der Verkehrsleistungen
sind Lösungen zu entwickeln, bei denen die
„Übergabe“ eines Fahrgastes an einen ande-
ren Verkehrsträger, wenn dieses im Kunden-
interesse liegt und die Wirtschaftlichkeit des
Gesamtsystems verbessert, nicht zu finanziel-
len Einbußen für den „abgebenden“ Verkehrs-
träger führt. Bei der Überarbeitung der ent-
sprechenden Vertragswerke wird dieser Ge-
sichtspunkt verstärkt zu berücksichtigen sein.

Innerhalb des Netzes der LVB werden die
Bemühungen um eine attraktive, übersicht-
liche und barrierefreie Ausgestaltung der
Umsteigepunkte mit kurzen Übergangswegen
fortgesetzt. Die Fahrplanabstimmung zur
Reduzierung von Wartezeiten wird unter
Berücksichtigung der Fahrgastfrequenzen und
der festgelegten Mindeststandards weiter ver-
bessert. Die technologischen Möglichkeiten
der Anschlusssicherung bei Verspätungen und
Betriebsstörungen durch moderne Kommu-
nikations- und Leitsysteme werden weiter aus-
gebaut.

Gleiche Standards werden auch für verkehrs-
trägerübergreifende Verknüpfungen ange-
strebt. Schwerpunkt ist hier die bessere Ver-
knüpfung von S-Bahn, Straßenbahn und Bus.

Öffentlicher NahverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Taxistand vor dem Hauptbahnhof



Dies kann erreicht werden durch Neueinrich-
tung bzw. Verlegung von Bahnhöfen (z. B.
Mockau, Leutzsch) bzw. von Straßenbahn- und
Bushaltestellen (z. B. Connewitz), durch eine
neue bzw. veränderte Linienführung von Stra-
ßenbahn oder Bus (z.B. Anbindung S-Bahn-
Haltepunkt Semmelweisstraße), sowie durch
bauliche und organisatorische Maßnahmen an
den Umsteigepunkten.

Zu den Einzelmaßnahmen an den verschiede-
nen Typen von Umsteigepunkten sind weiter-
gehende Untersuchungen erforderlich, die so
zu terminieren sind, dass notwendige Investi-
tionen rechtzeitig eingeleitet werden können.

Verknüpfung mit dem Individualverkehr
Mit Realisierung des neuen S-Bahnnetzes und
der schnellen Stadtbahnverbindungen erhält
auch das Thema „Park + Ride“ eine neue Be-
deutung. Ziel ist es, durch Stellplatzangebote
in der Region bzw. spätestens am äußeren
Stadtrand den Bewohnern von mit öffentlichen
Verkehrsmitteln schlecht erreichbaren Gebie-
ten den Umstieg auf Stadtbahn oder S-Bahn zu
erleichtern, um so das Kfz-Verkehrsaufkommen
im Stadtgebiet zu begrenzen. Im Rahmen der
Entwicklung eines komplexen Verkehrsinfor-
mationssystems für den Raum Leipzig – Halle
(s. Abschnitt 2.9) soll an geeigneten Punkten
auf den in die Stadt hineinführenden Haupt-
verkehrsstraßen auf nahegelegene P+R-Stell-
plätze mit freien Kapazitäten hingewiesen
werden.

Eine Untersuchung, welche Haltestellen nach
der Lage im Straßennetz, der Flächenverfüg-
barkeit und den möglichen Reisezeitgewinnen
hierfür in Frage kommen, wird vom Mitteldeut-
schen Verkehrsverbund durchgeführt. Priorität
bei der Umsetzung eines P+R-Konzeptes hat
der Veranstaltungsverkehr.

Die kleinräumliche Erschließung der Einzugs-
gebiete der Haltestellen des öffentlichen Ver-
kehrs durch den Radfahrer- und Fußgängerver-
kehr ist ebenfalls Gegenstand besonderer Auf-
merksamkeit. Dazu werden die vorhandenen
Abstellmöglichkeiten für Fahrräder an den Hal-
testellen (Bike + Ride) weiter ausgebaut und
die Zuwege zu den Haltestellen attraktiver
gestaltet und möglichst umwegefrei geführt.

Kommunikation und Marketing
Zur Unterstützung der infrastrukturbezogenen
Maßnahmen sind Strategien erforderlich, die
am Image des öffentlichen Verkehrs ansetzen
und diesen dem Auto als interessante Alter-
native gegenüberstellen. Die Bereitschaft der
Menschen für eine umweltverträgliche Umset-
zung ihrer Mobilitätsansprüche soll durch
geeignete Kommunikationsstrategien erhöht
werden. Die im Verkehrsleistungsfinanzie-
rungsvertrag vereinbarte Koppelung der städti-
schen Zuschüsse für die LVB an die Akzeptanz
der angebotenen Verkehrsleistungen beim
Kunden stellt einen entsprechenden Anreiz für
den Verkehrsbetrieb dar, seine Vermarktung zu
optimieren.

Insbesondere für Stadtgebiete, für Verbindun-
gen und für Betriebszeiten, in denen ein dich-
ter und regelmäßiger Taktverkehr wirtschaft-
lich nicht realisierbar ist, sind breit gestreute
und auch für den „Verkehrslaien“ einfach ver-
fügbare Informationsangebote erforderlich,
um dem Nutzer unnötige Wartezeiten zu
ersparen.

Auf der Ebene des Verkehrsverbundes müssen
die Vorteile des integrierten Gesamtnetzes den
Kunden noch besser vermittelt werden. Das
Informationsangebot, von der Haltestellenaus-
schilderung über die Gestaltung von Linien-
netzplan und Nahverkehrsstadtplan bis hin zu
Fahrplanauszügen für bestimmte Stadtteile
oder häufig genutzte Verbindungen weist in
dieser Hinsicht noch erhebliche Lücken auf.
Darüber hinaus muss durch entsprechende
Nahverkehrswerbung ein „Netzbewusstsein“
aufgebaut werden, das über die Teilnetze der
Einzelanbieter hinausgreift.

Öffentlicher Nahverkehr
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Im Rahmen der Modernisierung des S-Bahnhofs 

Connewitz sollen die Umsteigebeziehungen zur 

Straßenbahn verbessert werden (ZVNL).



2.5 Wirtschaftsverkehr

Leitlinien

Die eingeleiteten Maßnahmen zur Verbes-
serung der Fernerreichbarkeit der Wirt-
schaftsregion entsprechend dem Niveau
der konkurrierenden deutschen und euro-
päischen Großstädte sind fortzuführen.
Zur Schaffung hochwertiger Verbindungs-
qualitäten mit Mittel- und Osteuropa
bedarf es noch erheblicher Anstrengungen.

Die reibungslose Abwicklung des Wirt-
schaftsverkehrs in der Stadt hat eine hohe
Priorität; dabei sollen Störungen anderer
städtischer Nutzungen soweit wie möglich
vermieden werden.

Für den Güterverkehr sind im Rahmen
eines Gesamtkonzeptes einerseits eine
verbesserte Organisation und effiziente
und stadtverträgliche Abwicklung des
LKW-Verkehrs, andererseits Maßnahmen
zur Stärkung des Verkehrsträgers Schiene
anzustreben. Das Güterverkehrszentrum
ist in seinen Potentialen als Logistikkno-
ten mit zentralen Fracht-Umschlagfunktio-
nen für den Ballungsraum bestimmungs-
gemäß zu nutzen und weiter auszubauen.
Daneben sollen an geeigneten Standorten
dezentrale Logistik-Standorte mit Schie-
nenanbindung geprüft und gegebenen-
falls flächenmäßig vorgehalten werden.
Überall dort, wo es sinnvoll ist, sollen
Anschlussgleise erhalten, reaktiviert oder
neu gebaut werden.

Erhebliche Teile des Wirtschaftsverkehrs
sind auf die Straße angewiesen. Der
besonderen Bedeutung dieses Verkehrs
wird durch Straßenneubau, aber auch
durch Maßnahmen im Bestandsnetz Rech-
nung getragen. Notwendige Lade- und
Liefervorgänge müssen ermöglicht wer-
den. Zur Begrenzung der Belastungen
durch den LKW-Verkehr sind geeignete
Maßnahmen zu prüfen.

Die Erschließung der Standorte von wirt-
schaftsstrukturell bedeutenden Vorhaben,
insbesondere von Arbeitsstättengebieten,
bleibt eine wesentliche Aufgabe der Stadt-
entwicklungs- wie der Verkehrspolitik.

Ausgangssituation

Problemanalyse und Handlungsfelder
Zum Wirtschaftsverkehr gehören der Güter-
verkehr (Sammel-, Verteilungs-, Baustellen-
und Umzugsverkehr, Ver- und Entsorgung …)
und der Personenwirtschaftsverkehr bzw. Ge-
schäftsbesorgungsverkehr (Handwerk, Service,
Freiberufler, Außendienste, Dienstfahrten …).
In einem weiteren Sinne können auch der
öffentliche Nahverkehr, der touristische Gele-
genheitsverkehr sowie Teile des Berufsverkehrs
(soweit das Auto zur Berufsausübung erforder-
lich ist) dazugerechnet werden. Der Anteil des
Wirtschaftsverkehrs am Gesamtverkehr ist in
den letzten Jahren kontinuierlich gewachsen.

Die Verflechtung der europäischen Wirtschafts-
standorte, das Wachstum des Dienstleistungs-
sektors, der Rückgang der traditionellen In-
dustrien, die Entwicklung neuer Betriebe an
der Peripherie, veränderte Produktions- und
Logistikkonzepte, kleinteiligere Transportein-
heiten, höhere Lieferfrequenzen, die funktiona-
le Entmischung von Siedlungsstrukturen sowie
Veränderungen des Einkaufsverhaltens haben
erheblichen Einfluss auf Umfang und Struktur
des Güterverkehrs genommen, der sich zu gro-
ßen Teilen von der Bahn auf die Straße ver-
lagert hat. Diese Entwicklungen halten an, die
Nachfrage nach Transportleistungen steigt mit
ungebrochener Dynamik, die Konkurrenz um
den verfügbaren Straßenraum nimmt zu.
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Der Container-Terminal Wahren wurde im Juni 2001 

in Betrieb genommen (Foto: Armin Kühne).

Der Industriepark Nord mit dem BMW-Werk erhielt

eine direkte Autobahnzufahrt und einen Gleisanschluss.



Der Wirtschaftsverkehr auf der Straße ist einer-
seits unverzichtbar für eine Stadt, andererseits
ein verursachender Faktor und zugleich
wesentlich betroffen von Stauerscheinungen,
die zu abnehmender Transporteffizienz führen.
Der Lkw-Verkehr ist einer der wichtigsten Ver-
ursacher von Gesundheitsgefährdungen und
Umweltbelastungen in der Stadt und trägt
weit über seinen Anteil am Gesamtverkehrs-
aufkommen hinaus zum Verschleiß von 
Straßen und Brücken sowie zu den Kosten und
Flächenansprüchen des Straßenneubaus bei.

Die Zunahme im Straßengüterverkehr ging mit
einem Bedeutungsverlust der Güterbahn ein-
her, die überwiegend die traditionellen Ge-
werbeschwerpunkte im inneren Stadtraum
erschließt, während neue Standorte am Stadt-
rand oft nur über die Straße erreichbar sind.
Auch Mängel im Netz, bei den Umschlagstel-
len, im Kostengefüge und bei den Dienstleis-
tungsqualitäten beeinträchtigten die Konkur-
renzfähigkeit der Schiene. Die Grundstrukturen
und Flächenreserven eines potentiell hochleis-
tungsfähigen Güterbahnnetzes sind jedoch
noch vorhanden und reaktivierbar.

Der kommunale Handlungsspielraum im Hin-
blick auf eine volkswirtschaftlich sinnvolle,
stadt- und umweltverträgliche Organisation
des Güterverkehrs ist sehr begrenzt. Die öffent-
liche Hand kann Ziele definieren und Anstöße
geben, sie ist verantwortlich für den Ausbau
der städtischen Straßen und kann Flächen-
angebote für private „Infrastrukturen“ wie
Güterverkehrs- und Logistikzentren bereitstel-
len. Wichtige Rahmenbedingungen werden
jedoch auf Bundes- und Landesebene sowie
durch überregional agierende Transportunter-
nehmen gesetzt.

Eingeleitete Maßnahmen
Im Jahr 2001 wurde in Wahren ein Terminal für
den kombinierten Verkehr, d. h. für das Um-
laden von Containern zwischen Bahn und 
Straße in Betrieb genommen. Die neue Anlage
ersetzt die bisherigen Umschlagbahnhöfe in
Stötteritz und Halle.

Das Güterverkehrszentrum Leipzig (GVZ), in
unmittelbarer Nähe des Container-Terminals,
der Autobahn und des Flughafens gelegen,
nimmt zentrale Umschlagfunktionen für den
Ballungsraum wahr. Auf einer Fläche von 150
ha haben sich bisher etwa 80 Unternehmen
niedergelassen, darunter das „Mitteldeutsche
Frischezentrum“ mit zahlreichen Mietern des
Lebensmittelgroßhandels, das Postfrachtzen-
trum sowie mehrere Speditionen. Damit ist ein
Logistikknoten mit allen Verkehrsträgern in
unmittelbarer Nähe entstanden, der kurze
Wege zwischen Lieferant, Verarbeiter, Spedi-
teur und Abnehmer sowie gute Voraussetzun-
gen für eine Kooperation bei der Organisation
von Transportvorgängen bietet. Etwa 50 ha
bereits erschlossener Gewerbeflächen sind
noch verfügbar, Ergänzungsflächen im Süd-
osten und im Südwesten sind in Vorbereitung.

Zur Erschließung weiterer Wirtschaftsstand-
orte wurden erhebliche Vorleistungen erbracht
(u. a. Industriepark Nordost, Industriegelände
Ost, Portitzer Allee, Altes Messegelände). Der
Industriepark Nord mit dem BMW-Werk wird
durch Umbau des Autobahnanschlusses, Neu-
bau einer Ringstraße und Verlegung von
Anschlussgleisen vollständig neu erschlossen.
Im Südwesten stellt die neue Staatsstraße 46
eine wesentliche Entwicklungsvoraussetzung
für den Gewerbestandort Weidenweg dar.

Konzept

Erreichbarkeit von Wirtschaftsstandorten
Planungen und Maßnahmen zur Verbesserung
der Fernerreichbarkeit der Wirtschaftsregion
wurden bereits im Abschnitt 2.2 dieses Stadt-
entwicklungsplans ausgeführt.

Durch die in Abschnitt 2.3 dargestellten Maß-
nahmen im innerstädtischen Straßennetz, ins-
besondere durch den Ausbau des Mittleren
Rings und der Verbindungen zur Autobahn
wird sich die Erreichbarkeit der großen Arbeits-
stättengebiete und sonstigen wirtschafts-
relevanten Standorte weiter verbessern. Im
Rahmen des integrierten regionalen Verkehrs-
managements (s. Abschnitt 2.9) sollen aktuelle
Verkehrsleitinformationen zur Orientierung für
den Wirtschaftsverkehr bereitgestellt werden.
Auch die geplanten Maßnahmen zugunsten
des öffentlichen Nahverkehrs werden dem
Wirtschaftsverkehr zugute kommen, indem sie
das Straßennetz entlasten. Die Maßnahmen
zur Erschließung von Arbeitsstättengebieten
werden entsprechend den im Stadtentwick-
lungsplan Gewerbe festgelegten Zielen und
Prioritäten fortgesetzt.

Der Bedeutung des Wirtschaftsverkehrs soll
weiterhin durch Einzelmaßnahmen Rechnung
getragen werden, die diesem bei Konflikten
um begrenzte Verkehrsflächen Vorrang einräu-
men. Dies kann z. B. durch Mitnutzung von
Busspuren durch Lieferfahrzeuge und durch
Reservierung von Ladezonen erfolgen. Die
Angemessenheit solcher Maßnahmen ist im
Einzelfall zu prüfen.

WirtschaftsverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Die Grundstrukturen eines leistungsfähigen 

Güterbahnnetzes sind noch vorhanden (oben).

Die Investitionen zur Erschließung der Neuen Messe

waren eine wichtige Vorleistung für die Entwicklung

des Leipziger Nordraums als Wirtschaftsstandort.



Stadtverträgliche Verkehrsorganisation
Die Thematik der Güterverteilung in der Stadt
kann federführend nur von den betroffenen
Verbänden des Einzelhandels und des Güter-
verkehrsgewerbes bearbeitet werden. Die
Stadt wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten da-
rauf hinwirken, dass ein möglichst großer Teil
der Gütertransporte über die Schiene abge-
wickelt wird. Der Containerterminal in Wahren
soll in den nächsten Jahren in seiner Kapazität
um ein Mehrfaches ausgebaut werden. Die
Erweiterung des Güterverkehrszentrums soll
vorrangig solchen Betrieben zugute kommen,
die die dort angebotenen logistischen Mög-
lichkeiten zur Begrenzung des Lkw-Verkehrs
nutzen. Gleiches gilt für Gewerbeflächen mit
vorhandenen oder geplanten Gleisanschlüs-
sen. Bei jeder Überplanung von Anschluss-
gleisen und Bahnflächen muss die Sicherung
von Optionen für eine zukünftige Entwicklung
des Schienengüterverkehrs in die Abwägung
einbezogen werden.

Bei der Entwicklung neuer Gewerbeflächen ist
darauf zu achten, dass stets auch Flächen mit
Gleisanschluss in angemessenem Umfang ver-
fügbar sein sollen. Bei Neuansiedlung von
Betrieben mit einem hohen Güterdurchsatz
sollen die Instrumente der Wirtschaftsförde-
rung eingesetzt werden, um eine Standortwahl
zu erreichen, die störungsempfindliche Stadt-

gebiete nicht zusätzlich belastet. Betriebe mit
einer größeren Zahl von Arbeitsplätzen sollen
auf Standorte gelenkt werden, die mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln gut erreichbar sind.

Die Stadt wird Konzepte der „City-Logistik“,
die durch Bündelung der Fernverkehrsströme
auf stadtnahe Logistikpunkte, Zusammen-
legung von Lieferfahrten, Einsatz kleinerer
Fahrzeuge und andere geeignete Maßnahmen
die Stadt- und Umweltverträglichkeit des
Güterverkehrs verbessern, im Rahmen ihrer
Möglichkeiten unterstützen. Standorte (i. d. R.
mit Schienenanschluss) für solche – ggf. erst
langfristig umsetzbaren – Logistik-Konzepte
sollen planerisch freigehalten werden.

Weiterhin wird die Stadt darauf hinwirken,
dass auch betriebliche Möglichkeiten der Ver-
kehrsvermeidung und der Effizienzsteigerung
ausgeschöpft werden, z. B. durch Veränderun-
gen der Ablauforganisation in der Kunden-
Lieferanten-Kundenbeziehung, Ausschöpfung
von Kooperationsmöglichkeiten, Vermeidung
von Umweg- und Suchfahrten, Minimierung
von Leerfahrten, Bündelung von gleichgerich-
teten Güterströmen und Optimierung von 
Touren. Nicht zuletzt wird die Stadt darauf hin-
wirken, dass große Einzelbetriebe betriebs-
eigene Lösungen für eine Minimierung der
Pkw-Nutzung durch ihre Mitarbeiter ent-
wickeln.

Die Belange des Erschließungsverkehrs sowie
des Verkehrs zur Ver- und Entsorgung der
Geschäfte des Einzelhandels in den Hauptver-
kehrsstraßen sind entsprechend den Ausfüh-
rungen im Kapitel 3.7 abzuwägen.

Lkw-Vorzugsnetz
Mit dem Straßenbauprogramm werden die
Voraussetzungen dafür geschaffen, den Lkw-
Verkehr auf leistungsfähigen Trassen zu bün-
deln. Um diese Chance zu nutzen, soll ein Vor-
zugsnetz entwickelt werden, das die zügige
Abwicklung des Lkw-Verkehrs, aber auch die
Verminderung der Belastung von Wohngebie-
ten, Zentrumslagen und störungsempfindli-
chen Nutzungen zum Ziel hat. Dieses Vorzugs-
netz soll Bereiche mit einem hohen Güterver-
kehrsaufkommen untereinander und mit den
großen Achsen des Fern- und Regionalverkehrs
verbinden und im Hinblick auf Fahrkomfort
und Orientierung Attraktivitätsvorteile gegen-
über dem übrigen Netz aufweisen.

Die Umsetzung des Netzkonzeptes erfolgt vor
allem durch eine differenzierte, in ein umfas-
sendes Verkehrsmanagement eingebundene
Wegweisung zu wichtigen Zielregionen und
Einzelzielen des Lkw-Verkehrs, sowie als Input
in die elektronischen Routensuchsysteme. Als
ergänzende Maßnahmen kommen – ggf. zeit-
lich begrenzte – Lkw-Beschränkungen in
besonders sensiblen Stadtgebieten in Frage.
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2.6 Fußgängerverkehr

Leitlinien

Der Fußgängerverkehr ist durch Sicherung
ausreichend breiter und gut begehbarer
Gehwege entlang der öffentlichen Stra-
ßen, qualitätvollen Ausbau des straßen-
unabhängigen Wegenetzes, durch Abbau
von Barrieren sowie durch Verkehrsberu-
higung der Wohngebiete und durch An-
lage und Erweiterung von fußgänger-
freundlich gestalteten Bereichen im Stadt-
zentrum und in den Ortsteil- und Wohn-
gebietszentren besonders zu fördern.

Einen Schwerpunkt bildet die sichere,
möglichst ebenerdige Querung von
Hauptverkehrsstraßen. Dafür sind alle
gegebenen Möglichkeiten zu nutzen und
je nach örtlicher Situation Lichtzeichen-
anlagen, Fußgängerüberwege und andere
Querungshilfen einzurichten.

Ausgangssituation

Probleme und Handlungsfelder
Leipzig weist aufgrund seiner kompakten und
durchmischten Siedlungsstruktur, der groß-
zügigen Straßenräume in den Altbaugebieten
sowie eines gut ausgebauten Fußwegenetzes
in den Neubaugebieten gute Ausgangsbedin-
gungen für den Fußgängerverkehr auf. Ins-
besondere das kompakte Stadtzentrum mit
seinem dichten Netz aus Straßen und Passagen
ist außergewöhnlich fußgängerfreundlich.

Dennoch ist der Anteil der Fußwege an der
Gesamtmobilität in Leipzig – wie in anderen
Städten auch – zurückgegangen, von 39,5 % 
1991 auf 31,5 % 1998. Gründe dafür sind die
Entwicklung der Motorisierung, die zunehmen-
de Fahrradnutzung, sowie die Konzentration
wichtiger Zielpunkte des Verkehrs und die Sub-
urbanisierung von Wohn-, Arbeits- und Ein-
kaufsstätten.

Im Jahr 2000 waren Fußgänger an weniger als
5 % aller Verkehrsunfälle im Stadtverkehr be-
teiligt, während bei den Schwerverletzten 27 %
und den Getöteten 32 % Fußgänger waren.

1994 wiesen nur auf 15 % des Hauptverkehrs-
straßennetzes verträgliche Querungsbedingun-
gen für Fußgänger auf. Durch zwischenzeit-
liche Maßnahmen konnte erreicht werden,
dass heute etwa auf der Hälfte der Länge des
Hauptnetzes gesicherte Überwege oder Gele-
genheiten zur freien Querung ohne längere
Wartezeit (20 sec) gegeben sind. In vielen stark
belasteten Straßen in angebauten Gebieten
sind sichere Querungen jedoch weiterhin nur
in großen Abständen und freie Querungen nur
unter erheblichen Wartezeiten möglich.

Die nutzbare Gehwegbreite liegt auf zwei Drit-
teln des Hauptstraßennetzes unter 3 m. Neben
Straßen ohne nennenswerten Fußgängerver-
kehr gehören dazu viele normale Stadtstraßen,
deren minimierte Gehwege kaum Nutzungs-
oder Aufenthaltsqualitäten bieten.
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Eingeleitete Maßnahmen
Seit 1990 wurde eine Vielzahl von Tempo-30-
Zonen ausgewiesen, so dass in den meisten
Wohngebieten eine mit den Belangen des Fuß-
gängerverkehrs vereinbare Fahrgeschwindig-
keit vorgeschrieben ist. Bei einigen bereits
angeordneten Maßnahmen steht die Aufstel-
lung der entsprechenden Verkehrsschilder
noch aus, in vielen Fällen fehlen ergänzende
Maßnahmen im Straßenraum, um die Einhal-
tung der Geschwindigkeit zu verbessern. In
einigen Wohngebieten sowie in Straßen mit
besonders starkem Fußgängerverkehr wurden
verkehrsberuhigte Bereiche bzw. Fußgänger-
zonen eingerichtet.

Die ämterübergreifende „Arbeitsgruppe Fuß-
gängerverkehr“ hat ein Programm von zahlrei-
chen Querungshilfen aufgestellt, das in den
letzten Jahren bereits in großen Teilen abgear-
beitet wurde. Durch Rekonstruktion von Brü-
cken über Gewässer sowie durch Anlage neuer
Grünwege konnten Lücken im Netz der Fuß-
wegeverbindungen geschlossen werden.

In der Innenstadt wird den Fußgängern gene-
rell Vorrang eingeräumt. Mehrere Straßen und
Plätze wurden bereits auf der Grundlage des
1997 beschlossenen „Gestaltungskonzeptes
für den öffentlichen Raum der Innenstadt“
umgestaltet. Neue ebenerdige Querungsmög-
lichkeiten über den Promenadenring verbes-
sern die Erreichbarkeit der Innenstadt aus den
angrenzenden Stadtteilen. In den Stadtteilzen-
tren wurden die durch Entlastung vom Durch-
gangsverkehr gewonnenen Spielräume für
eine fußgängerfreundliche Umgestaltung ge-
nutzt (Eutritzscher Markt, Lindenauer Markt).

Die Arbeitsgruppe „Schulwegsicherheit“ macht
Vorschläge zur Anordnung von Lichtsignal-
anlagen, zur Anlage von Fußgängerüberwegen
und Querungshilfen, zu Absperrungen und zur
Ausschilderung sowie zum Einsatz von haupt-
amtlichen Verkehrserziehungshelfern und
ehrenamtlichen Schulweghelfern. Sie rechnet
die jährlich vom Stadtrat beschlossenen Haus-
haltsmittel für die Schulwegsicherheit ab. Seit
1992 wurden daraus u. a. 44 Lichtsignal-
anlagen finanziert.

Zur Konkretisierung der verkehrspolitischen
Leitlinien hat der Stadtrat weitergehende
Richtlinien und Maßnahmevorschläge zur Ver-
besserung des Fußgängerverkehrs eingefor-
dert. Daraufhin wurde ein „Konzept für den
Fußgängerverkehr in Leipzig“ erarbeitet, das
Leitlinien und Maßnahmen zur Sicherung und
Förderung des Fußgängerverkehrs formuliert
und Grundlage für weitere Planungen in die-
sem Bereich sein soll.

Konzept Fußgängerverkehr

Verkehrsberuhigung
Die Ausweisung von Tempo-30-Zonen soll
kurzfristig abgeschlossen werden. Ergänzend
wird angestrebt, durch bauliche oder organi-
satorische Maßnahmen (z.B. Fahrbahnmarkie-
rungen, Aufpflasterung, Fahrbahneinengung,

Baumtore) die Gebietszufahrten sowie wich-
tige Knotenpunkte innerhalb der Gebiete so
auszugestalten, dass sich ein „Zonenbewusst-
sein“ einstellt. Besondere Bedeutung haben
dabei die Belange der Kinder im Umfeld der
Schulen und in Quartieren mit wenigen Frei-
räumen für Kinderspiel.

Auch im Hauptstraßennetz und in den in den
Ortsdurchfahrten der neuen Stadtteile müssen
nicht angepasste Fahrgeschwindigkeiten des
Kfz-Verkehrs abgebaut werden. Die Aufstel-
lung entsprechender Verkehrszeichen ist durch
Maßnahmen der Straßenraumgestaltung (z. B.
Gliederung des Straßenraums für einzelne 
Verkehrsarten, optische Einengungen), der Ver-
kehrstechnik (Koordinierungsgeschwindigkeit
zwischen Lichtsignalanlagen) und der Ver-
kehrsüberwachung zu ergänzen.

Leitlinien zur Verkehrsplanung
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Fußgängerquerungen über den Promenadenring

vor und nach Herstellung einer 
ebenerdigen Querungsmöglichkeit: 1994 1999

Absolut Anteil in % Absolut Anteil in %
Hauptbahnhof Westseite

City-Westseite Straßenübergang – – 12 300 49
City-Westseite Tunnel 16 500 69 7 100 28
City-Ostseite Straßenübergang 7 300 31 5 600 22
Summe Cityzugänge 23 800 100 25 000 100

Tröndlinring

Brücke City 19 200 100 3 100 22
Übergang City-Ostseite – – 10 700 78
Summe Cityzugänge 19 200 100 13 800 100

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Verkehrsplanung

Flächen für Fußgänger und Aufenthalt (Hauptverkehrsstraßen, 2001)

Länge des Netzes Anteil am Gesamtnetz

nutzbare Gehwegbreite > 3 m 77 780 m 32 %
nutzbare Gehwegbreite > 1,5 m und < 3 m 112 197 m 47 %
nutzbare Gehwegbreite < 1,5 m 50 752 m 21 %

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz

An vielen Stellen wurden mit geringem Aufwand bau-

liche Querungshilfen angelegt; Naunhofer Straße.



Verbesserung der Querungsmöglichkeiten
An Einmündungen und Kreuzungen sowie vor
Nutzungen mit hohem Fußgängeraufkommen
sollen die Fußgänger sichere, kurze und dicht
am Knotenpunkt geführte Überwege erhalten,
z. B. durch fahrbahnverengende Bordführung
(Gehwegvorstreckungen) oder Reduzierung
überbreiter Fahrbahnen. Da sich der Querungs-
bedarf jedoch nur selten auf wenige Stellen
konzentriert, werden die Möglichkeiten ausge-
schöpft, zwischen den gesicherten Überwegen
lineare oder punktuelle Querungshilfen zu
schaffen. Die Nutzung separater Straßenbahn-
trassen als Querungshilfe soll – unter Beach-
tung des Betriebsablaufs – geprüft werden.

Zur Verbesserung der Querungsmöglichkeiten
gehört auch eine Begrenzung der Wartezeiten
an Lichtsignalanlagen. Dabei wird ein vernünf-
tiger Kompromiss zwischen der Leichtigkeit
des Fußgängerverkehrs und der Durchlass-
fähigkeit für den Kfz-Verkehr angestrebt.
Ausgangspunkt ist eine Wartezeit von maximal
30 Sekunden für die Fußgänger. Bei mehr als
40 Sekunden bedarf es einer besonderen Be-
gründung, warum eine solche Wartezeit zuge-
mutet werden muss, und es sollen die planeri-
schen und technischen Möglichkeiten einer
Rotzeitverkürzung geprüft werden. An reinen
Fußgängerampeln soll der Fußgänger mög-
lichst sofort, spätestens jedoch nach einer Min-
destfreigabezeit für den Kfz-Verkehr von 10 bis
höchstens 20 Sekunden „Grün“ erhalten,
soweit nicht die Beschleunigung der öffent-
lichen Verkehrsmittel Vorrang hat.

Fußgängertunnel und -brücken als Querungs-
hilfen sollen aus Gründen der Akzeptanz und
der eingeschränkten Nutzbarkeit für Menschen
mit Mobilitätsbehinderungen vermieden und

bestehende wo möglich geschlossen werden,
zumindest jedoch ebenerdige Alternativen
erhalten. Dies gilt auch für die weitere Verbes-
serung der Querungsmöglichkeiten über den
Promenadenring, die eine hohe Priorität hat.

Fußgängerfreundliche Gehwege
Gehwege sollen breit genug sein, um ein
bequemes Fortkommen zu bieten. Als maß-
geblicher Begegnungsfall gilt in Straßen mit
nicht geringfügigem Fußgängerverkehr ein 
störungsfreies Gehen von einem Fußgänger-
paar und einem einzelnen entgegenkommen-
den Fußgänger (2,5 – 3 m), in Geschäftsstraßen
der Begegnungsfall zweier entgegenkommen-
der Fußgängerpaare (3,5 m). Neben diesen ver-
kehrlich begründeten Breiten sind die Anforde-
rungen der Straßenraumgestaltung zur städte-
baulichen Bemessung der Seitenräume sowie
zur Einordnung von Bäumen zu berücksich-
tigen (s. Abschnitt 3.4).

In vielen Fällen konkurrieren wünschenswerte
Gehwegbreiten mit anderen Verkehrsarten um
den knappen Straßenraum. Grundsätzlich soll
jedoch eine freie Mindestbreite von 2,5 m,
in Straßen mit wenig regelmäßigem Fußgän-
gerverkehr und an punktuellen Engpässen von
2,0 m nicht unterschritten werden. Eine Unter-
schreitung des Mindestmaßes von 2,5 m
bedarf in jedem Fall einer sorgfältigen Ab-
wägung der Fußgängerbelange mit anderen
Anforderungen an den Straßenraum und einer
Prüfung von möglichen Einschränkungen für
andere Verkehrsarten als Alternative.

Durch Kontrolle des Parkens, Begrenzung der
Sondernutzungen im Gehwegbereich, Auf-
stellen von Fahrradbügeln außerhalb des Geh-
raumes, Einrichtung von Lieferzonen und durch

andere geeignete Maßnahmen soll sicher-
gestellt werden, dass die Gehwege in der not-
wendigen Breite für den Fußgängerverkehr zur
Verfügung stehen. Radfahrer sollen auf Geh-
wegen nur dort zugelassen werden, wo die
Aufenthaltsfunktion sowie der Fußgänger- und
Radverkehr gering sind.

Weitere Maßnahmen
Das Netz fußgängerfreundlicher Verbindungen
soll in Rahmenplanungen und Bebauungsplä-
nen weiterentwickelt und im Zusammenhang
mit neuen Bauvorhaben oder Maßnahmen der
Stadterneuerung ergänzt werden. Möglichkei-
ten der Überwindung großräumig wirksamer
Barrieren sind zu prüfen. Das Programm einer
autoarmen Innenstadt mit einem dichten Netz
fußgängerfreundlich gestalteter Straßen und
Passagen wird weiter umgesetzt und ergänzt
um weitere Verbesserungen der Überquerbar-
keit des Promenadenringes.

Das Fußgänger-Leitsystem wird ausgebaut und
auf Ziele außerhalb der City ausgedehnt, um
die Orientierung im Netz zu erleichtern.

Im Rahmen der Nahverkehrsplanung sollen die
Haltestellenabstände sowie die Zugangs- und
Umsteigestellen und ihr Umfeld auf ihre Fuß-
gängerfreundlichkeit überprüft werden. Unter
Mitwirkung des Mitteldeutschen Verkehrsver-
bundes wird ein entsprechendes Handlungs-
programm vorbereitet. Das Fußgängerleitsys-
tem wird um Hinweise auf Haltestellen der
öffentlichen Verkehrsmittel ergänzt.

Die Arbeitsgruppe „Schulwegsicherheit“ setzt
ihre Arbeit mit am konkreten Bedarf orientier-
ten, jährlich fortgeschriebenen Programmen
fort.

FußgängerverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Durch Ausweisung von Tempo-30-Zonen und Gehweg-

vorstreckungen können die Bedingungen für den

Fußgängerverkehr wesentlich verbessert werden.

Großzügige Gehwegbreiten wie hier in der Karl-Lieb-

knecht-Straße bieten Raum für Bäume und für andere

städtische Nutzungen

Auch in Problembereichen sollte eine hindernisfreie

Gehwegbreite von 2,5 m nicht unterschritten werden;

Georg-Schumann-Straße.



2.7 Radverkehr

Leitlinien

Die Stadt strebt einen hohen Anteil des
Radverkehrs am Wegeaufkommen an. Der
Radverkehr ist durch Integration eines
geschlossenen Radwegenetzes in Straßen-
und Grünräume sowie durch Schaffung
von Radabstellanlagen an allen wichtigen
Zielpunkten und an dafür in Frage kom-
menden Haltestellen des ÖPNV zu fördern.

Um das Radfahren sicher und einladend 
zu gestalten, soll die Länge der straßen-
begleitenden Radwege sowie der Rad-
streifen wesentlich erhöht werden. Da-
rüber hinaus sind alle Möglichkeiten zur
Förderung des Radverkehrs wie Schaffung
von Abstellmöglichkeiten, Wegweisung,
Radwegekarte, Beseitigung von Problem-
stellen, Fahrradausleihstationen, stärkere
Berücksichtigung bei Umleitungen, zu nut-
zen und zu propagieren.

Bei allen Maßnahmen an Straßen (Neu-
bau, Umbau, Reparaturen, Markierungen)
ist in Abwägung mit den Belangen der
anderen Verkehrsarten, insbesondere auch
des Fußgängerverkehrs, jeweils zu prüfen,
ob und wie Verbesserungen für den Rad-
verkehr möglich sind.

Ausgangssituation

Probleme und Handlungsfelder
Leipzig weist durch seine kompakte und durch-
mischte Stadtstruktur mit geringen Steigungen
sowie durch die zahlreichen für den Radver-
kehr freigegebenen Grünverbindungen gute
Ausgangsbedingungen für den Radverkehr auf.
Eine Vielzahl wichtiger Ziele ist aus den meis-
ten Teilen der Stadt mit relativ geringem Auf-
wand erreichbar.

Der Anteil des Radverkehrs am Verkehrsauf-
kommen in Leipzig insgesamt hat sich zwi-
schen 1991 und 1999 von 5,8 % auf 13,2 %
erhöht. Im Schnitt werden täglich 200.000
Fahrten mit dem Rad unternommen. Leipzig
gehört damit zu den Großstädten mit dem
höchsten Radverkehrsanteil in den neuen
Bundesländern. Langfristige Zielstellung ge-
mäss Radverkehrskonzept ist ein Anteil von 
20 %, bis zum Jahr 2015 soll ein Anteil von 
17 % angestrebt werden.

Die Gesamtlänge der Radverkehrsanlagen im
öffentlichen Verkehrsraum hat sich von 74 km
im Jahr 1990 auf 184 km im Jahr 2001 mehr
als verdoppelt. Fast 50 km Radwege wurden
saniert. Insbesondere wurden als kurze und
schnelle Verbindungen Radwege entlang der

vorhandenen und der neu gebauten Haupt-
verkehrsstraßen angelegt. Etwa zwei Drittel
des Straßenhauptnetzes verfügen jedoch noch
nicht über Radverkehrsanlagen und weisen oft
wenig fahrradfreundliche Nutzungsbedingun-
gen auf.

Viele ältere Radwege haben noch einen unzu-
reichendem Standard. In den neuen Ortsteilen
gibt es noch erhebliche Probleme durch über-
höhte Kfz-Geschwindigkeiten, fehlende oder
ungeeignete Radverkehrsanlagen sowie bei
der Integration der Radverkehrsströme in grö-
ßere Knoten. Das straßenunabhängige Wege-
netz im Auwald, in den öffentlichen Grün-
flächen und in den peripheren Freiräumen der
Stadt stellt ein attraktives Angebot nicht nur
für den Freizeit-Radverkehr dar, weist aller-
dings teilweise noch eine große Maschenweite
und geringe Vernetzung auf.

Trotz der erheblichen Zunahme des Radver-
kehrs zeigte eine Auswertung der Verkehrs-
unfälle mit Radfahrerbeteiligung zwischen
1992 und 1998 nur eine geringe Steigerung.
Die relative Gefährdung des einzelnen Rad-
fahrers hat deutlich abgenommen. Etwa 70 bis
80 % aller Unfälle konzentrieren sich – relativ
gleichmäßig verteilt – auf die Hauptverkehrs-
straßen mit ihren Knoten.

Eingeleitete Maßnahmen
Bereits 1989 wurde in der Verwaltung eine
ämterübergreifende „Arbeitsgemeinschaft
Radverkehrsförderung“ eingerichtet, mit dem
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Fußweg und Fahrradroute am Karl-Heine-Kanal

Viele Straßen des Hauptnetzes, insbesondere in den

inneren Stadtteilen, weisen wenig fahrradfreundliche

Nutzungsbedingungen auf; Zschochersche Straße.



Auftrag der frühzeitigen Koordination und
Abstimmung von Maßnahmen zur Förderung
des Radverkehrs sowie der Begleitung von
abgestimmten Radverkehrslösungen bis zur
Umsetzung. Die Arbeitsgemeinschaft erhält
alle Planungen und Maßnahmen mit Bedeu-
tung für den Radverkehr zur Kenntnis.

Für den Ausbau der Straßen des Hauptnetzes
wurden Ausbaustandards festgelegt, die die
Einordnung von Radverkehrsanlagen in einer
Breite von mindestens 1,5 m (2,0 m bei Zwei-
richtungsverkehr) vorsehen. Diese sind in den
bisherigen Kostenansätzen und Planungen
berücksichtigt.

Bei Neu- und Umbauplanungen werden die
Belange des Radverkehrs fallweise durch die
„Arbeitsgruppe Radverkehr“ in die Entwurfs-
planung eingebracht. Neben den einschlägi-
gen Gesetzen, Richtlinien und Empfehlungen
bildet der Leipziger Entwurf einer „Richtlinie
zum Entwurf und Bau von Radverkehrsan-
lagen“ dafür einen – allerdings unverbind-
lichen – Orientierungsrahmen.

Seit 1994 wurden sieben Fahrradrouten ausge-
schildert, von denen vier radial auf das Stadt-
zentrum ausgerichtet sind. Besonders attrak-
tive Verbindungen bieten der Elster-Radweg
sowie die „Radroute Kulkwitzer See“ vom
Neuen Rathaus zum westlichen Stadtrand. Von
einem inneren und einem äußeren „Grünen
Ring“ wurden erste Teilabschnitte ausgewie-
sen. Nicht alle notwendigen Maßnahmen für
eine durchgehend attraktive Befahrbarkeit der
ausgeschilderten Routen konnten jedoch
schon umgesetzt werden.

Das Ziel einer Freigabe der meisten Straßen im
Stadtzentrum für Radfahrer ist mit wenigen
Ausnahmen bereits umgesetzt. Die im Gestal-
tungskonzept für die öffentlichen Räume der
Innenstadt festgelegte traditionelle Dreiteilung
der Straßenquerschnitte schafft gute Rahmen-
bedingungen für eine angepasste Mitnutzung
von Fußgängerstraßen durch den Radverkehr.
Auch die „reinen“ Fußgängerzonen wurden –
z. T. zeitlich begrenzt – für Radfahrer geöffnet.
Hinsichtlich der Querung des Promenadenrings
und der Befahrbarkeit aller Ringstraßen für Rad-
fahrer wurden erste Verbesserungen erreicht.

Das Angebot an Fahrradabstellmöglichkeiten
wurde in den letzten Jahren durch systema-
tische Aufstellung von „Leipziger Bügeln“
deutlich verbessert. Allein in der Innenstadt
wurden 450 solcher Anlehnbügel aufgestellt.
Für alle Neubauvorhaben sind Abstellmöglich-
keiten für Fahrräder nach der Sächsischen Bau-
ordnung vorgeschrieben.

Von besonderer Bedeutung für die Förderung
der umweltfreundlichen Verkehrsarten ist die
Bereitstellung von Abstellmöglichkeiten an den
Haltestellen der öffentlichen Verkehrsmittel
(Bike + Ride). 2002 standen an 34 Standorten
720 Abstellplätze zur Verfügung, davon 320
überdachte. Hinzu kommt die Fahrradstation
am Hauptbahnhof mit etwa 100 Stellplätzen.
Einige Standorte werden so gut angenommen,
dass dringender Erweiterungsbedarf besteht.
Daneben besteht noch ein großer Bedarf an
zusätzlichen Standorten, insbesondere an
Bahnhöfen des S-Bahn- und Regionalverkehrs.

In den Jahren 2000 / 2001 wurde ein Hand-
lungskonzept zur Förderung des Radverkehrs
in Leipzig erarbeitet, ergänzt durch eine Unter-
suchung zum Radverkehr in den neuen Orts-
teilen. Das Konzept, insbesondere seine in „20
Punkten zur Förderung des Radverkehrs in
Leipzig“ zusammengefassten Kernaussagen,
seine Aussagen zum Zielnetz für Radfahr-
verbindungen sowie zu einem Netz von
Abstellanlagen, bilden die Grundlage für die
zukünftigen Maßnahmen in diesem Bereich.

Konzept Radverkehr

Radroutennetz
Zentrales Element des „Handlungskonzeptes“
ist der Vorschlag für ein das Stadtgebiet flä-
chenhaft erschließendes Radroutennetz, das
die Innenstadt mit wichtigen Zielen in den
Stadtteilen sowie die Stadtteile untereinander
auf attraktiven und umwegefreien, leicht auf-
findbaren, bequem und sicher befahrbaren
Wegen verbindet. Das vorgeschlagene Netz
berücksichtigt sowohl Bedürfnisse des Alltags-
verkehrs als auch die Wünsche der Freizeitrad-
fahrer. Es integriert (mit begründeten Ausnah-
men) die bereits vorhandenen Radrouten und
ist in ein mittelfristig zu erstellendes Grund-
netz sowie weitere Prioritätsstufen gegliedert.

Der Plan zeigt 17 speichenartig auf die Innen-
stadt zuführende radiale Radrouten sowie drei
Ringe: am Rand der Innenstadt sowie zur Ver-
bindung der mittleren und der äußeren Stadt-
teile untereinander. Hinzu kommt noch die
Nord-Süd-Verbindung des Elster-Radweges.
Der genaue Verlauf ist in vielen Teilabschnitten
noch festzulegen, ebenso die zur Realisierung
erforderlichen Einzelmaßnahmen wie Verbes-
serung der Fahrbahnbeläge, Geschwindigkeits-
begrenzung, Verhinderung von Kfz-Schleich-
verkehr, Öffnung von Einbahnstraßen usw.

RadverkehrLeitlinien zur Verkehrsplanung
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An vielen Hauptstraßen der äußeren Stadtteile 

wurden in den letzten Jahren Fahrradstreifen oder

Radwege neu angelegt; Breitenfelder Straße (oben),

Ratzelstraße (unten).

An wichtigen Haltestellen der öffentlichen Verkehrs-

mittel wurden Stellplätze für Bike+Ride geschaffen,

die deren Einzugsbereich erweitern; Knauthain.



Eine übersichtliche und ausreichend dichte
Fahrradwegweisung und eine leicht identifi-
zierbare Routenkennzeichnung sollen die Rou-
ten im Stadtraum sichtbar machen und ortsun-
kundigen Nutzern die Orientierung erleichtern.

Fahrradfreundliche Hauptverkehrsstraßen
Die vorgeschlagenen Radrouten führen in wei-
ten Teilen abseits der Hauptverkehrsstraßen.
Da diese jedoch oft die kürzesten Verbindun-
gen herstellen, an denen zudem viele wichtige
Ziele des Radverkehrs liegen, hat die Schaffung
akzeptabler und sicherer Bedingungen für den
Radverkehr an diesen Straßenzügen weiterhin
Priorität. Das „Handlungskonzept“ zeigt Mög-
lichkeiten zur Aktivierung von Flächenreser-
ven, sowie – wo solche Reserven nicht vorhan-
den sind – zur verträglicheren Gestaltung des
Mischverkehrs auf der Fahrbahn auf.

An neuen Hauptverkehrsstraßen sind die
Anforderungen des Radverkehrs grundsätzlich
bei der Entwurfsplanung zu berücksichtigen.
Für viele Strecken und Knoten des Bestands-
netzes liegen konkrete Maßnahmevorschläge
vor, die in Abwägung mit anderen Ansprüchen
an den Straßenraum in den kommenden Jah-
ren umgesetzt werden sollen. Die Entlastung
von Teilen des bestehenden Hauptstraßen-
netzes wird weitere Gestaltungsspielräume
eröffnen. Langfristige Perspektive ist die fahr-
radfreundliche Ausgestaltung aller Hauptver-

kehrsstraßen. Angesichts der begrenzten finan-
ziellen Möglichkeiten benennt das „Hand-
lungskonzept“ Maßnahmen mit besonderer
Dringlichkeit.

Radfahren in der Innenstadt
Die Innenstadt hat eine besondere Bedeutung
für den Radverkehr, als Zielgebiet sowie als
„Drehkreuz“ im radial orientierten Radrouten-
netz. Deshalb sollen weitere radverkehrs-
gerechte Querungsmöglichkeiten über den
Promenadenring geschaffen werden, insbe-
sondere am Knoten Goerdelerring und am
Peterssteinweg. Die Nord-Süd-Querung der
Innenstadt über die Reichsstraße muss über
den Rossplatz hinweg eine Fortsetzung in die
Südvorstadt finden. Das Netz der Radverkehrs-
anlagen am Promenadenring soll geschlossen
werden. Ergänzend schlägt das „Handlungs-
konzept“ einen inneren Ring über vorhandene
Straßen innerhalb des Promenadenringes vor,
der eine zügige Umfahrung der Bereiche mit
besonders starkem Fußgängerverkehr ermög-
licht.

Fahrradparken
Die dezentrale Bereitstellung hochwertiger
Fahrradabstellanlagen in Form der Leipziger
Bügel hat sich bewährt und wird fortgeführt.
Bei der Festlegung weiterer Standorte sollen
Einkaufsbereiche, Behördenstandorte, Kultur-
einrichtungen, Schulen und Universitätsstand-

orte sowie medizinische Einrichtungen
besonders berücksichtigt werden. Das Pro-
gramm der Bereitstellung von Bike + Ride-
Anlagen an den Haltestellen der öffentlichen
Verkehrsmittel wird bedarfsgerecht fortgeführt
und verstärkt auf die S-Bahn-Haltepunkte aus-
gedehnt. Bei allen öffentlichen und privaten
Bauvorhaben werden die notwendigen Fahr-
radabstellplätze eingefordert.

Weitere Handlungsfelder
Das Netz fahrradfreundlicher Verbindungen
soll auch abseits der Fahrradrouten und
Hauptverkehrsstraßen verdichtet werden:
durch Fortsetzung der Öffnung von Einbahn-
straßen, Befestigung und Freigabe weiterer
Fußwege in Grünräumen sowie durch Aufwer-
tung und Ergänzung des Netzes von landwirt-
schaftlichen Wirtschaftswegen im Außenraum.
Zusätzliche Handlungsfelder einer fahrrad-
freundlichen Verkehrspolitik, die im „Hand-
lungskonzept“ angesprochen werden, sind die
Öffentlichkeitsarbeit, der „Service rund ums
Fahrrad“ und die administrativen Rahmen-
bedingungen.
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Das Netz der Radverkehrsanlagen am Promenadenring

soll geschlossen werden; Tröndlinring (oben).

Die Aufstellung von Fahrradbügeln wird fortgesetzt;

Hainstraße (unten).



Leitlinien

Das Hauptziel gleichwertiger Mobilitäts-
chancen gilt auch für Bürgerinnen und
Bürger, die in ihrer Mobilität einge-
schränkt sind, insbesondere auch für Kin-
der und Jugendliche, für ältere Menschen
und für Menschen mit Behinderungen.
Ihnen soll eine sichere, selbstbestimmte
und gleichberechtigte Teilnahme am Ver-
kehrsgeschehen ermöglicht werden.

Die Berücksichtigung von Mobilitätsein-
schränkungen muss bei allen Verkehrs-
arten ansetzen. Wichtige Gesichtspunkte
sind die Erhöhung der Verkehrssicherheit
für „schwächere“ Verkehrsteilnehmer, die
barrierefreie Gestaltung des Straßen- und
Wegenetzes, die uneingeschränkte und
selbständige Nutzbarkeit der öffentlichen
Verkehrsmittel, die Erleichterung der
Orientierung für Menschen mit Sehbehin-
derungen, sowie die Schaffung geeigneter
Wege und Abstellmöglichkeiten für die
Fahrzeuge von mobilitätsbehinderten
Menschen.

Bei Um- und Neugestaltungsmaßnahmen
im öffentlichen Verkehrsraum sind die
Belange mobilitätsbehinderter Verkehrs-
teilnehmer regelmäßig zu berücksich-
tigen. Der Behindertenbeauftragte der
Stadt sowie Interessenvertretungen von
Behindertengruppen sind in die Planung
einzubeziehen. Weiterhin ist nach Wegen
zu suchen, die besonderen Mobilitätsbe-
dürfnisse von Kindern und Jugendlichen
sowie von älteren Menschen zu ermitteln
und in den Planungsprozess einzubinden.

Ausgangslage

Probleme und Handlungsfelder
In Leipzig waren 1995 knapp 10 % der Bevöl-
kerung als behindert anerkannt, 7,5 % als
schwer behindert. Zählt man nicht registrierte
Behinderte, Personen mit vorübergehenden
Behinderungen sowie solche, die aufgrund
ihres geringen oder hohen Alters in ihrer Mobi-
lität beeinträchtigt sind, hinzu, so kann man
davon ausgehen, dass bis zu einem Viertel der
Bevölkerung in ihrer Mobilität soweit einge-
schränkt sind, dass für ihre selbständige und
gleichberechtigte Teilnahme am Verkehrs-
geschehen besondere Vorkehrungen zu treffen
sind.

Über 20.000 Leipziger sind erheblich oder
außergewöhnlich gehbehindert, die Zahl der
Rollstuhlbenutzer wird auf 2.500 – 3.000
geschätzt. Vom 65. Lebensjahr an nehmen
daneben Hör- und Sehbehinderungen stark zu.
Mehr als die Hälfte der Behinderten gehören
der Altersgruppe der über 65-jährigen an.

Die besonderen Probleme der „schwächeren“
Verkehrsteilnehmer spiegeln sich u. a. im
Unfallgeschehen wider. Mehr als die Hälfte der
als Fußgänger im Straßenverkehr Verletzten
und Getöteten sind Kinder oder ältere Men-
schen, obwohl deren Anteil an der Gesamt-
bevölkerung nur gut ein Drittel beträgt. In der
Konsequenz werden Kinder in ihrer Bewe-
gungsfreiheit stark eingeschränkt, ältere Men-
schen wagen sich oft nur ungern auf die Straße.

Allgemein kommen Maßnahmen, die den Fuß-
gängerverkehr sicherer und komfortabler
machen und den Zugang zu den öffentlichen
Verkehrsmitteln vereinfachen, auch Personen
mit Mobilitätseinschränkungen zugute. Spe-
zieller Handlungsbedarf besteht bei der Siche-
rung einer hindernisfreien Mindestbreite der
Gehwege sowie der Beseitigung von Stufen
und Barrieren auf Gehwegen, Fahrbahnque-
rungen und Haltestellenzugängen. Fußgänger-
tunnel und -brücken zwingen mobilitätsbehin-
derte Menschen oft zu langen Umwegen.

Sehbehinderte sind in besonderem Maße auf
spezielle Orientierungshilfen angewiesen, die

z. B. durch in Farbe, Helligkeit oder Textur
kontrastierende Materialien geschaffen wer-
den können, sowie auf speziell ausgerüstete
Lichtsignalanlagen und ggf. Blindenleitsyste-
me. Für behinderte Autofahrer sind besondere
Stellplätze in der Nähe wichtiger Ziele erfor-
derlich.

Eingeleitete Maßnahmen
Die Ratsversammlung hat im Dezember 1996
Leitlinien der Politik für Menschen mit Behin-
derungen beschlossen und dem darauf auf-
bauenden „Langfristigen Konzept zur Integra-
tion und Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen in Leipzig“ zugestimmt, das als
verbindliche Richtschnur des Verwaltungshan-
delns dient. Maßnahmen zur Umsetzung des
Konzeptes werden in den Jahreshaushalten
verankert.

Im öffentlichen Verkehrsraum wurden bereits
zahlreiche Barrieren beseitigt. Bei Straßenbau-
vorhaben werden grundsätzlich an Überwegen
Bordabsenkungen vorgenommen. Darüber hi-
naus wurde ein Programm für Bordabsenkun-
gen in Bestandsstraßen aufgestellt und inzwi-
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Niederflurfahrzeuge sind eine Hilfe bei vielen Arten

von „Mobilitätsbehinderungen“.

2.8 Besondere Mobilitätsbedürfnisse

Brücken und Tunnel stellen für viele Menschen eine

Barriere dar. Am Tröndlinring wurde deshalb eine 

ebenerdige Querungsmöglichkeit geschaffen, die

Brücke wird in Kürze abgerissen.



schen weitgehend abgearbeitet. Fußgänger-
über- und -unterführungen wurden durch
ebenerdige Übergänge ergänzt. Mehr als 50
Lichtsignalanlagen erhielten ein modernes
Blindenleitsystem.

Bei der Straßenbahn wurden in den letzten
Jahren etwa 40 % der Haltestellen mit Hoch-
borden ausgestattet, die in Verbindung mit neu
angeschafften Niederflurfahrzeugen ein prak-
tisch stufenloses Ein- und Aussteigen ermög-
lichen. In Abstimmung zwischen der Stadt-
verwaltung, den Leipziger Verkehrsbetrieben
und den Behindertenverbänden entstand eine
Regellösung für die Gestaltung neuer Halte-
stellen, die als verbindlichen Bestandteil ein
Blindenleitsystem enthält. Auch die in der
Stadt eingesetzten Busse ermöglichen einen
bequemen und niedrigen, bei entsprechender
Einstiegshöhe fast stufenlosen Zugang; Hoch-
bahnsteige der Straßenbahn können oft mit-
benutzt werden.

Konzept

Sicherheit für „schwächere“ 
Verkehrsteilnehmer
Unfallverhütung in der Stadt, besonders für
Kinder und Ältere, setzt in erster Linie bei der
flächenhaften Geschwindigkeitsdämpfung und
bei den Fußgängerquerungen über die Haupt-
verkehrsstraßen an; ein wichtiger Teilaspekt ist
auch die Schulwegsicherung. Näheres dazu
wird im Abschnitt 2.6 dieses Stadtentwick-
lungsplans ausgeführt.

Behindertenfreundliche Wege
Das Programm der Bordabsenkungen wird in
den kommenden Jahren weitergeführt. Neu
angelegte oder umgebaute Verkehrsanlagen
werden entsprechend den einschlägigen Richt-
linien und Empfehlungen des Bundes und des
Landes ausgeführt. Engpässe und Hindernisse
im Gehwegbereich werden im Zuge von Erneu-
erungsmaßnahmen bzw. im Rahmen spezieller
Maßnahmenprogramme im Sinne durchge-
hend barrierefreier Fußwegenetze beseitigt.

Die Anforderungen blinder oder sehbehinder-
ter Fußgänger werden bei der Gestaltung von
Gehwegen und Übergängen mit berücksich-
tigt, z. B. durch geeignete Beleuchtung,
Kontrastgebung und taktil wahrnehmbare
Orientierungshilfen. In Abstimmung mit den
Behindertenverbänden wird die Ausstattung
ausgewählter Lichtsignalanlagen mit Zusatz-
einrichtungen für Sehbehinderte fortgesetzt.

Nutzbarkeit der öffentlichen Verkehrsmittel
Voraussetzung für die Nutzung öffentlicher
Verkehrsmittel durch mobilitätsbehinderte Per-
sonen sind Niederflurfahrzeuge bei Straßen-
bahn und Bus in Verbindung mit angehobenen

Haltestellen-Warteflächen. Im Zuge des Stadt-
bahnausbaus sowie im Zusammenhang mit
sonstigen Maßnahmen im Straßenraum wird
das Programm der Schaffung solcher Halte-
stellen, die zugleich ein Blindenleitsystem
erhalten, fortgesetzt. Die Verkehrsbetriebe stel-
len mittelfristig ihren Fahrzeugpark auf Nieder-
flurfahrzeuge um, kurzfristig sollen möglichst
viele Straßenbahnzüge zumindest einen
Niederflurbeiwagen führen.

Haltestellen und Bahnhöfe sollen stufenlos
und barrierefrei erreichbar sein. Für die beste-
henden Haltepunkte der S-Bahn und des
Regionalverkehrs führt das Zugangsstellenkon-
zept des ZVNL die notwendigen Maßnahmen
auf. Neue Haltepunkte sollen über Rampen, wo
diese aus Platzgründen nicht möglich sind,
über Personenaufzüge verfügen. Haltestellen,
die als Zugangs- oder Umsteigepunkte eine
besondere Bedeutung für mobilitätsbehinderte
Personen haben, sollen mit Vorrang behinder-
tengerecht umgestaltet werden.

Stellplätze für Behinderte
Hinsichtlich der Anzahl und Ausführung von
Stellplätzen für Behinderte bei privaten und
öffentlichen Bauvorhaben gelten die Vorgaben
der Bauordnung und der Stellplatz- und Gara-
genverordnung. Planerisches Ziel für den
öffentlichen Straßenraum ist es, mindestens
3 % der Stellplätze für Behinderte zu reservie-
ren und rollstuhlgerecht zu gestalten (Zusatz-
breite, Bordabsenkung). Während dies in den
Wohngebieten überwiegend auf Antrag der
Bewohner geschieht, wird die Stadt die Umset-
zung dieses Grundsatzes in wichtigen Zielge-
bieten wie Zentren und Arbeitsstättenkonzen-
trationen weiter aktiv verfolgen.

Besondere MobilitätsbedürfnisseLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Die Bahnhöfe im Stadtgebiet sollen nach und nach

behindertengerecht umgestaltet werden; wo erfor-

derlich, werden Fahrstühle angeboten, wie hier am 

S-Bahnhof Paunsdorf (links).

Die Regelhaltestelle der Straßenbahn ist mit einem

Hochbord sowie mit einem Blindenleitsystem ausge-

stattet. (rechts).

Behindertenparkplätze sind nicht nur am Wohnort,

sondern auch an wichtigen Verkehrszielen in ange-

messener Zahl vorzuhalten.



2.9 Verkehrsmanagement

Leitlinien

Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung
mit möglichst geringem Flächen- und
Energieverbrauch und geringen Eingriffen
in landschaftliche, bauliche und soziale
Strukturen, aber auch im Sinne des effek-
tiven Einsatzes knapper Ressourcen hat
die optimale Nutzung der vorhandenen
Verkehrsinfrastruktur Vorrang vor bau-
lichen Erweiterungen. Dies setzt ein effek-
tives Verkehrsmanagement auf allen Ebe-
nen voraus. Durch Verkehrsmanagement
können auch Reserven für eine attraktive-
re Gestaltung der öffentlichen Räume
erschlossen werden.

Das komplexe System der Lichtsignalanla-
gen wird für die zielbezogene Steuerung
städtischer Verkehrsabläufe weiter opti-
miert. Dabei handelt es sich um einen 
fortlaufenden Prozess, der neben dem 
Kfz-Verkehr die Ansprüche der anderen
Verkehrsarten ausgewogen zu berücksich-
tigen hat, aber auch planerischen Über-
legungen gegenüber offen sein muss.
Ziele sind insbesondere die Sicherheit
aller Verkehrsteilnehmer, die bedarfsge-
rechte Beschleunigung der öffentlichen
Verkehrsmittel und die sichere und zügige
Abwicklung des Fußgänger- und Radver-
kehrs. Dabei sollen die gegebenen Steue-
rungsmöglichkeiten auch zur besseren
Ausnutzung vorhandener Kapazitäten und
zur Abschirmung empfindlicher Stadt-
räume gegen vermeidbare Verkehrsbelas-
tungen genutzt werden.

Die Steuerung der Lichtsignalanlagen und
die damit verbundene Erfassung der Ver-
kehrsmengen sind sukzessive in ein über-
greifendes telematik-gestütztes regio-
nales Verkehrsmanagement einzubinden,
das die Verkehrsverwaltungen, Nahver-
kehrsträger sowie die Verkehrsteilnehmer
selbst in die Lage versetzen soll, frühzeitig
auf Überlastungen und Störungen im Ver-
kehrsablauf zu reagieren.

Für die Innenstadt ist ein Parkleitsystem
aufzubauen und weiter zu verdichten, das
ihre Erreichbarkeit und Attraktivität
unterstützt und zur optimalen Nutzung
der begrenzten Stellplatzkapazitäten
sowie zur Vermeidung von Parksuchver-
kehr beiträgt.

Ausgangssituation

Probleme und Handlungsfelder
Unter dem Oberbegriff „Verkehrsmanage-
ment“ werden Handlungsfelder zusammenge-
fasst, die weniger auf die materielle Verkehrs-
infrastruktur als auf ihre effektive Nutzung
ausgerichtet sind. Traditionelles Instrument des
Verkehrsmanagement ist das System der Licht-
signalanlagen. Als neuere Handlungsfelder
kommen die Einführung von komplexen Infor-
mations- und Steuerungssystemen hinzu.

Das System der Lichtsignalanlagen wurde in
den vergangenen Jahren umstrukturiert und
erheblich erweitert, von etwa 100 Anlagen

1991 auf 346 im Jahr 2001. Neue Lichtsignal-
anlagen wurden insbesondere aus Gründen
der Zunahme des Kfz-Verkehrs, zur Verbesse-
rung der Schulwegsicherheit, zur Beschleuni-
gung der öffentlichen Verkehrsmittel, zur
Beseitigung von Unfallschwerpunkten sowie
im Zusammenhang mit Neubauprojekten
angeordnet. Ein Großteil der Signalanlagen
wurde auf verkehrsabhängige Steuerung
umgestellt. Dazu wurden umfangreiche Anla-
gen zur Verkehrserfassung installiert und das
Koordinierungskabelnetz in seiner Länge fast
verzehnfacht.

Im Oktober 2000 wurde ein neues, leistungs-
fähiges Verkehrsrechnersystem in Betrieb
genommen. Die Technik zur Bevorrechtigung
der öffentlichen Verkehrsmittel wurde auf
Funkanmeldung umgestellt und auf eine große
Zahl zusätzlicher Lichtsignalanlagen ausge-
weitet.

Mit der Ausweitung der technischen Möglich-
keiten haben sich auch die Anforderungen der
Nutzer stark differenziert. Die Steuerung der
Lichtsignalanlagen ist ein fortlaufender Opti-
mierungsprozess, dessen Ergebnisse bei unter-
schiedlichen Nutzergruppen unterschiedlich
bewertet werden. Insbesondere die Trassen-
koordinierung („Grüne Welle“) und die Bevor-
rechtigung der öffentlichen Verkehrsmittel,
aber auch die Betriebszeiten und die Warte-
zeiten für Fußgänger und Radfahrer gaben in
der Vergangenheit Anlass zu Kritik.

Eingeleitete Maßnahmen
Als Reaktion auf diese Kritik wurde Ende 1999
eine Projektgruppe „Lichtsignalanlagen 2000“
eingesetzt. Diese erarbeitete zunächst Grund-
sätze für die Lichtsignalsteuerung, die insbe-
sondere die Vermeidung von Problemen einer
„absoluten“ ÖPNV-Bevorrechtigung, die Sig-
nalisierung von abbiegenden Verkehrsströmen,
die Begrenzung der Wartezeiten an Fußgänger-
Signalanlagen und den Betrieb (bzw. die
Abschaltung) von Lichtsignalanlagen zu ver-
kehrsschwachen Zeiten zum Gegenstand
haben.

Auf dieser Grundlage wurden für etwa 150
Anlagen die Betriebszeiten verändert (i. d. R.
reduziert), die Wartezeiten an allen Fußgänger-
Signalanlagen teilweise erheblich verkürzt, an
78 Einzelknoten die Verkehrsabläufe optimiert,

VerkehrsmanagementLeitlinien zur Verkehrsplanung
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zwei neue „Grüne Wellen“ eingerichtet und
sieben bestehende überarbeitet sowie an 24
Lichtsignalanlagen die Anforderungssysteme
der öffentlichen Verkehrsmittel modernisiert.
12 weitere Projekte wurden umsetzungsreif
vorbereitet. Durch Nachrüstung aller Straßen-
bahnfahrzeuge mit dem rechnergestützten
Betriebsleitsystem wurde eine weitere Grund-
lage für die Optimierung der Lichtsignalsteue-
rung gelegt.

Zur Vorbereitung eines telematik-gestützten
Verkehrsmanagements im Raum Leipzig / Halle
wurden auf der Grundlage einer Vorstudie
erste Arbeitsschritte eingeleitet. Für die Koordi-
nierung der Wegweisung im Stadtgebiet sowie
für das Umleitungsmanagement wurde eine
entsprechende Software implementiert. Für die
Innenstadt wird das bestehende statische
Parkleitsystem durch ein dynamisches ersetzt.

Der planerischen Bedeutung des Verkehrs-
management wurde auf der Ebene der Ver-
waltungsorganisation durch Integration der
Straßenverkehrsbehörde, einschließlich der
Zuständigkeiten für die Anordnung und für die
Programmierung von Lichtsignalanlagen, in
das Amt für Verkehrsplanung Rechnung ge-
tragen.

Konzept

Lichtsignalanlagen
Die „Arbeitsgruppe Lichtsignalanlagen“ arbei-
tet systematisch an der Optimierung der Licht-
signalanlagensteuerung weiter. Die durch die
Projektgruppe planerisch vorbereiteten Maß-
nahmen werden nach Maßgabe der finanziel-
len Möglichkeiten umgesetzt.

Eine regelmäßig fortgeschriebene Bedarfsliste
für zusätzliche Lichtsignalanlagen unterschei-
det nach kurzfristigen Prioritäten und länger-
fristigem weiterem Bedarf. Bei der Aufstellung
dieser Liste werden die Belange der Verkehrs-
sicherheit und der Schulwegsicherung ebenso
berücksichtigt wie die Notwendigkeiten, die
sich aus dem Ausbau des Straßennetzes und
der Stadtbahn ergeben. 30 veraltete Lichtsig-
nalanlagen sollen ersetzt, weitere Anlagen
schrittweise an den zentralen Rechner ange-
schlossen werden.

Integriertes Verkehrsmanagement
Aufgabe des integrierten regionalen Verkehrs-
managements wird es sein, ein System der Ver-
kehrslenkung aufzubauen und zu betreiben,
das Informationen über die jeweiligen „Be-
triebszustände“ der unterschiedlichen Ver-
kehrssysteme im Raum Leipzig / Halle sammelt,
verarbeitet und zeitnah weitergibt, um Über-
lastungen und Störungen frühzeitig zu erken-
nen und ihnen durch geeignete Maßnahmen
entgegenzuwirken. Damit sollen einerseits ein
störungsfreierer Gesamtverkehrsablauf und
eine bessere Ausschöpfung von Kapazitäts-
reserven gewährleistet und andererseits Frei-
räume für die gezielte Entlastung und Aufwer-
tung von Straßenräumen geschaffen werden.

Informationen, die über Verkehrsfunk, Mobil-
telefon, Anzeigetafeln an wichtigen Punkten
im Netz oder andere Techniken weitergegeben
werden, sollen die Verkehrsteilnehmer in die
Lage versetzen, flexibel auf Veränderungen
und Störungen zu reagieren, indem sie z. B.
ihre Fahrt verschieben, eine andere Route wäh-
len oder auf ein anderes Verkehrsmittel
umsteigen. Gleichzeitig können die Straßen-
verkehrsbehörden und die Träger des öffent-
lichen Nahverkehrs frühzeitig verkehrslenken-
de Maßnahmen ergreifen, ihre Lichtsignal-
Schaltungen anpassen oder zusätzliche Beför-
derungskapazitäten bereitstellen. Ein wichtiger

Anwendungsfall ist das Management der
Besucherströme bei Großveranstaltungen.

Die Einführung eines solchen Konzeptes ist ein
längerfristiger Prozess, der die Mitwirkungsbe-
reitschaft aller Beteiligten sowie eine finan-
zielle Absicherung der Planungs- und Betriebs-
kosten voraussetzt. Die Stadt Leipzig ist in die
entsprechenden Arbeitszusammenhänge einge-
bunden und wird sich weiterhin um eine För-
derung bemühen.

Parkleitsystem
Um die effektive Ausnutzung des begrenzten
Parkraums in der Innenstadt sicherzustellen,
richtet die Stadt ein dynamisches Parkleit-
system ein, das die Besucher auf kurzem Weg
zur nächstgelegenen freien Stellplatzanlage
führt. Dadurch können Kapazitätsreserven bes-
ser genutzt werden, der Bedarf an zusätzlich
zu errichtenden Stellplatzanlagen wird gerin-
ger, unnötiger Parksuchverkehr wird vermie-
den. Bei Auslastung der innerstädtischen Park-
möglichkeiten können Besucher frühzeitig auf
öffentliche Verkehrsmittel umgelenkt werden.

Das Parkleitsystem besteht aus Ankündigungs-
tafeln an den großen Radialstraßen und dyna-
mischen Wegweisern, die an wichtigen Ent-
scheidungspunkten zwischen Tangentenvier-
eck und Promenadenring die Anzahl freier
Stellplätze in fünf verschiedenen „Parkraum-
quartieren“ und schließlich in den einzelnen
an das System angeschlossenen Stellplatzanla-
gen angeben. Die Erfassungssysteme dieser
Anlagen und die dynamischen Wegweiser wer-
den über eine Zentrale gesteuert.

Eine erste Stufe des Parkleitsystems wurde im
Jahr 2002 realisiert. Mit der Herstellung weite-
rer Stellplatzanlagen in der Innenstadt werden
auch diese in das System integriert. Durch 
entsprechende Öffentlichkeitsarbeit soll die
Akzeptanz des Systems unterstützt werden.

Das Ziel der Minimierung des Parksuchver-
kehrs lässt sich nur erreichen, wenn für die
angeschlossenen Stellplatzanlagen einheitliche
Gebühren eingeführt werden. Diese müssen
niedriger sein, als die für sonstige Stellplätze
innerhalb und außerhalb des öffentlichen 
Straßenraumes, die deshalb in ein Parkraum-
bewirtschaftungskonzept einbezogen und kon-
sequent überwacht werden sollen.

VerkehrsmanagementLeitlinien zur Verkehrsplanung
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Die erste Stufe des Parkleitsystems für die Innenstadt

wurde 2002 in Betrieb genommen.



Die öffentlichen Räume der Stadt prägen das
Erlebnis der Stadt, tragen zur Unverwechsel-
barkeit ihrer Teile und zur Identifikation ihrer
Bürger bei und helfen bei der Orientierung.
Zugleich sind sie Hintergrund für alltägliche
Verrichtungen wie Einkauf und Schulweg und
wichtige soziale Räume der Bewegung und
Begegnung. Bei der Gestaltung öffentlicher
Räume müssen auch diese Funktionen mit
bedacht werden.

Die Aussagen dieses Stadtentwicklungsplans
konzentrieren sich auf die Hauptstraßen des
Kraftfahrzeugverkehrs und die Trassen der
öffentlichen Verkehrsmittel, einschließlich der
zugehörigen Platzräume und Knoten. Quar-
tiersstraßen und -plätze sind Gegenstand
anderer Planungsebenen und - instrumente,
ebenso andere für die Öffentlichkeit wichtige
Orte wie Grün- und Freiflächen, Bahnanlagen
und Bahnhöfe oder Autobahnen und ihre Auf-
fahrten.

Zur Bedeutung von Straßen und Plätzen als
öffentliche Räume tragen u.a. die folgenden
Faktoren bei:

• Ablesbarkeit von Stadtgrundriss 
und Stadtgeschichte,

• Beitrag zur großräumigen Gliederung 
des Stadtraums und zur großräumigen
Orientierung in der Stadt,

• übergeordnete Prägung von Stadtbild 
und Stadtgestalt,

• signifikante Raumfolgen und 
stadtbildprägende Elemente,

• wichtige Blickachsen auf 
prägende Gebäude oder Landmarken,

• vielfältige zentrentypische Nutzungen,
• Intensität und Dichte 

des öffentlichen Lebens,
• Nutzung als Straßenbahntrasse 

oder stark frequentierte Bustrasse,
• Einbindung in das regionale 

und überregionale Straßennetz,
• wichtige Erschließungsfunktion.

Die folgenden Leitlinien und Empfehlungen
zum öffentlichen Raum beruhen auf einer
funktionalen und gestalterischen Analyse des
Bestandsnetzes. Sie sollen bei allen Maßnah-
men im öffentlichen Stadtraum gleichgewich-
tig mit verkehrlichen Aspekten in die Entschei-
dungsfindung einfließen:
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3. Leitlinien zum öffentlichen Raum

Die Bedeutung der Straßenräume für die Stadtgestalt und ihre Funktion im Verkehrs-
netz müssen in Einklang gebracht werden. Das Stadtraumnetz darf nicht in „schöne
Straßen“ und „Hochleistungsstraßen“ auseinanderfallen. Notwendig ist vielmehr die
Verknüpfung beider Anforderungen in Straßentypen, die stadträumliche und verkehr-
liche Funktionen gleichzeitig erfüllen können. Zentrales Planungsziel ist ein Raum-
netz, in dem der erforderliche Verkehr auf stadtverträgliche Weise abgewickelt wer-
den kann.

Wichtige städtebauliche Ziele der Gestaltung von Straßen und Plätzen sind die 
Identität des Gesamtnetzes und seiner Teile, die einfache Orientierung im Stadtraum
sowie die soziale Brauchbarkeit und soziale Sicherheit der öffentlichen Räume.

In angebauten Straßen muss die Gestaltung und insbesondere die Flächenaufteilung
in einer Abwägung zwischen städtebaulichen und verkehrlichen Zielen festgelegt
werden. Die städtebaulichen Ziele sollen mit Hilfe der „städtebaulichen Bemessung“
quantifiziert werden. Dies gilt für Neuplanungen ebenso wie für Umbauplanungen im
bestehenden Netz.

Neue oder wesentlich veränderte Straßenabschnitte sollen zu integralen Bestand-
teilen ihrer Umgebung werden und in ihrem Raumcharakter der ihnen zugewiesenen
stadträumlichen Funktion entsprechen. Nach Abschluss der Baumaßnahmen sollen sie
nicht mehr als Störung oder als Eingriff in das Stadtgefüge wahrgenommen werden.

Wenn Straßen zusätzliche verkehrliche Funktionen übertragen werden, sollen die
damit verbundenen zusätzlichen Belastungen u.a. durch eine stadtgestalterische Auf-
wertung kompensiert werden.

Maßnahmen zur Beschleunigung der öffentlichen Verkehrsmittel sind stadtgestalte-
risch in den Straßenraum einzubinden.

Die geplante Verlagerung des Kraftfahrzeugverkehrs auf Ringverbindungen und Tan-
genten bietet die Chance für lebenswertere Stadtstraßen in der Innenstadt, wenn
dort Straßenbahn, Fußgängern und Radfahrern mehr Raum gegeben wird und die 
Seitenräume verbreitert, bepflanzt und von anderen Nutzungen soweit entlastet wer-
den, dass sich auf ihnen städtisches Leben in seiner differenzierten Ausformung ent-
wickeln kann.



3.1 Raumtyp und Identität

Das Netz der öffentlichen Räume der Stadt hat
sich in einem historischen Entwicklungspro-
zess herausgebildet. Es umfasst unterschied-
liche Raumtypen mit jeweils speziellen Merk-
malen und Planungsbedingungen, wie Stadt-
straßen und Geschäftsstraßen, Boulevards,
Achsen, Ringstraßen und Radialen, und ist in
der spezifischen Anordnung und Ausprägung
dieser Raumtypen einzigartig und unverwech-
selbar. Die öffentlichen Räume tragen dadurch
wesentlich zur Identität der Stadt und ihrer
Teile bei.

Raumtyp und IdentitätLeitlinien zum öffentlichen Raum
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Stadtstraßen wie die Georg-Schwarz-Straße sind

gekennzeichnet durch eine geschlossene mehrge-

schossige Bebauung, gemischte Nutzung und eindeu-

tige Abgrenzung zwischen privatem und öffentlichem

Raum. Die Ansprüche an die Seitenräume sind ab-

hängig von den straßenbegleitenden Nutzungen.

Geschäftsstraßen, in denen die Erdgeschosse zu

einem erheblichen Teil mit Läden und Gaststätten

besetzt sind, wie in der Georg-Schumann-Straße am

Rathaus Wahren, weisen meist ein hohes Fuß-

gängeraufkommen auf. Oft fehlen ausreichend breite

Seitenräume, die es den Gewerbetreibenden ermög-

lichen, sich im Straßenraum darzustellen (Warenprä-

sentation, Außengastronomie), ohne die Passanten in

ihrem Bewegungsraum einzuengen.

Bürostraßen wie die Prager Straße zwischen Guten-

berg- und Ostplatz, werden geprägt durch geschlos-

sene mehrgeschossige Gewerbegebäude ohne Woh-

nungen, Geschäfte oder Gaststätten. Sie sind räum-

lich klar definiert, Stadtleben kann in ihnen jedoch

nur bedingt entstehen, weil Nutzungsmischung und

„Durchlässigkeit“ der Erdgeschosszonen fehlen.

Boulevards sind gekennzeichnet durch eine hohe

Dichte und Nutzungsmischung, eine Raumbreite von

über 30 m bei mindestens 10 m breiten Seitenräu-

men, eine städtebauliche Gestaltung mit mehreren

Baumreihen und eine hohe Aufenthaltsqualiät.

In Leipzig entspricht am ehesten die Karl-Liebknecht-

Straße diesem Typ. Andere Straßen in Innenstadtnähe

wie die innere Jahnallee, die Eisenbahnstraße oder

die Kurt-Eisner-Straße weisen entsprechende Poten-

tiale auf, wenn es gelingt, Nutzungsvielfalt und

Aufenthaltsqualitäten zu sichern.



Die früheren Dorfanger sind in ihrer Bedeutung für

die Erkennbarkeit der Stadtentwicklung oft erheblich

gestört. Die Hauptstraße in Lindenthal hat jedoch

trotz der Verkehrsbelastung noch einen Rest ihres

ursprünglichen Charakters bewahrt.

Grün- oder Schmuckplätze gliedern vor allem die

älteren Stadtquartiere wie hier in Gohlis.

Erholungs- und Verkehrsfunktion stehen dabei oft im

Widerspruch.

Raumtyp und IdentitätLeitlinien zum öffentlichen Raum
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Nutzungsoffene Stadtplätze, die Märkten, Festen und Veranstaltungen dienen können, aber auch einfach dem

zweckfreien Aufenthalt, der Selbstdarstellung und dem Flanieren, sind typisch für die europäische Stadt.

Beispiele sind der Markt und der Augustusplatz in der Innenstadt, aber auch zentrale Quartiersplätze wie der

Eutritzscher und der Lindenauer Markt.

In offenen Wohnstraßen, in denen die Wohngebäude

hinter eine breite, begrünte Vor(garten)zone zurück-

gesetzt sind, schafft diese Grünfläche einen Distanz-

bereich, der – richtig gestaltet – auch gemeinschaft-

lich genutzt werden kann. Beispiel: Zwickauer Straße.

Vorortstraßen wie die Tauchaer Straße sind manch-

mal verkleinerte Ausführungen von Stadtstraßen,

meist aber sind sie aufgrund ihrer Entstehungsbedin-

gungen weniger einheitlich, mit wechselnden Bau-

fluchten, unterschiedlichen Bautypen, Geschossigkei-

ten und Dachformen. Die Nutzungen sind gemischt,

die Räume meist schmaler als in der inneren Stadt.

Dorfstraßen sind in ihrer ursprünglichen Form sind

nur noch selten zu finden. Typisch sind die offen, in

„freiem Verband“ angeordneten Gebäude, die wech-

selnde Raumbreite sowie ländlich wirkende Haus-

formen und Grundstückseinfriedungen, wie hier in

der Rittergutsstraße.
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Verkehrsplätze, die über die Verknüpfung wichtiger Verkehrstrassen hinaus durch Umbauung und Begrünung

oder durch weithin sichtbare Merkzeichen eine starke baulich-räumliche Identität besitzen, sind in Leipzig selten.

Potentiale bieten u. a. der Knoten Goerdelerring / Tröndlinring / Pfaffendorfer Straße, das Connewitzer Kreuz, der

Ostplatz sowie an der Georg-Schumann-Straße der Huygensplatz und der „Chausseehaus“- Knoten.

Vorplätze dienen wichtigen, meist öffentlichen

Gebäuden als Vorfläche, wie z. B. der Willy-Brandt-

Platz vor dem Hauptbahnhof. Sie haben sowohl

gestalterische als auch verkehrliche Funktionen:

der Bau soll zur Wirkung kommen, Versammlungen

sollen Platz haben, Wartende sich aufstellen, Besucher

gebracht und abgeholt werden können.

Alleen werden geprägt durch raumbildende Baum-

reihen beiderseits der Fahrbahn, in den Seitenräumen

oder im Mittelstreifen; die bauliche Ausformung ist

demgegenüber nachrangig. Wo es gelingt, den

Bereich zwischen den Bäumen von Stellplätzen frei-

zuhalten, ergeben sich angenehme Promenadenwege,

wie hier in der Friedrich-Ebert-Straße.

Als Allee im Entstehen wird die Messe-Allee im Laufe

der Zeit ein geschlossenes Baumdach entwickeln.

In Straßen mit neuen Bäumen, die durch Längsabstand

und Habitus keinen eigenen Teilraum bilden können,

wird dagegen auch künftig die Randbebauung prä-

gend sein.

Straßen mit breiten Grünstreifen sind typisch für

viele Vorstadtsituationen. Randlich gelegen, können

die Freiflächen Funktionen für die angrenzende Be-

bauung übernehmen; zwischen Richtungsfahrbahnen

– wie hier in der Richard-Lehmann-Straße – wurden

sie dagegen häufig zu Stellplätzen umfunktioniert.

Landschaftsstraßen, d. h. mindestens einseitig

anbaufreie, zur Landschaft offene Straßen sind – wie

die Gustav-Esche-Straße – von Wald gesäumt, oder

sie bieten Ausblicke über Feldfluren und Wiesen. Ihre

Gestaltung wird dem landschaftlichen Charakter des

Umfeldes oft nicht gerecht.



Die Identität der Raumtypen und damit des
Netzes insgesamt kann durch einfache und
konsequent eingesetzte, wiederkehrende
Gestaltungsmerkmale wesentlich unterstützt
werden, z.B. durch eine jeweils charakteris-
tische Profilaufteilung und Materialverwen-
dung, Begrünung und Baumpflanzung, Stra-
ßenausstattung und Beleuchtung. Bei einem
einseitig auf technische Normen und hohe
Leistungsfähigkeit ausgerichteten Straßenbau,
auch zur Beschleunigung der öffentlichen Ver-
kehrsmittel, besteht dagegen stets die Gefahr,
dass Eigenarten und Besonderheiten nivelliert
und damit zerstört werden.

Bei allen Ausbau- und Umgestaltungsmaßnah-
men ist die jeweils besondere Identität des
betroffenen Straßenabschnitts und seine –
mehr oder weniger ausgeprägte – Zugehörig-
keit zu einem bestimmten Raumtyp zu beach-
ten. Merkmale, die für die Straße oder den
Raumtyp charakteristisch sind, sollen erhalten
werden, Merkmale, die ihm widersprechen,
sind anzupassen.

Bei Straßenneubauten ist die jeweilige stadt-
räumliche Funktion der Straße zu beachten, die
sich in der Art ihrer Gestaltung und in
bestimmten Merkmalen des Ausbaus und der
Ausstattung widerspiegeln soll. Dies gilt insbe-
sondere für neue Netzelemente, die in ihrer
Identität noch nicht festgelegt sind, wie den
Mittleren Ring.

Raumtyp und IdentitätLeitlinien zum öffentlichen Raum

45

Straßen an Gewässern wie hier die Uferstraße sind 

in Leipzig eher selten. Jedoch öffnen sich von vielen

Straßen aus Blicke auf Kanäle, Wasserläufe oder Seen.

Diese Stellen sind wichtige Orientierungspunkte, die

freigestellt und besonders betont werden sollten.

Straßen in „Zwischenräumen“, außerhalb von

Ortsteilen, jedoch immer in Sichtweite des nächsten

Baugebietes und geprägt durch Siedlungsfragmente

und einzelne Gewerbebetriebe, sind meist ohne

„landschaftlichen“ Reiz. Aber auch sie erzählen von

der Geschichte der Stadtentwicklung.

Planungsziel sollte nicht ihre Egalisierung sein, son-

dern eine attraktivere und eindeutigere Gestaltung.

Beispiel: Tauchaer / Stralsunder Straße.

Gewerbestraßen, früher oft durch eindrucksvolle

Gewerbebauten geprägt, sind heute meist „Unorte“,

gesäumt von einer anspruchslosen Bebauung, von

Werbung und endlosen Parkplätzen. Leipzig bietet

beides: die schönen Räume des 19. Jahrhunderts 

und eher banale moderne Gewerbestraßen wie die

Merseburger Straße in Rückmarsdorf.



3.2 Radialen, Ringe 
und Tangenten

Radialstraßen

Die großen auf das Stadtzentrum zuführenden
Radialstraßen folgen meist alten Straßen- oder
Wegeverbindungen und setzen sich zusammen
aus Abschnitten unterschiedlicher historischer
Prägung. In der Annäherung an die Innenstadt
ändern sich Raumbreiten, Trassierung, Nutzun-
gen und Baustile, oft führen die Radialstraßen
über längere Abschnitte auf markante Blick-
punkte zu. Weiter draußen queren sie die
Zwischenräume zwischen der alten Stadt und
ihren Eingemeindungen und eröffnen Blicke in
die Landschaft und über sie hinweg zu weit
entfernten Türmen und Hochhäusern.

Die Abfolge von Abschnitten in einer Radial-
straße ist ein Dokument der Geschichte der
Stadt. Brüche der jeweils charakteristischen
Sequenz durch Straßenausbau oder -überfor-
mung vermitteln stadträumliche und stadtge-
schichtliche „Fehlinformationen“ und sollen
vermieden werden.

Um die speziellen Qualitäten der Radial-
straßen zu erhalten und zu stärken, sollen
die folgenden Gestaltungsgrundsätze
beachtet werden:
• von außen nach innen zunehmende

„Versteinerung“ des Raumes (Anstieg
der Geschossigkeit, Verdichtung der
Bebauung),

• Verengung des Raumes zum Stadtzen-
trum hin und innerhalb der durchquer-
ten Vorortzentren,

• Verdeutlichung der abnehmenden
Bedeutung für den Kraftfahrzeugver-
kehr und der zunehmenden Bedeutung
der öffentlichen Verkehrsmittel zum
Zentrum hin,

• durchgängige Gestaltungselemente,
die auch innerhalb verschiedener
Raumcharaktere identifizierbar sind,

• ausreichend breite Seitenräume ent-
sprechend den Grundsätzen der 
„städtebaulichen Bemessung“ (s. S. 52)
und Einordnung von beidseitigen
Baumreihen (mit begründeten Ausnah-
men in historischen Ortsteilzentren).

Promenadenring

Zur Verteilung der radialen Verkehrsströme
gibt es in Leipzig bisher nur einen geschlosse-
nen Straßenzug, den Promenadenring. Diese
das Zentrum eng umschließende Ringstraße
wirkt als schwer überwindbare Barriere – einer
der Gründe dafür, dass fast durchgängig die
lebhafte Innenstadtstruktur nicht auf die ande-
re Seite des Ringes „überspringen“ kann.
Durch die geplante Verteilung der Verkehrs-
ströme über den Mittleren Ring und das Tan-
gentenviereck ergeben sich neue Gestaltungs-
spielräume für den Promenadenring und wich-
tige städtebauliche Impulse für die zentrums-
nahen Stadtteile. Um diese Spielräume zu nut-
zen, ist ein integriertes Gestaltungskonzept
erforderlich, das die Verkehrsflächen ebenso
wie die angrenzenden Freiräume einbezieht.

Planungen für den Promenadenring sollen
sich an den folgenden stadtgestalteri-
schen Leitlinien orientieren:
• Bessere Verknüpfung der innenstadt-

nahen Quartiere mit dem Stadtzentrum,
ebenerdige Fußgängerquerungen,

• Anpassung der Verkehrsführung an die
Ringfunktion, ausreichend Platz für
Fußgänger und Radfahrer,

• Stärkung durchgängiger Gestaltmerk-
male des Ringes, unter Beachtung
denkmalpflegerischer Zielstellungen.

Radialen, Ringe und TangentenLeitlinien zum öffentlichen Raum
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Der Promenadenring am Rossplatz – Barrierewirkung

durch verkehrsgerechten Ausbau (oben).

Die Zschochersche Straße vereint hier Merkmale 

der äußeren und der inneren Radialstraßen (unten).

Beispielquerschnitte Tangentenviereck



Tangentenviereck 
mit Zubringern

Die innere Stadt soll durch ein Tangenten-
viereck, das die Radialstraßen miteinander ver-
bindet, vom Durchgangsverkehr abgeschirmt
werden. Auf drei Seiten führen gut ausgebaute
Zubringerstraßen auf das Tangentenviereck zu:
im Osten der Straßenzug Permoserstraße /
Nordtangente Schönefeld, im Norden die
Maximillianallee, im Süden die Wundtstraße;
im Westen übernimmt die Rückmarsdorfer
Straße (nach ihrem Ausbau) zusammen mit der
Hans-Driesch-Straße die Zubringerfunktion.
Das Tangentenviereck selbst nutzt überwie-
gend vorhandene Stadtstraßen, die ganz
unterschiedliche Charaktere aufweisen. Die
Möglichkeiten, den Straßen des Tangentenvier-
ecks und den Zubringerstraßen eine eigene
Identität als Teilsystem des Straßenhaupt-
netzes zu geben, sind daher begrenzt.

Ziel der Planung für den Ausbau des Tan-
gentenvierecks und der Zubringerstraßen
ist die bestmögliche Einpassung der
unterschiedlichen Teilabschnitte in das
jeweilige städtebauliche oder landschaft-
liche Umfeld, unter Abwägung der vielfäl-
tigen funktionalen und gestalterischen
Anforderungen an diese innerstädtischen
Straßenräume.

Tangentenviereck und Zubringerstraßen
sollen im Regelfall mindestens zwei
Baumreihen erhalten; die Beleuchtung
sollte aus den Seitenräumen heraus erfol-
gen. Profilwechsel und Verschwenkungen
der Straßenachse bzw. der Bordführung
sollten auch städtebaulich begründet
sein; innerhalb von Abschnitten mit ein-
heitlichem Raumcharakter sind sie zu ver-
meiden.

Ein einheitliches Breitenmaß lässt sich für die
Straßen des Tangentenvierecks nicht festlegen.
Als unterer Grenzwert kann aber 20 m gelten,
ein Maß, das bei einer 9 m breiten Fahrbahn
noch beidseitig 5,5 m Seitenraum und damit
Bäume zulässt. Dieses Maß soll nur im Aus-

nahmefall auf kurzen Abschnitten unterschrit-
ten werden. Ab einer Breite von etwa 24 m
kann ein Verkehrsaufkommen von mehr als
20.000 Fahrzeugen am Tag noch stadtverträg-
lich abgewickelt werden.

Die bereits ausgebauten Tangenten und
Zubringer sowie viele der einbezogenen
Bestandsstraßen können den Funktionszu-
wachs verhältnismäßig problemlos aufneh-
men. Bei der entwurflichen Ausarbeitung für
die folgenden Teilabschnitte sind dagegen
besondere Anforderungen an die Integration
der Straße zu beachten:

• Uferstraße: Damit die innere Jahnallee und
die Gustav-Adolf-Straße entlastet werden
können, muss die Aufnahmefähigkeit der
Uferstraße gesteigert werden. Wo der Platz
ausreicht, kann dies mit einem vierstreifigen
Ausbau mit Mittelstreifen erreicht werden.
Westlich der Nordstraße kann stadtverträg-
lich jedoch nur eine dreistreifige Fahrbahn
(je ein Fahrstreifen je Richtung, wechselnde
Nutzung des dritten Fahrstreifens als Ab-
biegestreifen) eingeordnet werden.

• Emil-Fuchs-Straße, Zöllnerweg: die Inte-
gration in die Park- bzw. Auwaldlandschaft
stellt besondere gestalterische Anforderun-
gen.

• Marschnerstraße, Karl-Tauchnitz-Straße:
die hohe Qualität des vorhandenen Straßen-
raumes ist zu beachten, der Bordverlauf
soll gehalten werden.

• Kurt-Eisner-Straße: der Straßenraum erfor-
dert eine hochwertige Gestaltung, die auf
die Charakteristika des Quartiers eingeht.
Die Seitenräume können breiter gestaltet
werden, ein boulevard-ähnlicher Ausbau
mit vier Baumreihen bietet sich an.

• Prager Straße: Im Hinblick auf die Überlage-
rung der Tangentenfunktion mit der Funk-
tion als einer der wichtigsten Radialstraßen
sind besondere Gestaltungsansätze zu ent-
wickeln.

Radialen, Ringe und Tangenten
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Der Gerichtsweg – ein ausgebauter Abschnitt des

Tangentenvierecks mit Grünstreifen und Baumreihen

(links).

In der Kurt-Eisner-Straße kann die Verkehrsfunktion

des Tangentenvierecks im vorhandenen, boulevard-

ähnlichen Straßenprofil aufgenommen werden (rechts).

Im Bereich Uferstraße – Emil-Fuchs-Straße sind hohe

Anforderungen an die Integration der Straße in ihr

Umfeld zu erfüllen 

Abschnitte des Tangen-

tenvierecks (orange) und

des Mittleren Rings (rot)

mit besonderen Anfor-

derungen an die Inte-

gration der Straße in ihr

Umfeld.



Mittlerer Ring

Der geplante Mittlere Ring verläuft durch
Bereiche, die sehr unterschiedlich strukturiert
sind. Vorherrschend sind Gewerbe, Bahnanla-
gen und Kleingärten, längere Abschnitte
durchqueren (teilweise hochsensible) Land-
schaftsräume, nur wenige sind von Bebauung
geprägt. Dem Straßenzug ein durchgehend
einheitliches Erscheinungsbild zu geben, ist
daher weder möglich noch sinnvoll.

Ziel der Planung für den Ausbau der unter-
schiedlichen Teilabschnitte des Mittleren Rings
ist deren bestmögliche Einpassung in das
jeweilige städtebauliche oder landschaftliche
Umfeld. Soweit die räumlichen Verhältnisse
und die Art der Umgebung es zulassen, sollte
als wiederkehrendes Identitätsmerkmal ein
Profil mit Mittelstreifen und mittlerer Baumrei-
he ausgebildet werden.

Innerhalb der einzelnen Abschnitte ist die Stra-
ße so kontinuierlich wie möglich zu gestalten:
erforderliche Abbiegestreifen, Mittelinseln und
andere verkehrlich notwendige Elemente sol-
len sich in ein großzügiges Gesamtbild einord-
nen. Der Entwurf darf nicht nur verkehrlich
bestimmt sein, sondern muss die städtebau-
lich-landschaftliche Sequenz der durchquerten
Räume widerspiegeln. Wechsel des Straßen-
profils innerhalb von Abschnitten mit einheit-
lichem Umfeldcharakter sind zu vermeiden.

Für den „Korridor“ zwischen den Straßenbe-
grenzungslinien sind bei einem vierstreifigen
Ausbau folgende Regelbreiten anzusetzen:

• 26 m in anbaufreien Abschnitten 
ohne Gehwege

• 28 m in einseitig anbaufreien Abschnitten
mit einseitigem Gehweg

• 30 m in Abschnitten mit beidseitigen 
Gehwegen.

In beengten Verhältnissen reichen ausnahms-
weise bei einem Aufkommen von unter 20.000
Fahrzeugen täglich 20 m Raumbreite aus.
Bei der entwurflichen Ausarbeitung sind für
einzelne Teilabschnitte differenzierte Ansätze
zur Integration der Straßenplanung zu ent-
wickeln; dabei sind die folgenden Gesichts-
punkte zu berücksichtigen:

• Auenseestraße: Der Charakter einer Wohn-
straße mit Bäumen und Vorgärten sollte
trotz der neuen Verkehrsfunktion soweit
wie möglich respektiert werden.

• Gustav-Esche-Straße: Damit der Land-
schaftsraum Auwald nicht noch stärker 
zerschnitten wird, sollte die Fahrbahn hier
möglichst zweistreifig bleiben; an wichtigen
Kreuzungen mit Fuß- und Radwegen sollten
Querungshilfen (Inseln) vorgesehen werden.

• Am Ritterschlösschen: der Knoten über der
Bahn mit Umsteigemöglichkeit Straßen-
bahn / S-Bahn ist ein wichtiger Orientie-
rungspunkt im Raumnetz. Ein weithin sicht-
bares Merkzeichen (etwa ein hoher Mast
mit zentraler Beleuchtung) kann als Orien-
tierungshilfe dienen.

• Ludwig-Hupfeld-Straße: die Straße sollte zu
einem neuen „Rückgrat“ des niedergegan-
genen Gewerbegebiets entwickelt werden
und beidseitig Baumreihen erhalten.

• Lyoner Straße: bei Ausbau der vorhandenen
Straße Profil mit Mittelstreifen und dritter
Baumreihe.

• Verbindung Lyoner Straße – Schönauer
Straße: Straßenneubau, Profil mit Mittel-
streifen und dritter Baumreihe.

• Schönauer Straße: Wegen des diffusen
Umfeldes sollte untersucht werden, wie
eine dritte Baumreihe auf durchgehendem
Mittelstreifen eingeordnet werden kann.
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• Südabschnitt durch die Elsteraue: in dem
hochwertigen Landschaftsraum (FFH-Gebiet)
sind zur landschaftlichen Integration be-
sondere Maßnahmen bis hin zu Tunnelab-
schnitten erforderlich.

• Südostabschnitt entlang der Bahn: Profil
mit Bäumen auch auf dem Mittelstreifen
prüfen.

• Richard-Lehmann-Straße: die beiden 
Baumreihen an den Straßenrändern sollten
ergänzt werden.

• Ostabschnitt zwischen Richard-Lehmann-
Straße und Theodoer-Heuss-Straße: hier ste-
hen zwei Varianten zur Diskussion: entlang
der Bahn oder durch Stötteritz und Mölkau.
Die Möglichkeiten einer stadtverträglichen
Integration der Straße in ihr Umfeld müssen
für beide Varianten geprüft und in die Ent-
scheidungsfindung einbezogen werden.

• Theodor-Heuss-Straße: Ausbau der Straße
durch Kleingärten und Gewerbe als „Rück-
grat“ für das heterogene Umfeld; der 
Kreuzungsraum mit der Riesaer Straße ist
grundlegend umzugestalten, dabei sollten
dem diffusen, aufgebrochenen Raum klare
Raumkanten und der Verkehrsführung eine
klare Orientierung gegeben werden.

• Verbindung von der Braunstraße zur 
Essener Straße: im Bereich der Parthenaue
sind besondere Maßnahmen zur Einpassung
der neuen Straße in den Landschaftsraum
geboten. Der Anschluss an die Essener 
Straße sollte als „Verkehrsplatz“ gestaltet
werden.

Knoten zwischen Radialen
und Ringen

Im Zielnetz der Hauptverkehrsstraßen kommt
den Kreuzungen zwischen den Radialstraßen
und den neuen tangentialen Verbindungen
eine besondere Bedeutung zu, insbesondere
bei einer weiteren Zunahme der Verkehrsnach-
frage im äußeren Stadtraum. Nennenswerte
Anteile des auf den Radialstraßen einfließen-
den Verkehrs sollen an diesen Knoten auf den
Mittleren Ring bzw. auf das Tangentenviereck
umgelenkt werden. Verkehrlich-funktionale
Lösungen dafür (Anzahl der Fahrstreifen, Steu-
erung der Lichtsignalanlagen) sollen durch
stadtgestalterische Maßnahmen unterstützt
werden:

Die Schnittpunkte zwischen den traditio-
nellen Radialstraßen und wichtigen tan-
gentialen Verbindungen (Mittlerer Ring
und Tangentenviereck) sind nach Möglich-
keit als signifikante Verkehrsplätze auszu-
gestalten. Dabei sollen sowohl die Ablei-
tung des Verkehrs auf ringartige Verteiler,
als auch die linearen stadträumlichen
Bezüge entlang der Radialstraße mit
gestalterischen Mitteln verdeutlicht wer-
den.

Radialen, Ringe und TangentenLeitlinien zum öffentlichen Raum
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Im Ostabschnitt des Mittleren Ringes ist die Inte-

gration der Verkehrsfunktion schwieriger – hier wird

deshalb auch eine Trassenvariante entlang der Bahn

geprüft; Ortskern Mölkau (Bild Mitte).

Die Knoten der alten Radialstraßen mit dem 

künftigen Mittleren Ring stellen eine gestalterische

Herausforderung dar; Mockauer Post (Bild unten).

Möglichkeiten für die Gestaltung von Knoten 

zwischen Radialen und Ringen (Schemaskizze).

In der Max-Liebermann-Straße sollen die Qualitäten

des vorhandenen Straßenprofils bei dem Ausbau zum

Mittleren Ring bewahrt werden (links).



3.3 Orientierung

Für die Orientierung in der Stadt sind Linien
und Achsen, Blickpunkte und Merkzeichen,
Räume und Raumverknüpfungen, sowie Brü-
cken und Eingangssituationen von besonderer
Bedeutung. Linien und Blickpunkte leiten die
Wahrnehmung, Räume markieren Punkte und
Wechsel, Verknüpfungen erfordern Entschei-
dungen: „Welche Richtung?“, „Welches Ver-
kehrsmittel?“.

Das Hauptnetz der öffentlichen Räume der
Stadt soll eine eingängige Struktur haben.
Radialstraßen, Ringe und Tangenten sollen
in eine klare und leicht verständliche
Beziehung zueinander gebracht werden.

Bei Ausbauten und Umbauten im öffent-
lichen Raum soll die Orientierungsfunk-
tion des Raumnetzes berücksichtigt und
gestärkt werden. Die Straßenbenutzer sol-
len in die Lage versetzt werden, sich
„gefühlsmäßig“ im Stadtraum zu orientie-
ren und an Entscheidungspunkten richtig
zu verhalten.

Blickpunkte und Merkzeichen

Achsen sind wichtige Orientierungslinien in
der Stadt. Sie sind oft auf besondere Blick-
punkte bezogen, die als „Wegweiser“ die
Orientierung erleichtern und eine Bestimmung
des Standortes und der Bewegungsrichtung
ermöglichen. Dazu gehören prägnante Hoch-
häuser (Uniriese), Monumente (Völker-
schlachtdenkmal), Kirch- und Rathaustürme,
Industriebauten (Piano-Union), Wasser- und
Sendetürme, Kunstobjekte und Landmarken.

Während Achsen und Blickpunkte eher der
Fernorientierung dienen, helfen Merkzeichen
bei der kleinräumlichen Orientierung innerhalb
der Straßenzüge und Quartiere. Sie sind im
Bewusstsein der Bürger verankert als Häuser
mit Geschichte, Denkmäler oder Kristallisa-
tionspunkte des öffentlichen Lebens, aber auch
durch eine auffällige Gestaltung oder ein
bemerkenswertes Detail. Auch neue Gebäude
können an hervorgehobenen Standorten als
Merkzeichen oder sogar als weithin wirksame
Blickpunkte dienen.

Übergeordnete Blickbeziehungen sind bei
der Trassierung neuer Straßen zu berück-
sichtigen und bei Maßnahmen des Stra-
ßenumbaus und -ausbaus freizuhalten.
Vorhandene Merkzeichen innerhalb der
Quartiere sind mit besonderer Sensibilität
in die Straßengestaltung einzubeziehen.

Räume und Raumkanten

Stadtraum lebt vom Recht für jeden, sich jeder-
zeit darin bewegen zu können. Dieses Recht
setzt eindeutige und deutlich erkennbare
Grenzen zwischen öffentlichen und nicht-
öffentlichen Flächen voraus, die jeweils ande-
ren Gesetzen unterliegen und andere Verhal-
tensmuster nahelegen. Je mehr diese Grenzen
verschwimmen, desto orientierungsloser und
unstädtischer wird das öffentliche Raumnetz.

In innerstädtischen Situationen ist in der Regel
eine klare bauliche Begrenzung des öffent-
lichen Raumes wünschenswert; ggf. ergänzt
durch raumbildende Einfriedungen und
Abpflanzungen. Am wichtigsten ist die Schlie-
ßung der Raumkanten bei Platzflächen, die nur
so zu Platzräumen werden können.

Beim Ausbau oder Umbau von Straßen
und Plätzen sind die Ausgangsbedingun-
gen für eine bauliche Wiederherstellung
bzw. Schließung fehlender oder gestörter
Raumkanten zu berücksichtigen. Wenn
eine bauliche Schließung nicht absehbar
oder nicht sinnvoll ist, soll durch Baumrei-
hen, markant gestaltete Einfriedungen
oder andere Elemente ein Ersatz geschaf-
fen werden.

Verknüpfungen

Die Straßenräume des Hauptnetzes sind an
einer Vielzahl von Punkten miteinander ver-
knüpft. Stadträumlich besonders wichtig sind
die Kreuzungspunkte von Radialen und Ringen
sowie Knoten mit mehr als vier Armen und
Kreuzungen von Bahntrassen, Wasserläufen
und Grünzügen. Die Bedeutung dieser Orte für
die Orientierung in der Stadt ist um so größer,
je weiter sie in das Netz ausstrahlen.

An Raumverknüpfungen soll die Verkehrs-
führung auf die räumliche Situation abge-
stimmt sein. Diskrepanzen sollten durch
Änderungen der Verkehrsführung, in Ein-
zelfällen auch durch Anpassung der räum-
lichen Gegebenheiten vermieden werden.

Innerhalb der bebauten Stadt lassen sich
nur niveaugleiche Verknüpfungspunkte
verträglich in die Stadtstruktur integrie-
ren. Bei der Einordnung von Abbiegestrei-
fen vor Verknüpfungspunkten ist die line-
are Kontinuität des Straßenraumes zu
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Das MDR-Hochhaus am Augustusplatz unterstützt die

Fernorientierung; Dresdner Straßer (oben).

Ohne klare Raumkanten wirkt der Straßenraum auf-

gebrochen und unstädtisch: Gerichtsweg (unten).



bewahren und die notwendige Breite der
Seitenräume sicherzustellen. Im Konflikt-
fall sind auch verkehrliche Alternativen,
vom Verzicht auf Abbiegemöglichkeiten
über Veränderungen der Lichtsignalsteue-
rung bis hin zu einer Überprüfung der
Kapazitätsanforderungen zu untersuchen
und in die Abwägung einzubeziehen.

Kreisverkehrsplätze können wichtige
Orientierungspunkte im Stadtraumnetz
darstellen und unter bestimmten verkehr-
lichen und städtebaulichen Randbedin-
gungen eine gute Lösung für die Gestal-
tung von Knotenpunkten darstellen.

Die Verknüpfungspunkte des Straßennetzes
mit wichtigen Haltestellen von Straßenbahn
oder S-Bahn sind Kristallisationspunkte des
öffentlichen Lebens. Diese Orte sollen durch
eine aus der örtlichen Situation entwickelte
Gestaltung in Verbindung mit einer prägnan-
ten Ausschilderung weithin erkennbar sein.

Eingänge, Übergänge und
Brücken

Die Raumstruktur des Stadtgebietes wird
geprägt durch die Übergänge zwischen Land-
schaft und Stadt, zwischen „inneren Land-
schaften“ wie der Elsteraue und umliegenden
Stadtteilen, aber auch zwischen Stadtgebieten
mit unterschiedlicher Struktur und Dichte, etwa
zwischen offenen Gewerbegebieten und
geschlossen bebauten Vororten oder zwischen
Vorstädten und Innenstadt. Die prägnante Aus-
formung solcher Übergänge trägt zur Identität
der Stadt und ihrer Teile und zur Orientierung
im Raumnetz bei. Insbesondere in den „wei-
chen“ Strukturen der Peripherie, die ohne
erkennbaren Rand in die bebauten Ortsteile
der Kernstadt übergehen, ist die Formulierung
von Stadteingängen wichtig.

Stadteingänge sind überwiegend ein Thema
der Radialstraßen, Übergänge zwischen unter-
schiedlich strukturierten Stadtgebieten stellen
dagegen auch auf tangentialen Verbindungen
eine Gestaltungsaufgabe dar. Häufig werden
Eingangs- und Übergangssituationen durch
klar ausgebildete Bebauungskanten oder Nut-
zungsgrenzen markiert. Schwieriger ist ihre
Formulierung bei einem eher gleitenden Über-
gang. Traditionelles Element der Leipziger
Stadteingänge sind die an mehreren Ausfall-
straßen aufgestellten „Leipziger Löwen“. In
einem Künstlerwettbewerb könnten weitere
„Löwen für Leipzig“ gestaltet und an wichti-
gen Stadteinfahrten aufgestellt werden.

Stadteingänge sowie Übergänge zwischen
unterschiedlich strukturierten Teilen der
Stadt sollen klar erkennbar gestaltet wer-
den. Dies kann geschehen durch:
• prägnante Bebauung, möglichst beider-

seits der Straße („Torsituation“),
• Wechsel des Straßenquerschnitts,
• punktuelle Einengung,
• Wechsel der Bepflanzung (Dichte,

Höhe, Habitus von Bäumen),
• Wechsel der Ausstattung und der

Beleuchtung,
• besondere Einbauten oder Zeichen.

Brücken sind zugleich Übergänge zwischen
benachbarten Stadträumen und wichtige
Orientierungspunkte: Sie werden, abhängig
von ihrer Konstruktion, weithin gesehen und
erlauben zugleich oft weite Blicke in den Stadt-
oder Landschaftsraum hinein.

Brücken sollen in der Kontinuität des 
Straßenraumes als besondere Bauwerke
städtebaulich in Erscheinung treten, z. B.
durch sichtbare Konstruktionselemente,
Aussichtskanzeln, Brückenköpfe oder
besondere Geländer, Ausstattung oder
Beleuchtung. Zugleich soll der Anlass für
das Bauwerk (Wasserlauf, Bahn, andere
Straße) erkennbar werden, am besten
durch unmittelbare Blickbeziehung.
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Von der Berliner Brücke öffnet sich der Blick auf die Silhouette des Stadtzentrums

Die Karl-Liebknecht-Straße ist eine wichtige 

Orientierungsachse in der Südvorstadt.

Hochhäuser markieren den Stadteingang an 

der Permoser- / Volksgartenstraße



3.4 Soziale Brauchbarkeit 

Die öffentlichen Straßen und Plätze der Stadt
sollen nicht nur verkehrlich „funktionieren“,
sondern auch nutzerfreundlich gestaltet sein
und ein angenehmes Umfeld für Fortbewe-
gung und Aufenthalt bieten. Grundvorausset-
zung für die „soziale Brauchbarkeit“ des
öffentlichen Raumes ist ein ausreichendes
Platzangebot. Da in städtischen Straßen Platz
nicht unbegrenzt zur Verfügung steht, muss
zwischen den Ansprüchen unterschiedlicher
Nutzergruppen abgewogen werden. Je nach
Straßentyp und -umfeld sind dabei unter-
schiedliche Prioritäten zu setzen; in vielen Fäl-
len werden auch hinsichtlich der Abwicklung
des Kraftfahrzeugverkehrs Kompromisse zu
schließen sein.

Bei dem Entwurf der Straßenräume, insbe-
sondere bei der Aufteilung der Straßen-
querschnitte, müssen die Ansprüche aller
Nutzergruppen sowie verkehrliche und
gestalterische Anforderungen gerecht und
nachvollziehbar berücksichtigt werden.
Dabei sind auch finanzielle Aspekte, ein-
schließlich der Förderfähigkeit, zu berück-
sichtigen.

Sind bei beengten Raumverhältnissen
Abstriche von den „Idealmaßen“ für ein-
zelne Nutzungsbereiche unvermeidlich,
muss der Platz sozialverträglich verteilt
werden. In dicht bebauten und genutzten
Stadtstraßen sind die Belange der Fuß-
gänger, des Aufenthalts und der Randnut-
zungen, der Radfahrer, des Erschließungs-
verkehrs, der Ver- und Entsorgung, der
öffentlichen Verkehrsmittel, der Anwoh-
ner (Stellplätze) sowie des durchgehenden
Verkehrs gerecht abzuwägen.

Städtebauliche Bemessung
der Seitenräume

Leipzig hat Straßen mit angenehmen und
schönen Seitenräumen, in denen man sich
wohlfühlt, und die den Eindruck einer lebens-
werten Stadt vermitteln. In anderen Straßen
des Hauptnetzes taugen die Seitenräume
dagegen kaum zum angenehmen Gehen; Auf-
enthaltsqualität oder Möglichkeiten für Nut-
zungen in den Gebäuden, sich in den Außen-
raum hinein zu entwickeln, fehlen oft völlig.
Selbst scheinbar großzügige Seitenräume mit
einer Breite um 4 m sind für lebhafte
Geschäftsstraßen oft zu schmal: Auslagen oder
ein paar Kaffeehaustische sind kaum möglich,
ohne den Bewegungsraum der Fußgänger
erheblich zu beeinträchtigen.

Wenn Straßen ihre Funktion als Räume für
Öffentlichkeit wahrnehmen sollen, dürfen die
Seitenräume sich nicht als Restflächen erge-
ben, nachdem die Ansprüche des Kfz-Verkehrs
und der öffentlichen Verkehrsmittel befriedigt
sind, sondern es muss zwischen Fahrbahnbrei-
te und Seitenräumen eine nachvollziehbare
Abwägung stattfinden, die die Kriterien der
sozialen Brauchbarkeit des Straßenraumes
gleichgewichtig einbezieht.

Um in der Abwägung den ingenieurmäßig
ermittelten Abmessungen der Fahrbahn-
flächen plausibel begründete Abmessun-
gen für die Seitenräume gegenüberstellen
zu können, soll das Verfahren der „städte-
baulichen Bemessung“ angewandt wer-
den. Der Abwägungsprozess zwischen Ver-
kehr und Gestalt soll dadurch transparen-
ter und besser nachvollziehbar werden,
auch wenn im Ergebnis der Abwägung die
städtebaulich sinnvollen Breiten nicht
immer erreicht werden können.

Die städtebauliche Bemessung geht davon
aus, dass die soziale Brauchbarkeit öffentlicher
Räume durch drei Faktoren bestimmt wird:
• die Proportionen zwischen befahrenen und

unbefahrenen Flächen,
• die Ansprüche der Randnutzungen an den

Straßenraum,
• die Ansprüche des Fußgängerverkehrs

sowie ggf. des Radverkehrs.

Aus diesen Faktoren lässt sich in Anlehnung an
die „Empfehlungen zur Straßenraumgestaltung
innerhalb bebauter Gebiete“ (ESG) der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen die erforderliche Seitenraumbreite
ableiten:

Proportionen: Die Breiten von Seitenräumen
und Fahrbahn sollen zueinander in einem an-
genehmen Verhältnis stehen:
• bei Straßen ohne Mittelstreifen 

30 % : 40 % : 30 % 
(Seitenraum : Fahrbahn : Seitenraum),

• bei Straßen mit raumwirksamem Mittel-
streifen 50 % : 50 % (Seitenraum : Fahr-
bahn, auf jeder Seite des Mittelstreifens).

Damit ein Mittelstreifen raumwirksam wird,
sollte er mit Bäumen bepflanzt, also mindes-
tens 3 m breit sein; besser, wenn auch nur sel-
ten möglich, sind zwei Baumreihen und min-
destens 7 – 8 m Breite.

Ansprüche der Randnutzungen: Zwischen
dem eigentlichen Gehbereich und dem äuße-
rem Rand des Straßenraums ist bei Wohnun-
gen ein Vorgartenbereich von mindestens 3 m
oder ein Distanzbereich von mindestens 1 m
Breite erforderlich, vor Ladengeschäften und
Gastronomiebetrieben eine Wirtschaftsfläche
von mindestens 2 m, vor Büronutzungen ein
Distanzbereich von mindestens 1 m Breite.

Ansprüche des Fußgänger- und Radver-
kehrs: Im Seitenraum sollte ein mindestens
2,5 m, in Geschäftsstraßen 3,5 m breites von
Hindernissen und anderen Funktionsbelegun-
gen ungestörtes Band für den Fußgängerver-
kehr zur Verfügung stehen; dieses Band benö-
tigt auf beiden Seiten Sicherheitsabstände von
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mindestens 0,5 m zu Fassaden, Einfriedungen,
Bäumen, Radwegen, Fahrbahnen, Stellplätzen
und anderen Funktionsbereichen. In der Umge-
bung von Veranstaltungsorten, im Bereich von
Haltestellenzugängen oder in besonders fre-
quentierten Einkaufsstraßen sind einzelfall-
bezogen größere Breiten notwendig. Für Rad-
wege ist eine Mindestbreite von 1,5 m anzu-
nehmen, zuzüglich eines Sicherheitsabstandes
zur Fahrbahn von 0,75 m. Baumstreifen erfor-
dern zusätzlich 2 m, mindestens 1,5 m Seiten-
raumbreite.

Die städtebaulich bemessene Seitenraumbreite
ergibt sich aus der Summe der Anspruchsmaße,
wenn diese größer ist als das Proportionsmaß,
anderenfalls gilt das Proportionsmaß. Bei der
Summierung der Anspruchsmaße können
Sicherheitsabstände mit Distanzbereichen bzw.
mit Baumstreifen überlagert werden.

Nach der städtebaulichen Bemessung ergibt
sich für die Profilgestaltung der Straßen des
Hauptnetzes, dass die Breite der Seitenräume
4,0 m, bei Seitenräumen mit Bäumen 5,0 m
(bei Stellplätzen zwischen den Bäumen 6,0 m)
i. d. R. nicht unterschreiten sollte. In Straßen
mit Vorgärten können diese Maße um 0,5 m
reduziert werden. In Geschäftsstraßen bzw. bei
Einordnung von Radwegen sind die entspre-
chenden Breitenzuschläge zu berücksichtigen.

Wo die Seitenräume schmaler sind, als sich aus
der städtebaulichen Bemessung ergibt, soll im
Rahmen von Umgestaltungsmaßnahmen nach
Möglichkeiten gesucht werden, wie Platz
geschaffen werden kann:
• Gehwehgparken kann auf die Fahrbahn

verlegt, ein Stellplatzangebot platzsparend
zwischen Bäumen untergebracht werden.

• In schmalen Stadtstraßen unter 16 m
Raumbreite können Stellplätze auf einer
Straßenseite konzentriert werden.

• Zweistreifige Richtungsfahrbahnen können
in überbreite einstreifige Fahrbahnen
umgewandelt werden; hierdurch ergibt sich
bei nur geringen Kapazitätseinbußen ein
Platzgewinn von 1 – 2 m auf jeder Seite.

• Wenn der Gewinn für den Seitenraum
höher zu bewerten ist, als die verkehrliche
Einbuße, kann in der Abwägung auf einzel-
ne Fahrstreifen verzichtet werden.

• Radverkehrsanlagen sollten, wo die Ver-
kehrsverhältnisse dies zulassen, nicht im
Seitenraum, sondern im Fahrbahnbereich
(Radstreifen, Angebotsstreifen) angelegt
werden.

Raumbreiten für Straßen im Hauptnetz:
Aus der städtebaulichen Bemessung ergeben
sich folgende Zielaussagen für die Raumbreiten
bzw. für die möglichen Verkehrsfunktionen der
Straßen des Hauptnetzes:
• Vier Fahrstreifen können erst ab einer

Raumbreite von etwa 24 m stadtgestalte-
risch befriedigend (mit Randbäumen) ein-
geordnet werden; Straßen dieser Breite
sind in der Regel als Elemente des Straßen-
hauptnetzes geeignet.

• In Straßen mit nur einseitiger Bebauung
oder mit breiten Vorgartenzonen bzw. stra-
ßenbegleitenden Grünstreifen reicht eine
Raumbreite von etwa 20 m in der Regel
aus.

• Bei Straßenraumbreiten zwischen 18 m und
24 m sind Verkehrsstärken über 20.000
Kfz/Tag nur im Ausnahmefall vertretbar.

• Straßen unter 18 m Breite können – städte-
baulich bemessen – nicht mehr als zwei
Fahrstreifen aufnehmen. Verkehrsstärken
über 20.000 Kfz / Tag sind in ihnen ohne
zusätzliche Maßnahmen nicht mehr ver-
träglich abzuwickeln.
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Schmale, zugeparkte oder zugestellte Gehwege

beeinträchtigen die „soziale Brauchbarkeit“ 

des öffentlichen Raums: Lützner Straße (links),

Georg-Schwarz-Straße (rechts).

Neu hergestellter Seitenraum mit hoher 

Gestaltungs- und Nutzungsqualität;

Leipziger Straße in Bölitz-Ehrenberg (unten).



Bäume in Straßen

Bäume sind für die Aufenthaltsqualität im
Straßenraum entscheidend: Schatten, Kühlung,
Geborgenheit, Sicherheit durch Abstand vom
Fahrverkehr sind unmittelbar zu spüren, dazu
kommen die Wirkungen auf die Luftqualität
und das Mikroklima. Straßen mit Bäumen wer-
den allgemein als angenehm und schön emp-
funden. Mit abnehmender Straßenbreite neh-
men die Probleme durch Verschattung sowie
durch Konflikte mit der Randbebauung und mit
Leitungstrassen tendenziell zu.

In Straßen mit einer Breite von mehr als
16 m ist die Einordnung von straßenbe-
gleitenden Baumreihen eines der wichtig-
sten Ziele der Straßenraumgestaltung, das
in der Abwägung mit anderen Belangen
(z.B. mit der Einordnung zusätzlicher Fahr-
streifen) sehr hoch zu gewichten ist. In
schmaleren Straßen ist eine genaue Ein-
zelfallprüfung erforderlich.

Damit die Bäume gut gedeihen können
und keine Probleme für Bebauung oder
Leitungen entstehen, soll zwischen Straßen-
bäumen und Randbebauung ein Abstand
von möglichst 4 m eingehalten werden.

Bei der Festlegung der Baumstandorte soll die
Ausrichtung des Straßen- bzw. Platzraumes
beachtet werden. Die Wahl der Baumart soll
auf den Charakter der Straße und des Quar-
tiers Bezug nehmen (Bestimmung einer Leit-
baumart). Eine Unterbrechung von Alleebaum-
reihen ist nach Möglichkeit zu vermeiden. In
denkmalgeschützten Bereichen und Bereichen
mit einem dichten Bestand an Einzeldenk-
malen sind Baumpflanzungen mit den Zielen
des Denkmalschutzes abzustimmen.
Das „1000-Bäume-Programm“ soll auch auf
die schwierigen Fälle der verkehrsreichen
Stadtstraßen ausgedehnt werden. Oft lassen
sich Bäume auch hier ohne Änderung der Leis-
tungsfähigkeit zwischen vorhandene Stellplät-
ze einordnen, in einigen Fällen sind Baum-
pflanzungen jedoch nur in Verbindung mit
einer Entlastung der Straße möglich. Die sich
aus dem Verkehrskonzept ergebenden Entlas-
tungspotentiale sind daraufhin zu prüfen.

Querungshilfen

Eine wichtige Voraussetzung für die soziale
Brauchbarkeit städtischer Straßen ist die Mög-
lichkeit ihrer sicheren Überquerung an vielen
Stellen; für Geschäftsstraßen ist eine lineare
Überquerbarkeit unabdingbar. Aus Sicht der
Straßenraumgestaltung sind dabei die folgen-
den Empfehlungen zu beachten:

• Gitter und andere Absperrungen sind in
Stadtstraßen zu vermeiden, ebenso hohe
oder dichte Bepflanzungen, die Sichtverbin-
dungen oder Querbeziehungen beeinträch-
tigen.

• Querungshilfen wie Gehwegvorstreckungen
und Mittelinseln sollen so gestaltet und
eingeordnet werden, dass sie die Linearität
des Straßenraumes möglichst wenig beein-
trächtigen; Verschwenkungen der Bordlinie
sind zu vermeiden.

• Separate Gleiskörper der Straßenbahn sollen
so gestaltet und befestigt werden, dass sie
(bei einer Zugfolge von 5 Minuten oder sel-
tener) auch als Querungshilfen genutzt
werden können.

Stadtverträgliche 
Integration der öffentlichen
Verkehrsmittel

Stadtbahnen und Straßenbahnen gehören in
die strukturprägenden Haupträume der Stadt.
Gerade deshalb ist die Gestaltung der Bahnan-
lagen besonders wichtig. Erfahrungen zeigen,
dass auch optimal in Stadträume integrierte
Straßenbahnen betriebswirtschaftlich und
sicher betrieben werden können.

Breite großstädtische Magistralen, Messe- und
Flughafenzubringer, Räume in der Nähe von
Bahnhöfen oder wichtigen Umsteigehaltestel-
len können durch gut gestaltete technische
Verkehrsanlagen geprägt werden. In solchen
Fällen drückt das Verkehrsmittel Stadtbahn
dem Straßenraum seinen Stempel auf.

Im Regelfall sollen sich die Betriebsanla-
gen der Straßenbahn jedoch der vorhan-
denen Gestalt der Stadträume anpassen.
Insbesondere in Straßen und auf Plätzen
mit eigenständigem Raumcharakter
kommt es darauf an, die Straßenbahn so
einfach und unaufdringlich wie möglich in
den Raum zu integrieren.

Leitlinien zum öffentlichen Raum

Straßenraumbegrünung (Hauptverkehrsstraßen, 2001)
Länge Anteil am 

Bewertung des Netzes Gesamtnetz

beidseitiger Baumbestand mit Grünflächen > 5% der Straßenbreite 158.487 m 65%
oder einseitiger Baumbestand mit Grünflächen > 20% der Straßenbreite

beidseitiger Baumbestand ohne Grünflächen oder 47.059 m 20%
einseitiger Baumbestand mit Grünflächen < 20% oder 
kein Baumbestand, Grünflächen > 20% der Straßenbreite

kein Baumbestand und Grünflächen < 20% der Straßenbreite 35.183 m 15%

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz
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Bäume im Seitenraum verbessern die Aufenthaltsqualität im Straßenraum (Gohliser Straße).



Bei der Entscheidung über die Gestaltung
der Betriebsanlagen und insbesondere
des Bahnkörpers sind die davon berührten
funktionalen und gestalterischen Anforde-
rungen an den Straßenraum in ihrer
Gesamtheit zu ermitteln und abzuwägen.

Dazu gehören die notwendigen Seitenraum-
breiten, der Erschließungsbedarf der angren-
zenden Bebauung und der Fußgängerquerver-
kehr ebenso wie die Anforderungen des öffent-
lichen Verkehrsmittels und des durchlaufenden
Kfz-Verkehrs und nicht zuletzt auch die städte-
bauliche Einfügung. Diese Anforderungen müs-
sen für jede Situation speziell ermittelt und
bewertet werden, um in der Abwägung über
die Möglichkeit eines separaten Bahnkörpers
oder die Notwendigkeit anderer Lösungen für
die Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs
entscheiden zu können. Dabei sind sowohl die
Förderfähigkeit der vorgeschlagenen Maßnah-
men als auch ihre Stadtverträglichkeit sicher-
zustellen.

Wo die Gesamtbreite der Straße unter Berück-
sichtigung der Flächenansprüche der Seiten-
räume ausreicht, sollen i.d.R. besondere Bahn-
körper mit geschlossenem (gepflastertem)
Oberbau angelegt werden. In Geschäftsstra-
ßen mit hohem Querungsbedarf sollen diese
Bahnkörper zugleich als Querungshilfe genutzt
werden können. Um das einheitliche Erschei-
nungsbild des Fahrbahnbereichs zu wahren,
soll der Höhenunterschied zwischen Bahnkör-
per und Fahrbahn so gering wie möglich
gewählt werden.

In schmaleren Stadtstraßen sind Lösungen
anzustreben, die dem eigenen Bahnkörper
funktional gleichwertig sind. Dazu gehört ins-
besondere die zeitliche Trennung der Verkehrs-
arten durch „dynamische Straßenraumfreiga-
be“. Dafür müssen drei Voraussetzungen
erfüllt sein: Ein eigener Bahnkörper wäre mit
unverhältnismäßig hohen Kosten oder mit
unvertretbaren Beeinträchtigungen anderer
Planungsziele verbunden, die Länge des Teilab-
schnitts ist von relativ untergeordneter Bedeu-
tung und die „Pulkführerschaft“ der Straßen-
bahn kann gewährleistet werden.

Besondere Bahnkörper mit begrüntem Ober-
bau (gleisoberkantenbündige Rasenfläche)
sollen in grüngeprägten Straßenräumen außer-
halb des Tangentenvierecks, jedoch nicht in
Stadtstraßen oder Geschäftsstraßen angelegt
werden. Wo die Fläche ausreicht, sollen sie
durch beidseitige Baumreihen im Mittelstrei-
fen eingefasst werden.

Bahnkörper mit geschottertem Oberbau sind
nur im unbebauten Bereich zwischen Siedlun-
gen sowie in Industriegebieten vertretbar. In
allen anderen Teilen der Stadt sollen sie im
Zuge von Erneuerungsmaßnahmen stadtver-
träglich umgebaut werden: in Stadt- und in
Geschäftsstraßen gepflastert, weiter draußen
als Rasengleise.

Als Sonderfall ist die Ausweisung einer „Stra-
ßenbahnstraße“, die daneben nur untergeord-
neten Erschließungsverkehr aufnimmt, in
Betracht zu ziehen. Diese Lösung ist für einige
der alten Radialen besonders geeignet, in
denen angemessene Lebens- und Verkehrsver-
hältnisse nur bei entsprechender Änderung der
Verkehrsfunktion zu erreichen sind. Gute
Chancen bieten sich insbesondere dort, wo
eine Entlastung vom Kfz-Verkehr erfolgt, z. B.
in der Eisenbahnstraße, wo die Straßenbahn
künftig zwischen verbreiterten Seitenräumen
mit Bäumen stadtverträglich und beschleunigt
verkehren kann. Stellplätze und Lieferzonen
können zwischen den Bäumen und in punk-
tuellen Raumaufweitungen untergebracht
werden. Durch Anlage von Haltestellenkaps
sollte der Durchfahrtswiderstand erhöht und
zugleich die Nutzbarkeit der Haltestellen ver-
bessert werden.

Masten, Fahrdrähte und sonstige technische
Betriebsanlagen sollen zurückhaltend gestaltet
werden. In Anbetracht der häufig beengten
Raumverhältnisse sollen, wo immer möglich,
die Fahrdrähte von den Gebäuden aus abge-
spannt werden. Wo in städtebaulich sensiblen
Bereichen auf Masten nicht verzichtet werden
kann, sind Stahlmasten wegen ihres geringe-
ren Querschnitts gestalterisch den Betonma-
sten vorzuziehen. Eine Kombination mit der
Straßenbeleuchtung ist zu prüfen.

Soziale Brauchbarkeit Leitlinien zum öffentlichen Raum

55

In weniger verkehrsbelasteten Straßen fügen sich

fahrbahnbündig eingepflasterte Gleise unaufdringlich

in das Stadtbild ein; Papiermühlstraße (oben).

In breiten Straßen lässt sich die Beschleunigung des

öffentlichen Verkehrsmittels mit der Einordnung von

Bäumen verbinden; Prager Straße (unten).



Barrierefreie und stadt-
verträgliche Haltestellen

Haltestellen beleben den Straßenraum; sie eig-
nen sich als Kristallisationsorte des Stadt-
lebens und Merkpunkte der Orientierung in der
Stadt und sollen daher vorzugsweise an funk-
tional oder räumlich hervorgehobenen Stellen
angeordnet werden, wie Plätzen, wichtigen
Kreuzungen, öffentlichen Gebäuden, Parkein-
gängen usw.. Ein erkennbar hierarchisches
System von Haltestellen erleichtert die Orien-
tierung; wichtige Haltestellen sollten deshalb
in ihrer Gestaltung besonders hervorgehoben
werden.

An den Haltestellen müssen die Komfort-
ansprüche der Fahrgäste und die techni-
schen Anforderungen der Verkehrsbetriebe
mit den städtebaulichen Anforderungen in
Einklang gebracht werden. Der Zugang zu
den öffentlichen Verkehrsmitteln soll bar-
rierefrei sein. Die Gestaltung der Halte-
stellen muss ihrer Bedeutung entspre-
chen, die „normale“ Haltestelle soll sich
der Charakteristik des Straßenraumes
unterordnen.

Städtebaulich unproblematisch sind Haltestel-
len am Fahrbahnrand, ggf. vorgezogen als Hal-
testellenkap, sowie Haltestellen mit Zeitinsel
und angehobener Fahrbahn. Sie kommen ohne
wesentlichen zusätzlichen Raumbedarf aus
und können auch in schmalen Straßen ohne

Fahrbahnaufweitung barrierefrei und behin-
dertengerecht angelegt werden. Haltestellen-
kaps sollen so angelegt werden, dass die Ver-
schwenkung der Bordführung möglichst wenig
straßenbildwirksam wird (z.B. zwischen Stell-
plätzen). Die Andienung von Ladengeschäften
muss sichergestellt werden. Wo Arkaden oder
Vordächer in Haltestellennähe als Regenschutz
genutzt werden können, kann meist auf einen
Fahrgastunterstand verzichtet werden.

Haltestelleninseln im Straßenraum stören oft
den Raumzusammenhang. Die Störung ist
umso größer, je länger, breiter und höher die
Inseln sind, und wird verstärkt durch Aufbau-

ten und Werbeanlagen. Größe, Ausstattung
und Werbung sollen deshalb so begrenzt und
angeordnet werden, dass die Haltestelle ein-
sehbar bleibt und der Raum nicht zergliedert
wird. Absperrgitter sollen auch an Haltestellen
soweit wie möglich entfallen; in Straßen mit
linearem Querungsbedarf (z. B. Geschäftsstra-
ßen) ist ihre Notwendigkeit in jedem Einzelfall
gesondert zu prüfen. Geschlossene Baumrei-
hen sollten auch im Bereich von Haltestellen
nicht unterbrochen werden.

Soziale Brauchbarkeit Leitlinien zum öffentlichen Raum

56

Rasengleise stellen im äußeren Stadtraum oft eine

gute Lösung dar; Zwickauer Straße (links).

Ein „Haltestellenkap“ ist nutzerfreundlich und lässt

sich auch in schmale Straßenräume gut einordnen;

Zschochersche Straße (rechts).

Auch an der „Regelhaltestelle“ sollten Baumreihen

nach Möglichkeit nicht unterbrochen werden;

Witzgallstraße (unten).



3.5 Soziale Sicherheit

Eine wesentliche Voraussetzung für die
soziale Brauchbarkeit von Straßen und
Plätzen ist das Gefühl von sozialer Sicher-
heit im öffentlichen Raum. Wichtig hierfür
sind insbesondere die Möglichkeit der
sozialen Kontrolle durch Nähe von (Wohn-)
Bebauung, Gewährung von Einblicken und
Vermeidung von Sichtbarrieren, sowie der
Verzicht auf niveaufreie Kreuzungen und
unbelebte Ingenieurbauwerke (Vermei-
dung von „Angsträumen“).

Soziale Sicherheit entsteht durch Augen; Blicke
müssen möglich sein und vermutet werden.
Videoüberwachung ist eine Notlösung für
Stadträume, die ohne Leben sind. Ungleich
wirkungsvoller ist es, die Raumkanten zu bele-
ben, sie nahe an die öffentlichen Bewegungs-
und Aufenthaltsflächen heranzuziehen und
dafür zu sorgen, dass dort stehende Gebäude
genutzt, möglichst bewohnt sind

Fehlende Randbebauungen sind daher nach
Möglichkeit zu ergänzen, bestehende zu erhal-
ten und zu nutzen. Einseitig bebaute Stadtstra-
ßen an Grün- oder Wasserflächen können eine
herausragende Qualität haben, die Sichtbezü-
ge zwischen Freifläche und Bebauung sollten
jedoch nicht vollständig unterbrochen werden;
nachts sollte die einseitig fehlende soziale
Kontrolle durch eine attraktive Beleuchtung
ausgeglichen werden.

Hohe und dichte Strauchpflanzungen im
öffentlichen Raum sind ebenso zu vermeiden
wie unübersichtliche oder nicht einsehbare
Wegeführungen. Von der Fahrbahn abgerückte
Gehwege durch Grünbereiche sind für Fußgän-
ger vor allem nachts unangenehm. Besonders
unwirtliche Räume sind Unterführungen; sie
erzeugen Unwohlsein und werden von vielen
Menschen gemieden. Unterführungen, die aus-
schließlich der Querung von Straßen dienen,
sind daher durch ebenerdige Übergänge zu
ersetzen. Unterführungen in Verbindung mit
unterirdischen Haltestellen müssen attraktiv,
hell und übersichtlich gestaltet werden.

Die Beleuchtung der öffentlichen Räume kann
das Gefühl der sozialen Sicherheit verbessern.
Die Anforderungen der Sicherheit müssen
jedoch mit gestalterischen Aspekten in Ein-
klang gebracht werden. Beleuchtung soll span-
nungsvoll und raumbildend wirken, eine völlig
gleichmäßige Beleuchtungsdichte ist daher
nicht anzustreben.
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Bei einseitig angebauten Straßen fehlt in der Regel

die soziale Kontrolle; Berliner Straße (links).

Auch auf unübersichtlichen und schlecht einsehbaren

Fußwegen stellt sich leicht ein Gefühl der Unsicher-

heit ein; Zugang zum S-Bahnhof Connewitz (oben).

Unterführungen, aber auch dichter Gehölzbestand

beeinträchtigen das Sicherheitsgefühl; Unterführung

Wilhelm-Leuschner-Platz (unten).



3.6 Aufgabenschwerpunkte

Aus der städtebaulichen Analyse des Haupt-
netzes der öffentlichen Räume der Stadt erge-
ben sich für die im Abschnitt 2. dieses Stadt-
entwicklungsplans dargestellten Neubau-,
Ausbau- und Umgestaltungsmaßnahmen die
hier schematisch dargestellten Aufgaben-
schwerpunkte.

Der städtebauliche Handlungsbedarf ist dabei
um so größer, je mehr solcher Gestaltungsauf-
gaben sich an einer Stelle überlagern. Entspre-
chend wurden unter Berücksichtigung der
begrenzten Finanzierungsmöglichkeiten die in
der Karte „Straßen- und Brückenbauvorhaben“
dargestellten „Vorhaben mit städtebaulicher
Priorität“ bestimmt, die gleichwertiger Be-
standteil des Straßen- und Brückenbaupro-
gramms Leipzig sind.

AufgabenschwerpunkteLeitlinien zum öffentlichen Raum
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Aufgabenschwerpunkte der Straßenraumgestaltung

im Netz der Hauptverkehrsstraßen:

Abb.1: Stadtverträgliche Integration 

der Straßenbahn

Abb.2: Bäume für Straßen und Plätze

Abb.3: Mehr Platz auf Gehwegen

Abb.4: Platzgestaltung (orange) 

und Raumbildung (rot)

Abb.1 Abb.2

Abb.3 Abb.4



4.1 Entwicklung von 
Standortqualitäten

Durch die in den letzten Jahren fertiggestellten
oder begonnenen und die in diesem Stadtent-
wicklungsplan erläuterten zusätzlichen Maß-
nahmen im Verkehrsbereich wird sich die
Erreichbarkeit und damit die Lagegunst unter-
schiedlicher Teile der Stadt verändern. Für die
Ansiedlung von Nutzungen mit einem hohen
Verkehrsaufkommen sowie für die Entwicklung
der Zentren ergeben sich neue Perspektiven.
Andererseits kann sich ein zusätzlicher Ent-
wicklungsdruck auf Bereiche richten, die hier-
für weniger geeignet sind.
Die Abbildung zeigt eine grobe Einschätzung
zu erwartender Veränderungen der verkehrli-
chen Lagegunst im Stadtgebiet.

Durch Maßnahmen im öffentlichen Verkehrs-
netz werden vor allem das Zentrum und die
südlich anschließenden Bereiche um den Baye-
rischen Bahnhof bis zum geplanten Haltepunkt
Semmelweisstraße sowie zwischen dem Alten
Messegelände und dem S-Bahnhaltepunkt
Stötteritz begünstigt. Erhebliche Erreichbarkeits-
gewinne ergeben sich weiterhin im „Nord-
westkorridor“, der vom Ausbau der S-Bahn
nach Halle und von der Straßenbahnbeschleu-
nigung in der Georg-Schumann-Straße profi-
tiert. In etwas geringerem Maße wird auch der
„Südwestkorridor“ mit der zukünftigen Stadt-
bahn in der Lützner Straße und der in geringem
Abstand parallel verlaufenden S-Bahn aufge-
wertet.

4. Auswirkungen des Verkehrs 
auf Stadt und Umwelt
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Im Hinblick auf den Individualverkehr wird sich
die Verkehrsgunst des Nordraums und des Nord-
westraums nochmals erhöhen; in Teilbereichen
überlagert sich dieser Effekt mit einer verbes-
serten ÖPNV-Bedienung. Ein weiterer verkehrs-
günstiger Raum mit guter Autobahnanbindung
ist im Osten zwischen Torgauer und Permoser-
straße entstanden. Neue Lagequalitäten erhält
der Süden Leipzigs durch den Ausbau der A 38
und der Chemnitzer Autobahn. Davon profitiert
u. a. der geplante Gewerbestandort Weiden-
weg. Zusätzlicher Entwicklungsdruck könnte
auch in den Räumen Knautnaundorf und Lie-
bertwolkwitz sowie im Dreieck Connewitz –
Lößnig – Marienbrunn entstehen.

Entlastungspotentiale

Neue Entwicklungschancen ergeben sich auch
durch die Reduzierung des Durchgangsver-
kehrs in bisher hochbelasteten Straßenkorrido-
ren. Die Abbildung zeigt, dass zwischen 2001
und 2015 in weiten Teilen der Stadt eine erheb-
liche Entlastung des Straßennetzes erreicht

wird, teilweise auch bereits erreicht worden
ist. Dazu gehören Hauptachsen der innerstäd-
tischen Quartiere wie die Eisenbahnstraße, die
Karl-Liebknecht-Straße, die Lützner Straße und
die Jahnallee, aber auch viele Nebenrouten
durch Wohngebiete und Ortsteilzentren.
Die Entlastung soll durch geeignete Maßnah-
men (Wegweisung, Lichtsignalschaltung, Auf-
hebung von Parkverboten, Straßenumbau)
unterstützt und zu Verbesserungen für die
öffentlichen Verkehrsmittel, den Fußgänger-
und Radverkehr sowie der Aufenthalts- und
Gestaltqualität genutzt werden. In Abhängig-
keit vom Zeitpunkt der Entlastung und von der
Dringlichkeit der Maßnahmen ist hierfür ein
stadtweites Programm aufzustellen.
Die Abbildung zeigt aber auch, dass in einigen
Straßenabschnitten notwendige und erhoffte
Entlastungswirkungen nicht ohne Weiteres
eintreten, teilweise sogar trotz Rückstufung
der Netzfunktion das Verkehrsaufkommen
deutlich ansteigen könnte. Dies betrifft insbe-
sondere Teile des Promenadenrings, die Arthur-
Hoffmann-Straße sowie die „innere“ Georg-
Schumann-Straße und weitere Straßenzüge in
Gohlis. In diesen Fällen ist zu prüfen, durch
welche Maßnahmen der angestrebte Entlas-
tungseffekt dennoch erreicht werden kann.

Zusatzbelastungen

Erheblicher Neuverkehr ist naturgemäß auf
den neu geplanten bzw. auszubauenden Stra-
ßen zu erwarten, insbesondere auf dem Mittle-
ren Ring. Obwohl die Straßenplanungen
soweit wie möglich auf störungsempfindliche
Nutzungen Rücksicht nehmen, zeichnen sich
Problembereiche u.a. im Ostabschnitt des Mitt-
leren Ringes, entlang der Schönauer Straße in
Grünau sowie in Wahren, Gohlis und Mockau
ab. Die Querungen der Elsteraue und der Par-
thenaue sowie der Verkehrszuwachs auf dem
Nordabschnitt des Tangentenvierecks am
Rosental beeinträchtigen wichtige Grünräume.
Für besonders betroffene Bereiche werden teil-
weise noch Trassenvarianten geprüft (z.B. Mitt-
lerer Ring Südost). Im übrigen soll im Rahmen
der Entwurfsplanung durch Trassen- und Quer-
schnittsanpassungen, durch Straßengestaltung
und Grüneinbindung sowie durch geeignete
Schutzmaßnahmen die Zusatzbelastung der
angrenzenden Nutzungen möglichst gering
gehalten werden.
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Innerstädtische Radialstraßen wie die Wurzner Straße,

die auch Wohnstraßen sind, können durch den Aus-

bau des Ring-Tangenten-Systems entlastet werden.
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Entlastungspotentiale und Zusatzbelastungen 
im Hauptstraßennetz, 2001 – 2015

Minderbelastung um 2.000 – 5.000 Kfz / Werktag (hellgrün)
Minderbelastung um über 5.000 Kfz / Werktag (dunkelgrün)
Mehrbelastung um 2.000 – 5.000 Kfz / Werktag (hellrot)
Mehrbelastung um über 5.000 Kfz / Werktag (dunkelrot)

(Mehrbelastungen nur in sensiblen Stadträumen dargestellt) 

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Verkehrsplanung



4.2 Verkehr und Umwelt

Probleme 
und Handlungsfelder

Die Qualität der städtischen Umwelt wird
durch Verkehr in vieler Hinsicht beeinträchtigt.
Schadstoffe und Verkehrslärm stellen erheb-
liche Gesundheitsgefahren dar und sind eine
der Hauptursachen für das Negativ-Image
bestimmter Quartiere und Wohnlagen.

Verkehrstrassen zerschneiden zusammenhän-
gende Lebens- und Erholungsräume, nehmen
Flächen in Anspruch, die überwiegend versie-
gelt werden, belasten weitere Flächen durch
Abgase und Schadstoffeinträge und beein-
trächtigen das Stadt- und Landschaftsbild. Flä-
chenversiegelung und Abgase wirken sich
negativ auf das Stadtklima aus. Für die
Abwicklung des motorisierten Verkehrs wird
ein immer höherer Anteil der nicht erneuer-
baren Energien in Anspruch genommen.

Art und Umfang der Umweltbelastung sind
abhängig von der Verkehrsart. Die geringsten
Probleme machen der Fußgänger- und Radver-
kehr, deutlich höhere Belastungen, insbeson-
dere durch Lärm, Zerschneidung und Flächen-
verbrauch gehen von den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln aus, die weitaus höchsten Belas-
tungen vom Kraftfahrzeugverkehr. Herausra-
gende Belastungsquelle ist der Lkw-Verkehr,
der in den vergangenen Jahren überdurch-
schnittlich zunahm.

Jede Verlagerung von Verkehrsströmen von der
Straße auf den „Umweltverbund“ (Fußgänger-
und Radverkehr, öffentlicher Verkehr) führt zu
einer Entlastung der Umwelt. Es wird erwartet,
dass bei Umsetzung der in Abschnitt 3 darge-
stellten Leitlinien der Anteil des Umweltver-
bundes an der Gesamtzahl aller Wege von der-
zeit etwa 63 % auf 65 bis maximal etwa 68 %
gesteigert werden kann. Gleichzeitig werden
jedoch sowohl die Anzahl der Fahrten als auch
die mittleren Reiseweiten weiter ansteigen, so
dass das Gesamtvolumen des Kfz-Verkehrs in
der Stadt bis 2015 nochmals um 10 – 15 %
zunimmt.

Eine durch das Amt für Umweltschutz beauf-
tragte Analyse bietet umfangreiches Datenma-
terial zur Luftbelastung und zur Lärmbelastung
an 1600 Teilabschnitten des Hauptverkehrs-
straßennetzes. Zusammenfassend kann gesagt
werden, dass die Probleme der Luftbelastung
mit einer Ausnahme (Jahnallee) im Stadtgebiet
nicht kritisch sind, die Lärmbelastung dagegen
praktisch im gesamten Hauptverkehrsstraßen-
netz die Grenzwerte der Verkehrslärmschutz-
verordnung überschreitet, und zwar auf 55 %
der Straßenabschnitte (tagsüber) bzw. 75 %
(nachts) um mehr als 15 dB(A).

Besonders  betroffen sind angebaute Straßen
in innerstädtischen Altbaugebieten wie die
Arthur-Hoffmann-Straße, die Käthe-Kollwitz-
Straße, die Jahnallee und die Gustav-Adolf-
Straße, die Georg-Schumann-Straße, die Gorki-
straße, die Eisenbahnstraße und die Riebeck-
straße. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der
zusammenfassenden Einschätzung der lärm-
und schadstoffbedingten Gesundheitsrisiken
für die Anwohner. Die Grenzwert-Überschrei-
tungen werden teilweise durch die Straßen-
bahn noch verstärkt. Auch entlang der Eisen-
bahnstrecken werden die Grenzwerte über-
schritten.
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Schadstoffbelastung an Hauptverkehrsstraßen, 2001

Länge der Anteil am 
Bewertung betroffenen Netzteile Gesamtnetz

Gesundheitsrisiko (theoretisches Infarktrisiko) 
durch Verkehrslärmbelastung an Hauptverkehrsstraßen, 2001

Planungswert: < 0,1 Fälle/100m 89 641 33%
Kritischer Bereich: 0,1 bis 0,74 Fälle/100m 77 262 28%
Alarmwert: > 0,75 Fälle/100m 97 014 36%
keine Bewertung 7 362 3%

NO2-Belastung (Jahresmittelwert 2001, Hauptverkehrsstraßen)

Planungswert: NO2-Belastung (l1) < 40 (g/m3 21 458 m 14,4%
Kritischer Bereich: 40 (g/m3 < NO2-Belastung (l1) < 80 (g/m3 127 301 m 85,6%
Alarmwert: NO2-Belastung (l1) > 80 (g/m3 0 0%

Benzolbelastung (Hauptverkehrsstraßen, 2001)

Planungswert: Benzolbelastung < 5 (g/m3 146 722 m 98,6%
Kritischer Bereich: 5 _g/m3 < Benzolbelastung < 10 (g/m3 2 037 m 1,4%
Alarmwert: Benzolbelastung > 10 (g/m3 0 0%

Rußbelastung (Hauptverkehrsstraßen, 2001)

Planungswert: Rußbelastung < 2,5 (g/m3 4 421 m 3,0%
Kritischer Bereich: 2,5 _g/m3 < Rußbelastung < 8 (g/m3 143 530 m 96,5%
Alarmwert: Rußbelastung > 8 (g/m3 808 m 0,5%

Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz
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Durchgangsverkehr, vor allem von Lastkraftwagen,

stellt in vielen Wohnquartieren eine starke Lärm-

belastung dar.



Konzept

Die Verkehrsplanung soll die vom Stadtrat
beschlossenen Umweltqualitätsziele und -stan-
dards für Leipzig berücksichtigen. Von zentra-
ler Bedeutung für das Erreichen dieser Ziele
sind Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung, zur
Verkehrsverlagerung und zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen für die Verkehrsarten des
„Umweltverbundes“.

Mögliche Beiträge der Stadtentwicklungspla-
nung und der Verkehrsplanung zur Umweltent-
lastung beziehen sich u.a. auf die Verkehrsver-
meidung durch verkehrssparsame Raumstruk-
turen (s. Abschn. 2.1), auf die gezielte Ent-
lastung von empfindlichen Stadträumen durch
Straßenneubau, -ausbau und -umbau (Abschn.
2.3), auf die Stärkung des öffentlichen Nahver-
kehrs (Abschn. 2.4), auf die stadterträgliche
Organisation des Güterverkehrs (Abschn. 2.5),
auf die Schaffung attraktiver Rahmenbedin-
gungen für den Fußgänger- und Radverkehr
(Abschn. 2.6, 2.7), auf ein effektives Verkehrs-
management (Abschn. 2.9) sowie auf die Qua-
lität der öffentlichen Räume (Abschn. 3). Bei
Straßenneubauten kommt hinsichtlich des
Lärmschutzes der jeweils beste Stand der Tech-
nik zur Anwendung.

Auswirkungen

Eine Reduzierung des Kfz-Verkehrs als wesent-
licher Verursacher verkehrsbedingter Belastun-
gen ist innerhalb der Planungsperiode nicht
erreichbar. Jedoch kann durch die in diesem
Stadtentwicklungsplan zusammengestellten
Maßnahmen der Verkehrszuwachs begrenzt
und in weiten Teilen des Stadtgebietes eine
deutliche Entlastung erreicht werden, insbe-
sondere auch auf solchen Straßen, die heute in
besonders stark von Lärmbelastungen und
Gesundheitsrisiken betroffen sind.

Die zusätzlichen Umweltbelastungen durch
Neubau oder Ausbau von Verkehrswegen kon-
zentrieren sich dagegen in Bereichen, in denen
eine sehr viel geringere Zahl von Bewohnern
betroffen ist. Neubauten und wesentliche Aus-
bauten von Verkehrswegen erhalten darüber
hinaus gesetzlich vorgeschriebene Lärmschutz-
maßnahmen, die im Bestandsnetz kaum finan-
zierbar wären. Allerdings führt die Verkehrsver-
lagerung aus den sensiblen Siedlungsräumen
heraus in einigen Fällen zur weiteren Zer-
schneidung und Belastung von Freiräumen.

Bei größeren Neubau- und Ausbaumaßnah-
men ist i. d. R. eine detaillierte Prüfung der
Umweltverträglichkeit unter den Gesichts-
punkten der Vermeidung, der Minimierung und
des Ausgleichs der damit verbundenen
Umweltbelastungen gesetzlich vorgeschrie-
ben.

Verkehr und UmweltAuswirkungen des Verkehrs auf Stadt und Umwelt
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Die als B6 neu ausgebaute Permoserstraße erhielt 

zu beiden Seiten Lärmschutzwälle, die teilweise

durch Lärmschutzmauern ergänzt werden (unten).

Am Eutritzscher Markt hat sich die Belastung durch

Lärm und Abgase mit dem Ausbau der Maximilian-

allee bereits stark verringert (oben).

Auch am Promenadenring mit seinen Grünanlagen

sollen die Verkehrsbelastungen reduziert werden.



Probleme 
und Handlungsfelder

Im Leipziger Stadtgebiet (ohne Autobahn)
ereigneten sich im Jahr 2002 15.145 Unfälle
mit 2.404 Verletzten und 15 getöteten Perso-
nen. Die Zahl der Unfälle sowie die Zahl der
Verletzten war – bei erheblichen Schwankun-
gen – über die letzten zehn Jahre annähernd
gleichbleibend, die Zahl der Unfalltoten hat
sich verringert. Unter den Getöteten und Ver-
letzten waren Fußgänger und Radfahrer, aber
auch Kinder, Jugendliche und ältere Menschen
deutlich stärker vertreten, als es ihrer Verkehrs-
beteiligung entspräche. Bei den Unfallursachen
spielen nach wie vor überhöhte Geschwin-
digkeiten eine herausragende Rolle.

Eine Auswertung des Unfallgeschehens der
Jahre 1999 und 2000 zeigt, dass sich Anzahl
und Schwere der Unfälle sowie die Gefährdung
nicht motorisierter Verkehrsteilnehmer un-
gleichmäßig über das Stadtgebiet verteilen.
Überdurchschnittlich betroffen sind u. a. der
Promenadenring, Teilabschnitte der meisten
„inneren“ Radialstraßen (u. a. Gerberstraße,
Eisenbahnstraße, innere Prager Straße, Arthur-
Hoffmann-Straße, Karl-Liebknecht-Straße, Har-

kortstraße, Jahnallee, Lützner Straße in Linde-
nau), aber auch einige der „äußeren“ Radialen
(u. a. Permoserstraße, Antonienstraße / Schleu-
ßiger Weg, äußere Lützner Straße, Georg-Schu-
mann-Straße) sowie stark belastete Tangential-
verbindungen (u. a. Max-Liebermann / Essener
Straße, Hohentichelnstraße, Schönauer Straße).

Konzept

Die Gewährleistung der Verkehrssicherheit,
insbesondere auch für nichtmotorisierte Ver-
kehrsteilnehmer, und die Reduzierung der
Unfallzahlen mit Toten oder Verletzten hat bei
allen Planungen eine hohe Priorität. Von
besonderer Bedeutung sind auch hier Maßnah-
men zur Verkehrsvermeidung sowie zur Ver-
kehrsverlagerung auf den „Umweltverbund“ –
jede Kfz-Fahrt, die vermieden wird, ist ein Bei-
trag zur Verkehrssicherheit. Auch aus Sicher-
heitsgründen anzustreben sind daher verkehrs-
sparsame Raumstrukturen (s. Abschn. 2.1), die
Entlastung besonders unfallgefährdeter Stra-
ßen (Abschn. 2.3), die Stärkung des öffent-
lichen Nahverkehrs (Abschn. 2.4), die stadtver-
trägliche Organisation des Güterverkehrs
(Abschn. 2.5), die Schaffung attraktiver Rah-

menbedingungen für den Fußgänger- und Rad-
verkehr (Abschn. 2.6, 2.7) sowie ein effektives
Verkehrsmanagement (Abschn. 2.9). Bei Stra-
ßenneubauten kann eine formalisierte „Sicher-
heitsauditierung“ sinnvoll sein.

Von besonderer Bedeutung sind weiterhin
Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung in den
Wohngebieten, zur Reduzierung unangepass-
ter Geschwindigkeiten auf den Hauptverkehrs-
straßen, zur Schaffung sicherer Querungsmög-
lichkeiten, zur Schulwegsicherung sowie zur
Sicherung von Bahnübergängen der Straßen-
bahn und der Stadtbahn. Nicht zuletzt bedarf
es weiterhin umfassender Aufklärungsaktio-
nen, um die Bedeutung regel-angepassten Ver-
haltens und insbesondere der Einhaltung von
Geschwindigkeitsbeschränkungen, allen Ver-
kehrsteilnehmern immer wieder eindringlich zu
vermitteln.

VerkehrssicherheitAuswirkungen des Verkehrs auf Stadt und Umwelt
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4.3 Verkehrssicherheit

Verkehrsunfälle 1997 – 2002

1997 1998 1999 2000 2001 2002

Verkehrsunfälle insgesamt 14 769 14 647 16 328 15 894 15 555 15 145

darunter Unfälle …

mit Personenschaden 1 930 1 850 2 188 2 359 2 011 1 972
dabei …
Getötete Personen 16 15 23 22 22 15
Schwerverletzte 390 359 380 358 314 334
Leichtverletzte 1 929 1 883 2 236 2 291 2 066 2 070

mit Kindern bis unter 14 Jahre 211 228 252 214 192 223
dabei ...

Getötete Kinder 3 1 2 – 1 –
Verletzte Kinder 199 223 230 215 166 190

davon verursacht von …
Personenkraftwagen 11 063 10 898 12 989 11 927
Lastkraftwagen 2 270 1 221 1 562 1 847
Omnibusse / Straßenbahnen 74 78 99 140
Krafträder 102 80 108 131
Fahrräder 273 321 342 320
Fußgänger 157 160 212 192
Sonstige bzw. Unbekannt 857 1 889 1 016 1 337

Quelle: Polizeidirektion Leipzig

Verkehrsunfälle insgesamt (orange und rot)
Verkehrsunfälle mit Personenschaden (rot).

Unfälle mit Personen über 14 Jahre (hellblau) und 
Kindern unter 14 Jahren (dunkelblau).



Beteiligungsangebote
Verkehrsplanung hat erhebliche Auswirkungen
für die Bürger der Stadt. Sie profitieren von
guten Verbindungen und angenehmen Stra-
ßenräumen, werden von Lärm- und Umwelt-
auswirkungen des Verkehrs entlastet oder
auch zusätzlich belastet, sind seinen Unfallge-
fahren ausgesetzt, und beteiligen sich als Fahr-
gäste, Anlieger oder Steuerzahler direkt oder
indirekt an der Finanzierung. Nicht zuletzt ist
ein gut funktionierendes, qualitätvoll gestalte-
tes und kostengünstig zu betreibendes Ver-
kehrssystem wesentliche Voraussetzung für die
Wirtschaftskraft der Stadt.

Die Betroffenheiten sind jedoch unterschied-
lich verteilt. Immer wieder ist daher ein Gleich-
gewicht zwischen unterschiedlichsten Anfor-
derungen und Interessenlagen „auszuhan-
deln“. Deshalb strebt die Stadt eine bürger-
freundliche Prozessgestaltung durch frühzeiti-
ge Beteiligung und zeitnahe Rückkoppelung
von Anregungen an. Sie sieht es als große
Chance an, die Vielzahl interessierter Partner
durch gründliche Information und Möglichkei-
ten der Kommunikation und des Austausches
einzubinden.

In diesem Sinne wurde zum Stadtentwick-
lungsplan „Verkehr und Öffentlicher Raum“
ein umfassendes Beteiligungsverfahren durch-
geführt. Einzelaspekte wurden bzw. werden
unabhängig davon in anderen Zusammenhän-
gen öffentlich diskutiert. So ist der Nahver-
kehrsplan der Stadt Gegenstand eines eigen-
ständigen Beteiligungsverfahrens. Zu den 
Themenbereichen „Schulwegsicherung“ und
„Mobilitätsbehinderte“ werden externe Exper-
ten hinzugezogen. Zur nutzerfreundlichen
Überarbeitung der Ampelschaltungen wurde
1999 zusammen mit Leipziger Volkszeitung
eine öffentliche Aktion durchgeführt, die Hin-
weise zu 500 Einzelproblemen ergab. Als wich-
tiger Hintergrund für viele Diskussionen wird
das Informationsangebot zum Thema „Ver-
kehr“ auf der Internet-Seite der Stadt Leipzig
regelmäßig aktualisiert.

Auf der Ebene der Einzelprojekte bestehen
gesetzlich geregelte Beteiligungsangebote bei
Neubauten von Straßen des Hauptnetzes und
von Schienenwegen sowie für die meisten Aus-
baumaßnahmen, durch die zusätzliche Flächen
in Anspruch genommen oder Gleisanlagen
wesentlich verändert werden. Aber auch Pro-
jekte zur Verkehrsberuhigung, zur städtebau-
lichen und gestalterischen Aufwertung und zur
Beschleunigung der öffentlichen Verkehrsmit-
tel werden in der Regel öffentlich vorgestellt
und diskutiert, so dass die Beeinflussbarkeit
der Planung gegeben ist. Die Behindertenbe-
auftragte der Stadt sowie Interessenvertretun-
gen von Behindertengruppen werden regelmä-
ßig in die Planungen einbezogen. In Abhängig-
keit von der einzelnen Maßnahme sollen auch
Kinder und Jugendliche in die Entscheidung
einbezogen werden.

Im Rahmen dieser Verfahren müssen Konflikte
hinsichtlich der Verteilung des begrenzten Ver-
kehrsraumes sowie knapper Ressourcen ausdis-
kutiert und Kompromisse aushandelt werden.
Dafür gibt es keine Patentlösung. Die Erfah-
rung zeigt jedoch, dass offene Beteiligungspro-

zesse helfen, Fehler zu vermeiden, Konflikte zu
begrenzen und tragfähige Lösungen zu finden.
Grundsätzlich soll geprüft werden, ob mit der
Einrichtung eines ständigen Verkehrsbeirates
dieser Prozess noch offener und wirkungsvol-
ler gestaltet werden kann.

Fortschreibung des Stadtentwicklungsplans
Mit dem Stadtentwicklungsplan „Verkehr und
Öffentlicher Raum“ definiert die Stadt Leipzig
langfristige Leitlinien für die Entwicklung der
städtischen Verkehrsnetze und die Gestaltung
der Straßen und Plätze. Angesichts der Vielzahl
der Abhängigkeiten, sich verändernder Rah-
menbedingungen und der Ergebnisse von
Abstimmungs- und Beteiligungsprozessen
muss diese Planung in regelmäßigen Abstän-
den überprüft und fortgeschrieben werden.

Im Rahmen der Fortschreibung werden auch
die Ergebnisse des Forschungsprogramms
„Leipzig 2030“ zu berücksichtigen sein, das
Strategien für einen gezielten und politisch
bewussten Umgang mit den Chancen und 
Problemen einer weiteren „Entdichtung“
bestimmter Quartiere entwickelt. Weiterhin
werden bei der nächsten Fortschreibung des
Stadtentwicklungsplans die – dann aktualisier-
ten – Ziele des Nahverkehrsplans der Stadt
sowie des Nahverkehrsplans des Zweckver-
bandes für den Nahverkehrsraum zu berück-
sichtigen sein.

Die im Stadtentwicklungsplan dargestellten
Planungen und Projekte müssen darüber hin-
aus regelmäßig an die aktuellen Finanzie-
rungs- und Förderbedingungen angepasst 
werden. Nicht zuletzt soll von Zeit zu Zeit 
überprüft werden, inwieweit die mit dem Plan
verfolgten Ziele der weiteren Steigerung der
Attraktivität Leipzigs als Wirtschaftsstandort,
der Sicherung gleichwertiger Mobilitätschan-
cen, der stadt- und umweltverträglichen Orga-
nisation des Verkehrs sowie der Entlastung und
städtebaulichen Aufwertung sensibler Straßen-
und Stadträume tatsächlich erreicht wurden.

5. Verkehrsplanung als Prozess
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